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Vorsitzender: So, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ich darf Sie ganz herzlich zu unserer Aus-
schusssitzung heute und insbesondere zur 
öffentlichen Anhörung begrüßen. Es tut uns 
leid, dass wir etwas verzögert sind, weil wir 
noch eine Zwischenberatung hatten, damit die 
Dinge einigermaßen geordnet vor- und weiter-
gehen. 
Ich darf ganz herzlich die Sachverständigen 
begrüßen, die sich heute für uns als Ge-
sprächspartner zur Verfügung gestellt haben: 
Herrn Prof. Klaus Dolde, den Präsidenten des 
Bundesverwaltungsgerichtes Eckart Hien, RA 
Möller-Meinecke, Herrn Prof. Hans Ullrich 
Paul, Herrn Staatsminister a. D. Dieter Posch, 
Frau RAín Dr. Ursula Prall, Prof. Michael Ro-
nellenfitsch, Herrn Peter Rottner, Bernhard 
Stüer, Herrn RA Vierhaus und Herrn Prof. Mar-
tin Wickel. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
darf den Sachverständigen zunächst mal herz-
lich für die Stellungnahmen danken, die sie 
uns zugeleitet haben. Das ist ein für uns ganz 
wesentlicher Punkt für die Vorbereitung auf 
dieses Gespräch hier und das erleichtert uns 
ganz wesentlich die Arbeit. Ich glaube, dass 
das, was wir heute besprechen, von besonde-
rer Bedeutung ist. Nicht zuletzt deshalb, weil 
wir ja gerade im Bereich der Verkehrsinfra-
strukturinvestitionen ein sehr weites Gebiet vor 
uns haben. Der Investitionshaushalt des Ver-
kehrsausschusses ist der größte Investitions-
haushalt im Bundeshaushaltsplan. Ich glaube, 
die Zentralität der Aufgabe, dass, wenn wir die 
besondere Stellung der Bundesrepublik 
Deutschlands im Kernbereich Europas richtig 
aufgreifen wollen, gerade vor dem Hintergrund 
der EU-Osterweiterung, wird es noch eine 
Fülle von Infrastrukturvorhaben geben. Und es 
wäre sinnvoll, wenn wir die zügig angehen 
könnten. Die vorgeschlagenen Maßnahmen 

sollen insbesondere in Teilbereichen zu Be-
schleunigung führen, aber nach Entwurf Bun-
desregierung in der Größenordnung von bis zu 
zwei Jahren. Ich wäre dankbar, wenn Sie in 
Ihren Äußerungen noch mal darauf abstellen 
könnten, wo Sie zusätzliches Potenzial sehen, 
weil vor dem Hintergrund  laufender Verfahren, 
die man so aus eigener Anschauung kennt, mit 
Laufzeiten von 20 bis 30 Jahren, wäre ein 
weiterer Zeitgewinn von herausragender Be-
deutung. Ich sage dies auch deshalb, weil wir 
mit Sicherheit dieses Gesetz nicht fortlaufend 
novellieren werden, sondern, wenn diese No-
velle jetzt kommt, dann wird es für die nächste 
Zeit erst mal zu einem Abschluss der Beratung 
gekommen sein. Es wird z. B. nicht innerhalb 
von zwei Jahren zu einem weiteren Novellieren 
dieses Gesetzes kommen. Insofern brauchen 
wir also den versammelten Sachverstand, um 
die Möglichkeiten ausloten zu können. Dies ist 
von volkswirtschaftlich großer Bedeutung, nicht 
nur von verkehrspolitisch großer Bedeutung 
und deshalb werden wir hier noch sehr viel 
Gedankenschmalz auch darauf verwenden, zu 
guten Lösungen zu kommen. Unter diesem 
Aspekt darf ich Sie auch noch mal bitten, ins-
besondere zu den Vorstellungen, die über den 
Bundesrat eingeflossen sind, Stellung zu neh-
men, sie auch noch einmal zu würdigen. Aber 
das wird sicherlich in den Fragestellungen 
meiner Kolleginnen und Kollegen auch dann 
noch spezifisch vorgetragen werden. Es gibt 
eine Eingangsfrage, die ich Ihnen allen stellen 
werde. Wir bitten Sie, uns Ihren Eindruck zu 
vermitteln, den Sie hinsichtlich der Beschleuni-
gungsmöglichkeiten haben, welche die Ge-
setzentwürfe bieten. Und den kleinen Vor-
spann, den ich gemacht habe, erörtert habe, 
bitte ich Sie dabei im Hinterkopf zu haben, was 
Ihre Anregungen und ihre zusätzlichen Hinwei-
se angeht. Wir werden Sie nach diesem Ein-
gangsstatement, dass auf fünf Minuten be-
grenzt werden muss, weil wir sonst den Zeit-
rahmen sprengen und wir natürlich auch durch 
die Zusatzfragen ausloten wollen, wo Spezifika 
noch angesprochen werden können. Wir wer-
den über die Kolleginnen und Kollegen dann 
jeweils Fragen stellen. Eine Frage, die an ma-
ximal zwei Sachverständige geht und die Bitte, 
sofort dann von den angesprochenen Sach-
verständigen beantwortet werden. So dass wir 
nicht erst eine große Sammlung von Fragestel-
lungen machen, um dann hinterher auf diese 
große Sammlung generell zu antworten, son-
dern Frage und Antwort der angesprochenen 
Sachverständigen. Also noch mal: Ihr Ein-
druck, den Sie hinsichtlich der Beschleuni-
gungsmöglichkeiten haben, welche die Ge-
setzentwürfe bieten. Ich darf es in der Reihen-
folge machen, wie wir sie uns vorgenommen 
hatten, alphabetisch, und würde mit Ihnen, 
Herr Dolde, beginnen. 
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Prof. Dr. Klaus-Peter Dolde: Herzlichen Dank 
für die Einladung und die Gelegenheit zu ei-
nem einführenden Statement. Die erste Frage, 
die wir uns stellen müssen, ist, was sind die 
Ursachen für lange Verfahrensdauern. Es wur-
den angesprochen 20 – 30 Jahre. Gestatten 
Sie mir die etwas apodiktische Bemerkung: 
solche Verfahrensdauern liegen nicht am 
Recht und nicht an dem Text, der im Gesetz-
blatt steht, sondern solche Verfahrensdauern 
liegen an politischer Unentschlossenheit und 
Wankelmütigkeit und Leistungsdefiziten der 
Verwaltung. Dennoch gibt es natürlich Be-
schleunigungsmöglichkeiten, aber der Gesetz-
geber hat nicht die Möglichkeit aus 30 Jahren 
zwei Jahre zu machen. Der Gesetzgeber hat 
vielleicht die Möglichkeit aus zweieinhalb Jah-
ren zwei zu machen. Und wenn ich unter die-
sem Aspekt die Gesetzentwürfe anschaue, 
dann denke ich, sind sie geeignet, in verschie-
denen Punkten Beschleunigungen zu bewir-
ken, die, ich wage es nicht, die Zeit in Monaten 
auszudrücken, ich erlaube mir nur den Hin-
weis, dass es ja schon verschiedene Gesetz-
gebungsrunden gab, die zu Beschleunigungs-
möglichkeiten geführt haben und dass das 
Potenzial an weiteren Beschleunigungsmög-
lichkeiten deshalb sehr begrenzt ist. Was sinn-
voll ist, ich liste ganz kurz auf, ist eine an Zeit 
gebundene Vollständigkeitsprüfung der Behör-
den. Da würde ich nachhaltig dafür plädieren, 
das Gleiche zu machen, was wir im Emissi-
onsschutzrecht schon lange haben und dort 
keinen Ärger gegeben hat. Irgendwo war an-
gesprochen, es könnte Amtshaftungsansprü-
che geben. Ich denke, die gesetzliche Ver-
pflichtung ist dazu da, die Behörde anzuhalten, 
ihr zu folgen und dann sollte sie es auch tun 
und im privatwirtschaftlichen Bereich denke 
ich, ist das Risiko ja noch viel größer, als im 
öffentlichen Bereich. Und dort hat es ganz gut 
funktioniert. Ich denke, die Gleichstellung der 
Verbände mit den Privaten ist grundsätzlich ein 
richtiger Schritt, der auch ein Beschleuni-
gungspotenzial hat. Die Regelungen zum Erör-
terungstermin, gestatten Sie mir auch hier eine 
etwas apodiktische Vorbemerkung, die werden 
nicht viel bringen, weil der Verzicht auf den 
Erörterungstermin nur dort vorgesehen ist, wo 
er ohnehin keine große Bedeutung hat und 
keinen großen Zeitaufwand verursacht. Meine 
nachhaltiges Plädoyer, da kommen wir sicher 
nachher noch darauf, wäre, hier sehr viel 
großzügiger die Möglichkeit zu eröffnen, auf 
den Erörterungstermin zu verzichten. Hier 
steckt gewaltiges Beschleunigungspotenzial, 
was dem Gesetzentwurf des Bundesrates eher 
nutzt, als der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung. Erweiterung des Instituts der Plange-
nehmigung ist beschleunigungswirksam. Erst-
instanzliche Zuständigkeit des Bundesverwal-
tungsgerichtes. Wir haben sehr gute Erfahrun-
gen, für die Zukunft würde ich sehr zurückhal-

tend sein. Ob das wirklich Beschleunigungen 
bringt, ist schwierig. Es ist ein Fremdkörper in 
unserem Rechtssystem. Ich würde eher mei-
nen, ohne Beschleunigungsverlust kann man 
darauf verzichten – mit einigen Modifikationen. 
Und als Fazit würde ich sagen, der Gesetz-
entwurf ist geeignet, ein Beschleunigungsziel 
zu erreichen. Ich wage nicht zu sagen in wie 
viel Monaten, aber ich denke es gibt noch eini-
ge Verbesserungspotenziale, insbesondere 
beim Verzicht auf den Erörterungstermin. Vie-
len Dank. 
 
Vorsitzender: Herzlichen Dank, Herr Prof. 
Dolde, Herr Hien. 
 
Eckart Hien: Ja, vielen Dank, ich schließe 
mich den Ausführungen von Herrn Dolde aus-
drücklich an. Ich finde seine Vorschläge, auch 
die schriftlich vorgelegten, zeugen nicht nur 
von hohem Sachverstand, das ist ohnehin klar, 
sondern von praktischem Verstand. Ich be-
schränke mich von meiner Zuständigkeit her, 
auf diese erstinstanzliche Zuständigkeit des 
Bundesverwaltungsgerichtes. Wir haben von 
der Kapazität her generell gesehen, im Mo-
ment wahrscheinlich kein Problem damit, weil 
die Sozialhilfe ja auf die Sozialgerichte zwar 
sinnbillig, aber übergegangen ist und weil die 
Asylzahlen zurückgehen. Wir würden unsere 
Wichtigkeit, so weit das noch geht, ohnehin 
steigern, wenn wir auch für diese wichtigen 
Verkehrsprojekte zuständig sind. Ich will damit 
sagen, wir sträuben uns nicht, wir haben die 
Herausforderung nach der Wende Verkehrs-
wegeplanungsbeschleunigungsgesetz aufge-
nommen und haben das auch gern gemacht. 
Ich muss auf die zwei Gefahren hinweisen: 
Das Eine ist, wenn mehrere dieser alle ja so 
wichtigen und dringenden und deshalb ja auch 
schnell zu verwirklichenden Vorhaben – so 
steht es ja in der Gesetzesbegründung -, wenn 
die alle so wichtig und dringend sind, dann ist 
die Gefahr, dass sie auch relativ alle gleichzei-
tig verwirklicht werden und dann möglicherwei-
se in einem engen Zeitfenster auf ein Gericht 
zukommen. Das ist die Gefahr, dass hier dann 
eben ein Stau entsteht. Beispiel jetzt Schöne-
feld. Wir haben gleichzeitig Flughaften Leip-
zig/Halle anhängig. Flughaften Leipzig/Halle 
muss warten, bis Schönefeld abgearbeitet ist. 
Es gibt keine Möglichkeit, diese beiden Projek-
te gleichzeitig zu behandeln. Wir können zwar 
Fachplanungsvorhaben auf verschiedene Se-
nate verteilen, Flughafen auf einen, Fernstra-
ßen auf einen und Eisenbahn auf einen - mei-
netwegen drei Senate. Aber wir können nicht 
die Flughäfen auf die Senate streuen. Das 
würde einen zu großen Koordinierungsbedarf 
und Einarbeitungsbedarf erfordern – das bringt 
nichts. Also diese Gefahr muss man sehen. 
Und das Zweite ist eine gewisse verfassungs-
rechtliche Fragestellung. Nach unserem föde-
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ralen Aufbau sind halt die Ländergerichte zu-
nächst mal zuständig. Ich habe kein Problem 
damit, dass man den Rechtsschutz auf eine 
Instanz verkürzt. Also Art.19 Abs. 4 GG ist 
nicht das Problem. Das Problem ist, dass das 
Bundesverwaltungsgericht in diesen Fällen 
wegen der Konzentrationswirkung der Plan-
feststellung in erheblichem Umfang Landes-
recht, Landesdenkmalschutz-, Landesnatur-
schutzrecht, Föderalismusreform – vielleicht 
noch mehr in der Zukunft – Landesstraßen- 
und –wegerecht, Landeswasserrecht anzu-
wenden hat, Landesverfassungsrecht sogar. 
Und zwar erst- und letztinstanzlich und es 
keinerlei Konfliktausgleich mit den Landesge-
richten gibt, die OVGs können diese Frage im 
nächsten Verfahren völlig anders entscheiden. 
Es gibt eine Parallelität der Auslegung, der 
letztinstanzlichen Auslegung von Landesrecht. 
Das ist nach unserer verfassungsrechtlichen 
Lage eigentlich nicht vorgesehen. Alle bisheri-
gen Zuständigkeiten, die wir erstinstanzlich 
hatten, früher, waren ausschließlich Bundes-
recht, ausschließlich Bundesbehörden – zu-
ständig für BND meinetwegen, für Vereinsver-
bote des Innenministers usw. Die einzige Aus-
nahme war nach der Wende Verkehrswege-
planungsbeschleunigung. Da gab es eine ext-
raordinäre Sondersituation. Es gab noch gar 
keine Verwaltungsgerichte in den neuen Län-
dern. Die konnten auch deshalb damit nicht 
befasst werden. Und zweitens, es gab einen 
ganz erheblich dringenden Verkehrswegeaus-
baubedarf. Diese Sondersituation ist nicht 
gegeben und deshalb muss ich sozusagen – 
leider – diese verfassungsrechtlichen Beden-
ken in die Waagschale werfen. Fazit: Wir wür-
den diese Aufgabe übernehmen, sozusagen 
müssen wir ja ohnehin, wenn der Gesetzgeber 
es sagt, aber wir würden es auch gerne tun, 
wenn Sie so wollen, haben aber diese zwei 
Bedenken, die ich hier vorbringen muss. 
 
Vorsitzender: Ganz herzlichen Dank, Herr 
Hien. Falls jemand unbeabsichtigt hinterher ein 
öffentliches Verkehrsmittel benutzen will, was 
in Berlin sehr gut ist, dann soll er seinen Audi-
Schlüssel, der sich draußen gefunden hat, 
nicht draußen abholen. Ansonsten würde ich 
den Betreffenden mal bitten, zu prüfen, ob der 
Schlüssel sich noch in Besitz befindet und 
dann, wenn er ihn nicht mehr findet, draußen 
zum Eingang zu gehen und ihn dort abzuho-
len. Ok. Herr Möller-Meinecke. 
 
RA Matthias Möller-Meinecke: Ja, vielen 
Dank, Herr Vorsitzender. Dieses Planungssys-
tem und Rechtsschutzsystem, über das Sie 
heute diskutieren und dann entscheiden müs-
sen, ist ein äußerst sensibles System mit sehr 
sehr unterschiedlichen Faktoren. Und Sie mer-
ken ja an der Vielfalt der beiden Entwürfe und 
der Handlungsempfehlung, wo überall Schnitte 

möglich sind, wo man eingreifen kann. Ich 
kann sagen, das, was mir bei den Gesetzent-
würfen fehlt, ist die klare Diagnose, was sind 
eigentlich die Ursachen für lange Verfahrens-
dauer, für fehlende Transparenz und welche 
Mittel sind geeignet diese Ursachen zu beseiti-
gen. Da vermisse ich eine methodische Klar-
heit in der Analyse. Die ist im Prinzip nur sehr 
selektiv wahrnehmbar. Es wäre aber wegen 
der großen Folgewirkung der Schnitte, die in 
beiden Gesetzentwürfen, sowohl der Bundes-
regierung als auch des Bundesrates enthalten 
sind, sehr sehr wichtig, gerade mit Blick auf 
das Raumordnungsverfahren, sich bewusst zu 
machen, was passiert, wenn man an einem 
solchen komplexen System solche Schnitte 
vornimmt. Zusammenfassend will ich sagen: 
Ich denke, die Gesetzentwürfe gehen in die 
völlig falsche Richtung. Wenn ich Ihnen zur 
Beschleunigung raten darf, einen Schwerpunkt 
zu setzen, dann in der Qualitätssteigerung der 
Planung. Investieren Sie oder stärken Sie die 
Behörden dort, wo sie qualitativ hochwertige 
Planung entwickeln. Und stärken Sie die In-
strumente, die es erlauben, den interessierten 
Bürgern sich in diese Planung einzubringen, 
den Diskurs mit den Behörden zu suchen und 
nach einer Lösung zu ringen, die für beide 
Beteiligten mit unterschiedlichen Interessen 
eine befriedigende Lösung erbringen kann im 
Sinne eines Kompromisses, auch wenn es 
schwer fällt. Genau dieser Ansatz ist aus mei-
ner Sicht in der Konvention von Aarhus vorge-
zeichnet mit einer Stärkung des Umweltinfor-
mationseinsichtsrechts, mit einer Stärkung der 
Beteiligungsrechte und mit einer Stärkung des 
Rechtsschutzes dahingehend, dass von dem 
deutschen System der Beschränkung auf den 
subjektiven Rechtsschutz, dem System, was 
letztendlich ja Ergebnis der letzten 15 Jahre 
ist, dass der Rechtsschutz sehr klar durch 
Präklusion beschnitten wird auf die relevanten 
Fragen, die noch übrig geblieben sind aus den 
Einwendungen, die außergerichtlich erhoben 
wurden und die vor Gericht vorgetragen wer-
den. Im Kern fallen dabei gewichtige öffentli-
che Belange, können gewichtige öffentliche 
Belange hinten runter fallen, die für die zukünf-
tige Generation sensibel sein könnten, weil 
zum Beispiel Ressourcen angeschnitten wer-
den, die nicht erneuerbar sind. Um ein Beispiel 
aufzugreifen, wo ich eine solche komplexe 
Situation wahrnehme und dazu rate, eher in 
eine andere Richtung eine Veränderung vor-
zunehmen, ist der Vorschlag des Bundesrates, 
das Raumordnungsverfahren nur noch in Ein-
zelfällen anzuwenden bzw. nach dem Formu-
lierungsvorschlag nur noch auf Antrag durch-
zuführen. Das Raumordnungsverfahren hat 
Wirkungen weit über die Infrastrukturplanun-
gen hinaus. Bei Atomanlagen, Bergbau, Ein-
kaufszentren spielt das eine Rolle. Wenn man 
dieses Raumordnungsverfahren in das Belie-
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ben des Projektträgers oder das Belieben der 
Behörde stellt, führt das bei vielen anderen 
Verfahren zu massiven Einschnitten zu Lasten 
der Planung, einer guten fachlichen Planung. 
Raumordnungsplanung fällt denen, die nach 
kurzfristigen Ergebnissen streben, deshalb 
schwer, weil es vom System schon so ange-
legt ist, dass Raumordnung Gegenstrompla-
nung ist, gegen den Mainstream, gegen das, 
was vorrangig gerade aktuell gewollt ist, weil 
letztendlich Aufgabe der Raumordnungspla-
nung jene ist, Ressourcen zu schützen, die 
langfristig nicht wieder herstellbar sind. Wenn 
das so ist und akzeptiert ist, hat die Raumord-
nungsplanung eine immens wichtige Rolle und 
es ist ein Serviceangebot für jeden Projektträ-
ger, das Raumordnungsverfahren bindend zu 
durchlaufen. Und ich plädiere im Gegenteil 
dafür, dieses Raumordnungsverfahren aufzu-
werten, darüber nachzudenken – und das ist 
an die Adresse der Länger gerichtet -, eine 
Rechtsschutzmöglichkeit am Ende der raum-
ordnerischen Entscheidung des Raumord-
nungsverfahrens zu setzen, um die Frage, ob 
ein Projekt realisiert werden soll, frühzeitig zu 
entscheiden. Wenn dort Weichen gestellt wer-
den, etwa wie es im System des Baurechts mit 
der Bauvoranfrage geschehen ist. Wenn diese 
Weiche gestellt ist, haben Sie eine erhebliche 
Beschleunigungswirkung, weil der Rechts-
schutz einsetzen kann nach Abschluss des 
Raumordnungsverfahrens zu der Frage: soll 
die Straße, soll der Flughafen, soll ein Ein-
kaufszentrum errichtet werden. Die Details 
kann man dann in der Tat parallel laufend oder 
nachlaufend in dem Planfeststellungsverfahren 
oder in der Detailplanung abarbeiten. Einen 
zweiten, wichtigen Punkt, der hier streitig aus 
den Gesetzentwürfen ist, ist die Frage: soll ein 
Erörterungstermin in den Planfeststellungsver-
fahren zwingend durchgeführt werden. Hier 
stellt der Bundesrat im Entwurf das in das Er-
messen der Behörde. Aus meiner Sicht wird 
damit nicht genutzt, welche Möglichkeiten es 
gibt, das Anhörungsverfahren zu einem echten 
Diskurs mit dem Willen, ein Ergebnis zu erzie-
len, aufzuwerten. Man nimmt im Kern die Ex-
trema: Thema Flughafen Berlin-Schönefeld, 
Thema Frankfurt und schneidert das Gesetz 
für alle anderen Verfahren nach diesen Extre-
ma. Das kann nur schief gehen, weil letztend-
lich damit alle anderen Verfahren damit unter 
Wert belichtet werden, weil der Bürger als 
Souverän, für den die Verwaltungsleistung in 
der Planung ja erbracht wird, hinten an steht 
und sich düpiert fühlen muss, wenn seine ei-
genen Anhörungsrechte zu kurz kommen. 
Wenn die Chancen in einem Erörterungster-
min, dem Bürger rechtliches Gehör zu gewäh-
ren, ihn anzuhören, ihm die Planung zu erläu-
tern, Missverständnisse zu beseitigen und 
einen Weg zu suchen, wie man eine Einigung 
herbeiführen kann. Wenn all das, was heute in 

der Verwaltungsgerichtsbarkeit eröffnet wird 
mit dem Instrument der Mediation, wenn das in 
dieses Erörterungsverfahren nicht implemen-
tiert wird. Ich erlebe, dass die Verwaltungsge-
richte sich öffnen für diesen dritten Weg der 
Lösung von Verwaltungsstreitverfahren. Die 
Mediation, und es gibt ausgebildete Richter an 
den Oberverwaltungsgerichten, die mit sehr 
viel Fingerspitzengefühl es schaffen, ein strei-
tiges Verfahren, was vorher Jahre gebraucht 
hat, um vor das OVG zu kommen, zum Bei-
spiel zu einem Bebauungsplan einer Normen-
kontrolle, ein solches Verfahren innerhalb von 
einem Tag mit guter Vorbereitung lösen, ohne 
dass sie fachlich eingreifen müssen, weil sie 
eine Gesprächssituation schaffen, in der sich 
die beiden Konfliktparteien letztendlich auf eine 
Lösung einigen. Das soll Vorbild sein aus mei-
ner Sicht. In 99 % aller Verfahren, wo es um 
eine mündliche Erörterung geht, die sie hier 
nach der Vorlage des Bundesrates in das Er-
messen der Behörde stellen wollen, das eine 
Prozent, wo die Kontrahenten in ein Verfahren 
hineingehen und von vorneherein wissen, wie 
sie rauskommen mit welcher Position, da ist 
diese Mediation in der Tat fast zum Scheitern 
verurteilt, aber auch dort will ich betonen, dass 
für die Planfeststellungsbehörden ein solcher 
Erörterungstermin, und selbst wenn er Monate 
dauert, wichtige Formulierungshilfen bietet für 
den Planfeststellungsbeschluss. Das wurde 
sowohl in Berlin-Schönefeld als auch für den 
Flughafen Frankfurt von den jeweiligen Plan-
feststellungsbehörden sehr intensiv genutzt, 
die präsent waren in diesem Termin. Fragen 
Sie diese Sachbearbeiter in den Ministerien, 
ob sie auf diese wertvollen Informationen aus 
dem Termin verzichten wollen, nur um einen 
Zeitgewinn von sechs Monaten zu erhalten. 
Der ist im Vergleich zu dem, was da an Stich-
worten, an Diskussionen geführt wird, vernach-
lässigbar gering, dieser Zeitgewinn. Weil letzt-
endlich nach Abschluss des Erörterungster-
mins viele Monate, im Beispiel Frankfurt an-
derthalb Jahre, ins Land gehen, die schon fest 
eingeplant sind, um an dem Planfeststellungs-
beschluss zu arbeiten, und nicht, weil man 
lange Weile hat, sondern weil Argumente auf-
getaucht sind, die man vorsorglich antizipie-
rend abarbeitet und damit den Planfeststel-
lungsbeschluss gerichtsfest macht. Das ist das 
Ziel aus Behördensicht und ich denke, das ist 
durchaus legitim, auch mal als Anwalt diese 
Behördensicht aufzuzeigen, die ja auch darin 
besteht, den Bürger ernst zu nehmen mit dem, 
was er an Einwendungen hat. Alles Weitere 
möchte ich Ihnen dann im weiteren Verlauf 
erläutern. 
 
Vorsitzender: Herr Posch. 
 
Dieter Posch: Herr Vorsitzender, zunächst 
vielen Dank für die Möglichkeit hier vor Ihnen 
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ein paar Vorstellungen zu entwickeln. Im Ge-
gensatz zu vielen der Sachverständigen bin ich 
gleichzeitig politisch engagiert und habe in der 
Vergangenheit politische Verantwortung getra-
gen. Ich will aber darauf hinweisen, dass das 
nicht alleine Erkenntnisquelle für meine Ergeb-
nisse war und ist, sondern ich habe Erörte-
rungstermine, Raumordnungsverfahren in 
unterschiedlichen beruflichen Funktionen 
durchgeführt. Ich habe Erörterungstermine im 
Zusammenhang mit der ersten Neubaustrecke 
Hannover – Kassel – Würzburg erörtert. Also 
insofern will ich das erläutert hinzufügen, dass 
das, was ich sage basiert auch auf eigenen 
Erfahrungen und nicht nur aus der Erfahrung in 
der Rechtsanwendung. Wenn ich zu der Frage 
Stellung nehme, wo die weitergehenden Po-
tenziale enthalten sind, dann ist das verständ-
licherweise – das werden Sie verstehen – der 
Gesetzentwurf Hessens. Und deswegen will 
ich auch gleich auf die Punkte eingehen, die 
zum Teil angesprochen worden sind. Wenn 
man die Frage beantworten will, tatsächlich 
effiziente Verschlankung und Beschleunigung 
zu bekommen, dann muss man sich die Frage 
stellen, hat man den Mut, tatsächlich etwas 
zurückzunehmen, was entweder der Gesetz-
geber gegeben hat oder durch Verwaltungs-
praxis sich in einer Weise entwickelt hat, dass 
es nicht mehr vertretbar ist. Und da bin ich 
beim Raumordnungsverfahren. Meine Damen 
und Herren, es ist ja nicht so, dass erstmals im 
Raumordnungsverfahren die raumordneri-
schen Belange einer Prüfung zugeführt wer-
den. Dem Raumordnungsverfahren vorgeord-
net sind die Landesentwicklungspläne, die 
Landesentwicklungsprogramme, die Regional-
pläne. Also all das, was Flächennutzungen 
festlegt oder definiert und überprüft, ob ein 
Verfahren möglich ist, findet nicht erst im 
Raumordnungsverfahren statt., sondern findet 
in den vorgelagerten Planungsverfahren statt. 
Und vor diesem Hintergrund kommen wir zu 
dem Ergebnis, dass man auf das Raumord-
nungsverfahren verzichten oder besser gesagt 
es zu dem machen sollte, was es früher einmal 
war, nämlich eine landesplanerische Stellung-
nahme, unter regionalplanerischen Aspekten 
zu beurteilen, ob eine Maßnahme an einem 
bestimmten Standort vertretbar ist oder nicht. 
Und deswegen sage ich, es geht nicht nur 
darum, was der Gesetzgeber mit dem Raum-
ordnungsverfahren mal eingeführt hat, sondern 
wie sich das in der Verwaltungspraxis entwi-
ckelt hat. Die Praxis zeigt, dass zwei Dinge im 
Raumordnungsverfahren stattfinden, nämlich 
Prüfungen vorgenommen werden in einer In-
tensität, wie sie möglicherweise eigentlich erst 
im Fachplanungsverfahren notwendig sind. Es 
ist ganz logisch, dass die Betroffenen natürlich 
sich mit einer ersten kursorischen Prüfung 
häufig nicht unter naturschutzfachlichen Ge-
sichtspunkten einverstanden erklären und eine 

intensivere Prüfung bereits im Raumordnungs-
verfahren dann die Folge ist mit der Folge, 
dass das zu Doppelprüfungen führt. Also ein-
mal die intensive Regelungsdichte der in dem 
Raumordnungsverfahren vorgeschalteten Pla-
nungsverfahren macht das entbehrlich. Und 
das Zweite ist, dass die Doppelprüfungen mei-
nes Erachtens vermieden werden können. Das 
Raumordnungsverfahren hat sich in Wahrheit 
zu einem Verfahren entwickelt, in dem ein 
öffentlicher Diskurs über eine Maßnahme dis-
kutiert wird. Und es werden teilweise Fragen 
diskutiert, die unter raumordnerischen Belan-
gen nicht von Bedeutung sind. Ich erzähle 
Ihnen ein Beispiel: Wir haben beim Ausbau 
des Frankfurter Flughafens mit Intensität und 
mit Nachdruck die Frage diskutiert, ob das 
Nachtflugverbote bereits im Landesentwick-
lungsplan oder im Raumordnungsplan unter-
zubringen ist. Das gehört dort nicht hin, weil 
nämlich die Frage nicht von einem raumordne-
rischen Belang ist, sondern die Frage des Be-
triebes betrifft. Und diese Frage wird dann im 
fachgesetzlichen Verfahren zu entscheiden 
sein, im luftverkehrsrechtlichen Verfahren. 
Aber die Öffentlichkeit diskutiert das vor einem 
völlig anderen Hintergrund und sagt, das 
müsst Ihr doch bitteschön im Raumordnungs-
verfahren schon klären. Nein. Es werden sogar 
Irritationen erzeugt. Es werden Frustrationen 
erzeugt, weil man dann sagt, das gehört dort 
überhaupt nicht hin und manchmal kommt es 
auch in diese Pläne rein, obwohl es dort über-
haupt nicht hingehört. Doppelprüfungen ver-
meiden, Irritationen vermeiden, Konzentration 
auf Wesentliches, Berücksichtigen, was die 
regionalplanerischen Vorgaben ansonsten 
enthalten. Dann kann man den Grundgedan-
ken, den Sie angesprochen haben, regional-
planerische Bedenken einzubringen ins Ver-
fahren, durchaus Rechnung tragen mit einer 
landesplanerischen Stellungnahme. Zweite 
Frage: Erörterungstermin. Sie werden mir glau-
ben, es ist nicht ganz einfach, die Frage zu 
beantworten, ob man das in das Ermessen der 
Anhörungsbehörde stellt oder nicht. Ich kom-
me nach langen Überlegungen zu dem Ergeb-
nis, dass das vertretbar ist. Der Erörterungs-
termin hat eine Befriedungsfunktion. Ich habe 
viele Erörterungstermine mit unterschiedlichen 
Interessenverbänden und Privaten durchge-
führt, in denen es gelungen ist, einen solchen 
Konsens herbeizuführen. Die Befriedungsfunk-
tion, die der Gesetzgeber dieser Maßnahme 
beigemessen hat, auch tatsächlich zu erfüllen. 
Aber es gibt insbesondere, sage ich, bei Groß-
verfahren Positionen, die sind unvereinbart. 
Und wenn sie unvereinbar sind und ein NEIN 
im Raum steht, dann stellt sich in der Tat die 
Frage, welchen Sinn und welche Sinnhaftigkeit 
dann die Erörterung tatsächlich haben soll. 
Dann bin ich ehrlich der Auffassung, dann 
muss ich es im Beschluss entscheiden. Dann 
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brauche ich darüber nicht noch einmal erör-
tern. Ich will gleich einen Hinweis geben: Da 
wird immer gesagt, ach, das sind ja nur sechs 
Monate. Meine Damen und Herren, das Plan-
feststellungsverfahren ist nichts Statisches, 
sondern ist ein Prozess. Es ist überhaupt nicht 
auszuschließen und normalerweise auch Gang 
und Gäbe, dass einer Erörterung eine Nacher-
örterung folgen muss, weil sich im Laufe des 
Verfahrens Bedenken ergeben haben, die 
dazu führen, dass die Planungen verändert 
werden müssen. Also zu sagen, es geht ledig-
lich um sechs Monate, geht an der Sache vor-
bei. In Wahrheit ist die Vorbereitung zum Plan-
feststellungsverfahren, zu der Erörterung und 
ähnliches mehr, viel viel länger. Und deswegen 
kommen wir zu dem Ergebnis: Die Befrie-
dungsfunktion wahrnehmen zu lassen dort, wo 
die Behördenvertreter das für sinnvoll halten. 
Dritter Punkt Schwellenwerte. Wir haben in 
Hessen Schwellenwerte eingeführt. Ich bin im 
Gegensatz zu den schriftlichen Ausführungen 
der Auffassung, dass es europarechtlich auch 
zulässig ist. Das führt insbesondere bei kleinen 
Maßnahmen, darüber muss man sich im Kla-
ren sein, zu einer Beschleunigung. Bei Groß-
projekten werden die Schwellenwerte mit Si-
cherheit immer überschritten. Letzter Punkt, 
weil der von großer Bedeutung ist. In der politi-
schen Auseinandersetzung ist die Frage der 
erstinstanzlichen Zuständigkeit des Bundes-
verwaltungsgerichtes. Ich glaube, hier wird 
häufig der Eindruck erweckt, weil man in be-
stimmten Ländern bestimmte gute Erfahrungen 
gemacht hat, sei das zu übertragen. Ich bin 
hier in vollem Umfang der Auffassung des 
Präsidenten des Bundesverwaltungsgerichtes, 
insbesondere seines letzten Satzes in der 
Stellungnahme. Da weist er nämlich darauf 
hin, dass die Vorverfahren, also die Verfahren 
vor dem gerichtlichen Verfahren, das Problem 
sind. Wir sind deswegen der Auffassung, dass 
es bei der erstinstanzlichen Zuständigkeit der 
Oberverwaltungsgerichte bleiben soll. Man 
könnte natürlich sagen. Eigentlich ist es doch 
nahe liegend, dass das zu einer Beschleuni-
gung führt. Die Statistiken sprechen dagegen, 
auch darauf ist hingewiesen worden. Und aus 
hessischer Sicht erlaube ich mir den Hinweis, 
man könnte natürlich sagen, das kann doch 
nur vorteilhaft sein, wenn wir ein so großes 
Projekt einer erstinstanzlichen Zuständigkeit 
des Bundesverwaltungsgerichtes zuführen 
könnten wie das beim Frankfurter Flughafen 
ist. Dies ist nicht der Fall. Wir gehen davon 
aus, aus den Gründen, die wir Ihnen gesagt 
haben, das zu einer erheblichen zeitlichen 
Verzögerung führen würde. Unabhängig von 
den anderen verfassungsrechtlichen Aspekten 
komme ich zu der Auffassung, dass es bei der 
bisherigen Zuständigkeit der Oberverwal-
tungsgerichte bleiben sollte.  
 

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Posch. Herr 
Prof. Paul. 
 
Prof. Hans Ullrich Paul: Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren. 
Ich bedanke mich, dass ich hier Gelegenheit 
habe, für unsere Branche, für die Strombran-
che, Stellung zu nehmen. Wir sind mit unseren 
Leitungsbauvorhaben durch zwei Verfahren im 
Wesentlichen betroffen. Das sind einmal 
Raumordnungsverfahren und letztendlich die 
Verfahren nach dem Energiewirtschaftsgesetz. 
Die Ausführungen von Herrn Posch unterstüt-
ze ich ausdrücklich. Man sollte auf Raumord-
nungsverfahren verzichten, wenn diese Ver-
fahren oder wenn die Fragen, die in diesem 
Verfahren erörtert werden, schon in den vorge-
lagerten Prozeduren erörtert worden sind. Das 
heißt, wenn Leitungsprojekte schon in regiona-
len Entwicklungsplänen, in Gebietsentwick-
lungsplänen oder Landesentwicklungsplänen 
behandelt worden sind mit allen Beteiligten, 
dann meine ich, wäre ein Verzicht auf ein 
Raumordnungsverfahren vertretbar. Der ande-
re Punkt, und das ist das eigentliche Geneh-
migungsverfahren für uns nach dem Energie-
wirtschaftsgesetz, da muss man differenzieren 
zwischen der Situation, die wir hatten vor 
2001. 2001 war die Novellierung des Energie-
wirtschaftsgesetzes mit der Einführung von 
Planfeststellung, Plangenehmigung und Frei-
stellungsverfahren. Vorher, also vor dieser 
Novellierung war es so, dass wir auch sehr 
lange Verfahrenszeiten hatten. Da hat es in 
der Tat auch Verfahrenszeiten gegeben, die in 
Zeiträume von 10 Jahren oder auch mehr, 
gekommen sind. Das hing dann auch noch von 
verschiedenen Dingen ab, die auf diese Ver-
fahren von verschiedensten Stellen einwirkten. 
Aber mit der Novellierung 2001 und mit der 
Schaffung der Konzentrationswirkung Plan-
feststellung, Plangenehmigung haben wir eine 
erhebliche Beschleunigung erfahren. Das kann 
ich hier eindeutig sagen. Wir haben zum Bei-
spiel für eine 17 Kilometer lange 380-KV-
Leitung Freileitung in Hessen – eine Leitung, 
von der Landesgrenze Rheinland/Pfalz nach 
Lüneburg – 2 Jahre für das Planfeststellungs-
verfahren benötigt. Man muss natürlich für die 
Verfahrensdauer insgesamt sehen, dass auch 
der Vorhabensträger sehr sorgfältig arbeiten 
muss, wenn er in ein Planfeststellungsverfah-
ren geht. Er hat einen Vorlauf, um die Dinge, 
die Planunterlagen, so herzustellen, dass sie 
dann in ein Planfeststellungsverfahren einge-
bracht werden können. Das heißt, die parzel-
lenscharfe Festlegung der Leitung, die Festle-
gung der Maststandorte und alles was dazu 
gehört. Das bringt natürlich einen Vorlauf mit, 
aber dieser Vorlauf ist nicht dem eigentlichen 
Verfahren anzulasten. Also noch mal: Wir ha-
ben wirklich sehr gute Erfahrungen gemacht, 
auch die anderen Verfahren, Plangenehmi-
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gungsverfahren und die Fälle unwesentlicher 
Bedeutung sind in allen Bundesländern, in 
denen wir im Westen der Bundesrepublik tätig 
sind, sehr gut gelaufen. Das kann ich nicht 
anders sagen. Wir sehen in dem jetzt anhängi-
gen Vorschlag zur Gesetzesänderung 
Schwachpunkte: § 45b EnWG, diese 10-
Prozent-Klausel, da werden wir sicher nachher 
noch darüber sprechen. Das ist ein Schwach-
punkt, den wir da eindeutig ausgemacht ha-
ben. Dann ist noch ein zusätzlicher Aspekt, der 
auch schon angesprochen worden ist, das ist 
die Transparenz der Verfahren. Ich plädiere 
ausdrücklich dafür, eine breite Öffentlichkeits-
beteiligung in die Verfahren einzubringen. Es 
gibt Verfahren, die haben ausdrücklich keine 
Öffentlichkeitsbeteiligung. Und das kommt 
natürlich draußen sehr schlecht an. Wir sind 
bei Großprojekten dazu übergegangen, wenn 
wir Startsignale haben, die Presse zu informie-
ren und auch die Bevölkerung. Also unmittel-
bar nach einer Presseinformation erfolgt eine 
breite Information der Öffentlichkeit durch zu-
sätzliche Projektinformationsbroschüren, die 
im großen Umfang verteilt werden. Und ich 
habe auch hierzu Erfahrungen, wie das an-
kommt. Wir haben bei drei Großprojekten Mei-
nungsforschungsinstitute nachgeschaltet und 
das Ergebnis sieht so aus, dass im Wesentli-
chen 10 bis 12 % sich ausdrücklichen gegen 
die Leitung ausgesprochen haben und das ist, 
meine Damen und Herren, das ist ein Ergeb-
nis, das werden Sie immer finden, wenn Sie 
eine Umfrage machen. Und insofern bin ich da 
gar nicht unglücklich mit diesem Ergebnis. 
Alles in allem, nach dem Stand, nach der No-
vellierung des Energiewirtschaftsgesetzes 
kann ich aus meiner Sichtweise sagen, dass 
wir einen sehr guten Beschleunigungseffekt 
haben und eigentlich in dem Entwurf, der jetzt 
auf dem Tisch liegt, keine weiteren Beschleu-
nigungseffekte im Großen und Ganzen sehen 
können. Im Wesentlichen wird ja das Verwal-
tungsverfahrensgesetz ausgeführt zu den Din-
gen, die letztendlich schon im Energiewirt-
schaftsgesetz heute in dem § 43 im Wesentli-
chen enthalten sind. Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank Herr Paul. Frau 
Prall. 
 
Dr. Ursula Prall: Ja, ich muss vorab sagen, 
dass ich gestern am späten Nachmittag sehr 
plötzlich gebeten wurde hier teilzunehmen. 
Insofern bin ich nicht vorbereitet auf allgemei-
ne Fragen, sondern ich bin ausschließlich ge-
beten worden, zu dem Erdkabeltatbestand, 
also zu dem Entwurf für einen § 45b EnWG 
Stellung zu nehmen. Soll ich das jetzt ma-
chen? 
 

Vorsitzender: Sie sind frei in der Ausführung 
dessen, was Sie sagen wollen. Sie sind auch 
nicht begrenzt. 
 
Dr. Ursula Prall: Gut, dann also zu dem § 45b 
EnWG, zu dem Entwurf für die Änderung des 
Energiewirtschaftsgesetzes – überschrieben 
mit Planfeststellungsverfahren für Erdkabel. Es 
besteht Einigkeit, dass es erforderlich ist, das 
Stromnetz zügig auszubauen, und zwar aus 
zwei Gründen. Der erste Grund, der auch mich 
als Vertreterin der Windbranche hier heute am 
meisten interessiert, ist, dass die Windbranche 
schon heute Onshore, also für die Onshore-
Anlagen massiv so genannten Erzeugungs-
managementmaßnahmen unterliegt, also An-
lagen gedrosselt werden oder gar ganz abge-
schaltet werden müssen in stärkeren Situatio-
nen, weil einfach das Stromnetz im Moment 
nicht in der Lage ist, den gesamten Strom 
aufzunehmen und abzuführen an die Lastzent-
ren. Eine solche Abschaltung oder auch Dros-
selung von Anlagen widerspricht also ganz 
eindeutig dem Ziel, CO²-Emissionen zu redu-
zieren, auch durch den Einsatz erneuerbarer 
Energien. Es wird angenommen, dass nicht 
eingespeister Strom aus bestehenden und 
auch zukünftigen Anlagen, die gebaut werden, 
könnten sich allein in West-Schleswig-Holstein 
bereits auf mehrere Terawattstunden belaufen 
dürften. Entsprechend höher sind also auch 
CO²-Emissionen bzw. entsprechend viele CO²-
Emissionen werden nicht eingespart. Dazu 
kommt ein weiterer Effekt, dass nämlich die 
Finanzierbarkeit gesichert ist, wenn nicht klar 
ist, dass die EEG-Vergütung dem Investor und 
dem Windmüller auch gezahlt wird. Das heißt, 
solche Finanzierungen werden ausgebremst, 
das heißt also auch wiederum für West-
Schleswig-Holstein, berechnet von Herrn Prof. 
Lorenz Jarass, ca. 20 Millionen Investitionen 
als verhindert angenommen werden. Das ist 
also allein für die Windbranche definitiv ein 
volkswirtschaftlich relevanter Faktor. Betroffen 
vom Erzeugungsmangement sind aber auch 
andere Anlagen der erneuerbaren Energien 
und auch mittlerweile KWK-Anlagen. Für die 
Offshore-Branche werden sich in absehbarer 
Zeit, sobald die Anlagen gebaut werden, die 
Windparks, ebenfalls Abtransportschwierigkei-
ten ergeben, weil an den Stellen, an denen der 
Strom angelandet wird, das Netz nicht ausrei-
chend ausgelegt ist. Ein zweiter Gesichts-
punkt, der mit der Branche wenig zu tun hat, 
aber insgesamt die Netzbetreiber interessiert, 
ist, dass auch für den europaweiten Strom-
handel ausreichende Netzkapazitäten zur Ver-
fügung stehen müssten, was zurzeit nicht der 
Fall ist. Und auch das ist unstrittig. Das Prob-
lem lässt sich also lösen, indem das Netz aus-
gebaut wird, das liegt auf der Hand. Es liegt 
auch auf der Hand, dass es möglichst schnell 
gehen muss, damit diese Probleme, die schon 
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jetzt bestehen, schnell gelöst werden und die-
se negativen wirtschaftlichen Effekte nicht 
länger fortgesetzt werden. Es ist auch alles in 
allem unstrittig, dass ein Netzaufbau durch 
Freileitungen also wesentlich länger dauert als 
durch Erdkabel. Das liegt daran, dass die Erd-
kabel auf eine weitaus größere Akzeptanz 
stoßen bei der Bevölkerung, auch bei Natur-
schutzverbänden, mit der Folge, dass also der 
Rechtsweg gar nicht erst beschritten wird. Man 
akzeptiert, hier wird das Erdkabel gelegt. Das 
ist möglicherweise eine Beeinträchtigung, aber 
man nimmt sie hin zu Gunsten des Aufbaus 
erneuerbarer Energien. Das heißt, eine Stär-
kung der Erdkabelregelung, eine Stärkung des 
Erdkabelausbaus führt zu einer wesentlichen 
Beschleunigung auch gegenüber von Freilei-
tungen, die möglicherweise beklagt werden, 
aus welchen Gründen auch immer. Diskutiert 
wird also letztlich über die Kosten bzw. über 
die Umlagefähigkeit der Mehrkosten die der 
Erdkabelbau mit sich bringt, in einigen Fällen 
auch gar nicht unbedingt mit sich bringt. Dabei 
spuken also sehr hohe Zahlen durch die Dis-
kussion, die also die Angst schüren vor stand-
ortgefährdenden Strompreisen, wobei häufig 
übersehen wird, dass man strikt trennen muss 
zwischen den Investitionskosten für ein Erdka-
bel, die tatsächlich wesentlich höher liegen als 
für Freileitungen, und den Vollkosten, also den 
Betriebskosten. Wenn man die wiederum be-
rücksichtigt, ergeben sich sehr andere Fakto-
ren. Wir haben das in der Stellungnahme des 
Offshore-Forums und der Stiftung Offshore-
Wind-Energie dem Ausschuss noch letzte 
Woche zugeleitet – die Stellungnahme von 
Prof. Brakelmann. Auf der Hochspannungs-
ebene, also 110 KV, ist es sogar möglich, dass 
die Kosten für ein Erdkabel unter denen für 
eine Freileitung liegen. Gesamtwirtschaftlich, 
also Betriebskosten/Investitionskosten, man 
kann auch noch gesamtwirtschaftliche Kosten-
betrachtungen ansetzen, die kann ich hier jetzt 
nicht quantifizieren, aber es ergeben sich Ar-
beitsplätze, es ergeben sich verhinderte oder 
nicht entstehende Kosten von Klimawandel-
Schäden. Es entstehen… ja der ganze Wirt-
schaftszweig erneuerbarer Energien wird ge-
fördert dadurch, dass die Branche also ihren 
Strom einspeisen könnte. Natürlich sind das 
bedeutsame Faktoren, wenn es teurer ist, aber 
man kann diese Kosten in Kauf nehmen, um 
den Ausbau erneuerbarer Energien zu fördern, 
um den Stromhandel zu fördern und um dort, 
wo Arbeitsplätze entstehen, auch gerade regi-
onale Arbeitsplätze zu fördern. Außerdem darf 
man auch nicht vernachlässigen, dass in der 
Kabelentwicklung immer noch Technologie-
Schübe zu erwarten sind, Innovationsschübe, 
die also durch eine entsprechende Nachfrage-
steigerung auch dann gefüllt werden könnten 
und auch gerade für exportfähige Technolo-
gien. Je schwieriger also man den Erdkabel-

bau macht, desto stärker wird auch der Aus-
bau erneuerbarer Energien behindert und um-
gekehrt: Erdkabel begünstigen also eine Netz-
struktur, die der Förderung erneuerbarer Ener-
gien besonders zuträglich ist. Der Kabinetts-
entwurf, der vorliegt, trägt dem Bedarf nach 
einem schnellen Ausbau des Stromnetzes via 
Erdkabel nicht Rechnung. Und zwar aus fünf 
Gründen: Herr Paul hat ja auch schon die De-
ckelung auf zehn Prozent angesprochen für 
die Strecken auf 380-kV-Ebene, die in der 
DENA-Studie genannt sind. Das ist eine Rege-
lung, deren Sinn sich mir gänzlich entzieht. Es 
wird nicht an den Tatbestand angeknüpft der 
Schutzbedürftigkeit, sondern es wird an eine 
bestimmte… an 85 Kilometer angeknüpft. 
Wenn diese 85 km gebaut wurden, können 
auch andere Schutzbedürftige nicht mehr ein 
Erdkabel in ihrer Nähe gebaut bekommen bzw. 
die Kosten sind dann nicht mehr umlagefähig. 
Ich halte das auch für verfassungswidrig und 
es widerspricht der Vorgabe, dass der Gesetz-
geber abstrakt generelle Regeln zu machen 
hat. Es gibt dann die Regelung, dass der An-
tragsteller gleichzeitig mit seinem Planfeststel-
lungsantrag ein Erdkabel beantragen müsste, 
ansonsten muss er das Verfahren neu einlei-
ten. Das ist unsinnig, was Verfahrensökonomie 
angeht. Es gibt ausreichend Regelungen im 
VwVfG, um dem Rechnung zu tragen. Es war 
ursprünglich mal vorgesehen, dass Planfest-
stellungsverfahren auch möglich sind für Erd-
kabel auf niedrigerer Ebene als 380 KV, das ist 
nicht mehr drin, das sollte wieder rein. Und 
schließlich ist der Katalog der Tatbestände, 
unter denen Umlagefähigkeit der Mehrkosten 
für Erdkabel besteht, „abschließend“, das sollte 
durch ein „insbesondere“ ersetzt werden. 
 
Vorsitzender: Herr Prof. Ronellenfitsch 
 
Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch: Wenn Fr. 
Prall ihr Mikrofon ausmacht, kann ich meines 
anmachen. Herr Vorsitzender, Sie haben mich 
etwas mit ihrem Eingangsstatement er-
schreckt. Sie haben so angekündigt, als sei 
das Ende der Fahnenstange mit den Be-
schleunigungsbemühungen erreicht. Ich be-
ziehe das eng auf die Beschleunigungs-
bemühungen, aber die Entwicklung des Fach-
planungsrechts ist ein kontinuierlicher Prozess 
nach dem Prinzip trial and error. Ziel ist es, die 
optimale Planung zu erreichen, das heißt, den 
mit Planung notwendig verbundenen Interes-
senskonflikt durch eine adäquate Abwägung 
aufzulösen. Und das ist ein Bemühen, das 
immer eine Aufgabe des Parlaments bleiben 
wird. Und ich gehe davon aus, dass auch wei-
tere Schritte folgen werden.  
 
Vorsitzender: Das ist richtig. Aber es gibt 
selten so einen konstruktiven Ansatz wie die-
sen und wenn man eine Chance hat, sollte 
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man sie nutzen. Das erlaube ich mir anzumer-
ken. Weil schlussendlich die vielen Einzelent-
scheidungen über die letzten 30 Jahre zu ei-
nem aus meiner Sicht nicht gerade optimalen 
Ergebnis geführt haben. Wenn dem so wäre, 
so säßen wir hier nicht zusammen. 
 
Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch: Es geht nur 
darum, ein optimales Ergebnis zu konsolidie-
ren und fortzuschreiben. Deswegen wollte ich 
Ihnen ja nur eine Steilvorlage liefern, die Sie 
auch genutzt haben und ein anderes Anliegen 
habe ich gar nicht verfolgt. Der Entwicklungs-
prozess sollte daher möglichst offen gestaltet 
bleiben bei den Fachplanungen. Und das be-
deutet, dass erst die bereichsspezifischen 
Erkenntnisse konsolidiert werden sollten, ehe 
man sich an Gesamtquantifikationen wie das 
allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 
macht. Darüber hinaus sollte sich der Bund 
seiner Herrschaft über das Fachplanungsver-
fahrensrechts bei gesamtstaatlichen Projekten 
nicht begeben. Das ist auch ein föderalisti-
sches Problem. Und da bin ich in einer ambi-
valenten Rolle als Repräsentant einer obersten 
Landesbehörde und Hochschullehrer, der uni-
tarische Neigungen verspürt. Aber das Fach-
planungsrecht, das bereichsspezifische Fach-
planungsrecht, das dem Bund zugeordnet ist, 
sollte auch vom Bund geregelt werden. Also 
Eisenbahnen, Autobahnen, Wasserstraßen, 
die großen Verkehrsflughäfen. Das sind Ange-
legenheiten, die auch verfahrensrechtlich vom 
Bund zu steuern sind. Und das geht am besten 
im bereichsspezifischen Verwaltungsverfah-
rensrecht und nicht im allgemeinen Verwal-
tungsverfahrensrecht, wo man sich möglicher-
weise nur übernimmt. Die Beschleunigungs-
möglichkeiten sind mit dem Verkehrswegepla-
nungsbeschleunigungsgesetz und Planungs-
vereinfachungsgesetz noch längst nicht ausge-
reizt. Deswegen sitzen wir ja heute hier, um 
die weiteren Möglichkeiten zu eruieren. Die 
aktuelle Reform ist aber auch nur ein Schritt in 
die richtige Richtung. Und die richtige Richtung 
läuft dahin, die Kongruenz von Entscheidungs-
inhalt, Verfahrensaufwand und, mir geht es 
nicht nur um die Beschleunigung, mir geht es 
banal auch um die Kosten, um die Verfahrens-
kosten zu senken. Also das Ergebnis mut kon-
gruent sein mit dem Aufwand, der getrieben 
wird, und nicht um irgendwie eine minimale 
Anlage durchzuführen, 20 Jahre Verfahren 
durchzuführen mit immensen Kosten. Das 
lohne sich ganz einfach nicht. Die Beteiligung. 
Zu den Einzelpunkten. Die Beteiligung ist ein 
Schwerpunkt der Novelle. Gut, das trägt zur 
Beschleunigung nicht wahnsinnig viel bei. Das 
hat nur klarstellende Funktion. Mir geht es nur 
darum, dass Naturschutz- und Umweltverbän-
de keine Träger öffentlicher Belange sind, 
sondern das sind einfach private Interessen, 
die nicht subjektiv zuordenbar sind. Wenn dem 

anders wäre, wenn es sich um Träger öffentli-
cher Belange handeln würde, dann wäre es 
rein willkürlich, nur die Umweltverbände zu 
Trägern öffentlicher Belange zu machen. Dann 
könnte man genau so gut die Autofahrerver-
bände und den ADAC usw. ebenfalls in die 
Verfahren einbinden. Das ist aber nicht vorge-
sehen und würde das Verfahren auch nicht 
massiv beschleunigen. Um das aber in die 
richtige Ebene zu bringen: da es sich um Pri-
vatbelange handelt, auch wenn sie altruistisch 
verkauft werden, ist keinerlei Einwand zu se-
hen, die Präklusion auch auf die Umweltver-
bände zu beziehen. Wenn Sie den Sachvers-
tand einbringen für den Umweltschutz, auf den 
das Bundesverwaltungsgericht abstellt, zurecht 
abstellt, dann sind das öffentliche Belange, die 
sowieso in der Abwägung zu berücksichtigen 
sind und die gar nicht präkludiert sein können, 
denn die Abwägung wäre fehlerhaft, wenn die 
zuständige Behörde diese Belange gar nicht 
einbinden würde. Materielle Umweltbelange 
sind also in der Abwägung ohnehin zu berück-
sichtigen. Der Erörterungstermin sollte in das 
Ermessen der Behörde gestellt werden. Die 
Form der Anhörung ist nicht zwingend vorge-
geben, wenn die Anhörungsbehörde zum Er-
gebnis kommt, eine Erörterung trägt nicht zur 
Akzeptanzverbesserung oder zur Konfliktver-
minderung bei, sollte das im Ermessen stehen, 
die Erörterung auch nicht in mündlicher Form 
mit einem großen Termin durchzuführen. Eine 
Kompensation der Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach der frühzeitigen Bürgerbeteiligung bei der 
Bauleitplanung ist weiß Gott nicht geboten. 
Das ist eine ganz andere Struktur bei der Bau-
leitplanung als bei der Fachplanung. Die Vor-
verlegung der Behördenpräklusion hat nur 
kosmetischen Charakter. Öffentliche Belange, 
die abwägungsrelevant sind, sind immer zu 
berücksichtigen und wenn die Behörde, für die 
sie eigentlich federführend zuständig ist, nicht 
eindeutig artikuliert hat, muss die Fachpla-
nungsbehörde dennoch auf diese Belange 
eingehen. Wenn eine Brücke unter Denkmal-
schutz steht und die Denkmalschutzbehörde 
hat sich nicht geäußert, dann ändert das am 
Denkmalschutz nichts. Nicht im Geringsten. 
Dann wäre die Planung fehlerhaft, wenn sie 
das nicht berücksichtigt hätte. Und ob das jetzt 
früher geäußert wird oder nicht, trägt nicht 
wahnsinnig viel zum Verfahren bei. Die Plan-
genehmigung halte ich nach wie vor für sinn-
voll. Die Verfahren, die sie mit 20 Jahren an-
gekündigt haben, sind längst Vergangenheit. 
Die Plangenehmigung hat sehr sehr wohl zur 
Verfahrensstraffung geführt. Also eine qualifi-
zierte Genehmigung mit den Rechtswirkungen 
einer Planfeststellung. Die Planfeststellung mit 
Unweltverträglichkeitsprüfung sollte immer 
möglich sein. Und man spart sich dann trotz-
dem die komplizierten Verfahren mit den Ei-
gentümern. Und eigentumsrechtlich wäre eine 
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Plangenehmigung aus meiner Sicht möglich, 
wenn das Bundesverwaltungsgericht Abschied 
nehmen würde von der Position, dass die Ab-
wägung des Privateigentümers alle Belange 
umfassen muss und nicht nur die subjektiven 
Rechte, die ihn betreffen. Das Raumordnungs-
verfahren ist im Kontext zum Planfeststel-
lungsverfahren unnötig wie ein Kropf. Das 
Planfeststellungsverfahren könnte das Raum-
ordnungsverfahren als abweichendes Verfah-
ren ohnehin ersetzen, wenn man de lege lata... 
Das Raumordnungsverfahren bringt die raum-
ordnerischen Belange der Länder stärker zum 
Ausdruck, aber die sind sowieso zu berück-
sichtigen im Rahmen des Abwägungsgebotes 
bei der Planfeststellung. Der letzte Punkt, den 
ich ansprechen möchte ist die erstinstanzliche 
Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerich-
tes. Hierzu habe ich mich schon mehrfach 
geäußert. Ich halte die aus Beschleunigungs-
gründen für weder geboten noch sinnvoll. Und 
im Interesse der Rechtseinheit ist es sinnvoller, 
das Bundesverwaltungsgericht als Revisions-
instanz zu halten. Aber, Herr Präsident Hien, 
die verfassungsrechtlichen Bedenken, die Sie 
betont haben, teile ich nicht. Wenn man das 
Bundesverwaltungsgericht erstinstanzlich bei 
Bundesprojekten, wirklich bereichsspezifischen 
Bundesprojekten ansetzt, auch bei … man 
müsste dann Schwellenwerte sozusagen dann 
bei Verkehrsflughäfen einsetzen, nicht dass 
irgendwie so ein läppischer in Fürstenfeldbruck 
beim Bundesverwaltungsgericht landet. Aber 
Frankfurt, München, Halle, Leipzig müsste 
beim Bundesverwaltungsgericht landen. Das 
sind alles Verfahrensrechte, die vom Bund zu 
regeln sind und die Konzentrationswirkung 
schlägt das Problem voll vom Tisch, wenn man 
von der materiellen Konzentrationswirkung 
ausgeht und sagt, der Bund hat die Rege-
lungskompetenz und das Landungsrecht wird 
insoweit verdrängt. Das Bundesverwaltungsge-
richt hat sich ja noch nie festgelegt zwischen 
materieller und der formellen Konzentrations-
wirkung. Die Tendenz geht zur formellen Kon-
zentrationswirkung, aber bei der Abwägung 
kann nur eine einheitliche Abwägung richtig 
sein, bei allen Gesetzen, die Abwägungen 
vorschreiben, kann nur eine einheitliche Ab-
wägung einfließen. Und bei zwingenden ge-
setzlichen Vorgaben, landesrechtlichen, ist es 
nicht ausgeschlossen, dass der Bund sich an 
diese Vorgaben halten muss. Die Bundesver-
waltung und die Kontrolle der Bundesverwal-
tung obliegt dann dem Bundesverwaltungsge-
richt. Im Übrigen, letzter Punkt: Ab und zu hilft 
ein Blick ins Grundgesetz manchmal weiter bei 
der Entscheidungsfindung. Und bei der bun-
deseigenen Verwaltung ist der Bund sowieso 
für das Verwaltungsverfahren, für die Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens zuständig. 
Und bei der Bundesauftragsverwaltung fehlt 
ein Kompetenztitel im  Art. 85 GG. Da steht nur 

drin, wenn man genau liest: …bleibt die Be-
hördenorganisation Angelegenheit der Länder, 
soweit der Bund nicht mit Zustimmung des 
Bundesrates was anderes vorsieht. Daraus ist 
abgeleitet worden: das Verwaltungsverfahren 
steht nicht bei der Auftragsverwaltung. Der 
Bund kann es entweder gar nicht regeln (Ver-
waltungsverfahrensgesetz der Länder) oder es 
muss analog gelten, was bei der landeseige-
nen Verwaltung gilt, mit Zustimmung des Bun-
desrates. Jetzt muss ich nur sagen, wenn da 
schon drinsteht, bleibt, muss doch irgendetwas 
weggegangen sein, aus normaler Wortinterpre-
tation. Und das, was verloren gegangen ist, ist 
schlicht die Regelung des Verwaltungsverfah-
rens. Und das kann der Bund. Und wo der 
Bund eine Regelung des Verwaltungsverfah-
rens treffen kann (bei der Luftverkehrsverwal-
tung, bei der Autobahnverwaltung) dann soll er 
sie gefälligst tun und soll die Möglichkeiten der 
Verfahrensbeschleunigung optimal ausschöp-
fen und dazu tragen diese Entwürfe bei. 
 
Vorsitzender: Schönen Dank, Herr Ronellen-
fitsch. Herr Rottner. 
 
Peter Rottner: Ja, sehr geehrter Herr Vorsit-
zender, sehr geehrte Abgeordnete, als Ge-
schäftsführer eines Umweltverbandes und mit 
ungefähr achtzehnjähriger Forensispraxis als 
Verwaltungsanwalt, als Anwalt für Verwal-
tungsrecht in Großverfahren, bin ich der Auf-
fassung, dass dieses Gesetz an einer zeitli-
chen Eingrenzung von Planungsverfahren 
wenig ändern wird. Weil dieses Gesetz an den 
Dingen, die ein Verfahren lang machen, weit-
gehend vorbeigehen wird. Es sei mir noch die 
Nebenbemerkung gestattet, dass die Pla-
nungsdauer angesichts der Kassenlage des 
Bundes und der Länder häufig auch gar nicht 
das Problem ist. Das sieht man ja auch spie-
gelbildlich an dem Gesetzentwurf, der die Gel-
tung von Planungsfeststellungsverfahren von 
fünf auf zehn Jahre heraufsetzen will. Die sieht 
man, wenn man durchs Land fährt und sieht, 
dass gewisse Bauprojekte ewig dauern. Sei es 
die Ausbaustrecke München – Augsburg oder 
sei es, wenn ich vielleicht diesen neuen Fach-
begriff einführen darf, der Sodabrücken, die 
eben so da sind zwischen Erfurt und Suhl. Also 
es sind eine ganze Menge andere Probleme, 
die wir hier haben. Was führt letztendlich zur 
langen Verfahrensdauer? Dies sind zum einen 
konfliktintensive Planungen bei Großprojekten 
in Ballungsräumen. Diese konfliktintensiven 
Planungen lassen sich durch das Planungs-
recht relativ schwer begrenzen. Hier ist es 
erforderlich, dass eine Konfliktminimierung 
passiert und hier ist es erforderlich, dass diese 
Konfliktminimierungen auch ergebnisoffen 
sind. Dass eben hier die Probleme, die auftre-
ten und die sind eben bei bestimmten Flughä-
fen sehr groß und die Leute, die unter den 
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Flugzeugen sind, sehen es vielleicht anders 
als die, die in den Flugzeugen sind. Und es 
gefordert eben auch gesellschaftlich – wir le-
ben ja in einer Demokratie – erfordert eben 
hier intensive Begleitung. Und es ist hier wenig 
sinnstiftend, derartige Prozesse zu verkürzen, 
weil dann eben die gesellschaftlichen Konflikte 
entsprechend weiter ausbrechen. Was führt 
weiter zu langen Planungsverfahren? Dies sind 
nach meiner Erfahrung mangelnde rechtzeitige 
Alternativenprüfungen oder ich sage es sogar 
mal härter, in Einzelfällen der Unterdrückung 
von Alternativen. Und wenn dies das ganze 
Verfahren begleitet, rächt sich das und es führt 
dann auch letztendlich bei Einzelverfahren zu 
diesen langen Verfahrensdauern, weil dann die 
entsprechenden Planfeststellungsbeschlüsse 
aufgehoben werden. Beispiele hierfür ist die B 
173, die Maintal-Autobahn, die B 2 Nürnberg-
Schwabach, die der Bundestag zurückge-
nommen hat oder gerade  die A 94, wo heute 
der Europäische Gerichtshof darüber ent-
scheidet. Es sind alles die Dinge, wo es zu 
Verlängerungen kommt, weil Alternativen, die 
vorhanden sind, rechtzeitig eben nicht geprüft 
wurden. Wir sind genau der entgegengesetz-
ten Meinung, dass das Raumordnungsverfah-
ren gestärkt werden sollte, weil man im frühen 
Verfahrensstadium prüfen sollte, und dann 
aber auch bitte gerichtsfest prüfen sollte, wie 
diese Alternativen zu bewerten sind. Das heißt, 
man müsste eigentlich das Raumordnungsver-
fahren aufwerten und die Alternativen-
Prüfungen dort, wie der Jurist so schön sagt, 
abschichten können. Dies würde auch zu einer 
Beschleunigung führen, weil die Alternativen-
entscheidung dann am Anfang des Verfahrens 
wäre und nicht am Schluss. Im Moment ist es 
ja so, wenn dann die ganzen Planungsschritte 
durchfahren sind und das Oberverwaltungsge-
richt oder auch das Bundesverwaltungsgericht, 
je nachdem, dann so ein Projekt aufhebt, dann 
kommt es eben hier zu den entsprechend lan-
gen Zeiten. In der Aufhebung des Erörterungs-
termins sehe ich einen relativ geringen Be-
schleunigungseffekt. Der Erörterungstermin 
hat auch für die Behörde den Vorteil der Münd-
lichkeit. Auch hier machen wir ja hier eine 
mündliche Anhörung, obwohl alles das, was 
die Sachverständigen hier schreiben, auch 
vorher geschrieben wurde, die mündliche An-
hörung ist ganz wichtig und ich würde, würde 
ich ein Planungsverfahren machen, auf den 
Erörterungstermin schon deshalb nicht verzich-
ten, weil er zur Fehlerbeseitigung dient. Ich 
kann in so einem Erörterungstermin, wenn ich 
ihn intelligent nutze, Fehlerbeseitigung durch-
führen. Man sollte hier es den Behörden nicht 
freistellen, auf den zu verzichten. Ich prophe-
zeie Ihnen, wenn die Möglichkeit kommt, das 
kein Erörterungstermin mehr gemacht wird, 
dass die Fehlerhäufigkeit der Verfahren eher 
steigt als sinkt. Eine weitere Fehlerquelle für 

Verfahren, die dann auch zu entsprechend 
längeren Verfahrensdauern führt, ist die 
Falschanwendung von Recht. Komplizierte 
Rechtsänderungen erschweren den Vollzug 
und bieten meinem Berufsstand dann wieder 
neue Angriffsmöglichkeiten. Mit jeder neuen 
Änderung, mit jedem neuen Gesetz machen 
Sie ein neues System auf und können hier 
wieder zusätzliche neue Dinge hervorgetroffen 
werden. Es gibt ja Bemühungen, und gerade 
auch hier der Bundesregierung, ein einheitli-
ches UGB zumachen. Es ist die Frage, wenn 
ich jetzt hier an ein paar Fachplanungsgeset-
zen etwas ändere, ob das der richtige Weg ist. 
Es ist die Frage und hier stellt sich natürlich 
auf die Föderalismusreform, die entsprechen-
den Anhörungen laufen ja die Woche, ob wir 
das Fachplanungsrecht vereinfachen, wenn wir 
17 verschiedene Rechtszustände in der Zu-
kunft hinsichtlich der Eingriffsregelung im Na-
turschutzrecht haben. Das sind alles Dinge, die 
zusätzlich komplizieren und möglicherweise 
dann auch zu entsprechenden Fahlern führen. 
Auch sollte man in einer Demokratie die Mög-
lichkeiten nutzen, die Umweltvereinigungen 
bieten. Wir sind eben keinesfalls mit Privaten 
gleichzustellen. Umweltvereinigungen nehmen 
die Rechte, nehmen die Staatszielbestimmung 
des Umweltgrundrechts wahr und  weil sie 
altruistische Dinge wahrnehmen, sind sie eben 
gerade nicht so zu behandeln wie Private. Wir 
haben die Befürchtung, dass durch diesen 
Gesetzentwurf die Umweltverbände bei der 
Partizipation in diesem Verfahren behindert 
werden sollen und uns letztendlich die Ar-
beitsmöglichkeiten erschwert werden sollen. 
Ich habe das ausführlich in der schriftlichen 
Stellungnahme dargelegt. Das wird aber bei 
den, wenn es so kommen sollte, wie befürch-
tet, gerade bei den Großverfahren, nicht dazu 
führen, dass es keine Stellungnahmen gibt der 
Umweltverbände, sondern es wird nur dazu 
führen, dass eben die Stellungnahmen ent-
sprechend qualitätsmäßig schlechter sind. 
Letzen Endes sind dann auch die Stellung-
nahmen der Umweltverbände gerade das Ma-
terial, was von einer Planfeststellungsbehörde 
abgearbeitet werden muss und es sind auch 
Dinge, die es für den Staat letzten Endes für 
den Staat zum Null-Tarif gibt. Ich bitte daher 
bei der weiteren Gesetzesberatung darauf zu 
achten, dass gerade hier die Arbeitsmöglich-
keiten erhalten bleiben. Vielen Dank. 
 
Vorsitzender: Danke, Herr Rottner. Herr Prof. 
Stüer. 
 
Prof. Dr. Bernhard Stüer: Ja, ich beginne, 
sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine Damen 
und Herren, mit der Frage, wie lange denn 
wohl voraussichtlich Gesetze halten. Als vor 
genau 20 Jahren das Baugesetzbuch einge-
bracht wurde, da erklärte der damalige Staats-
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sekretär, Dr. Jahn, mir gegenüber, nun sehen 
Sie einmal, ich habe einen neuen Gesetzent-
wurf mitgebracht. Das ist das neue Bauge-
setzbuch. Wissen Sie, dieses Gesetz wird 
ohne jede Änderung 100 Jahre halten. Die 
Erfahrungen zeigen, dass solche Gesetze 
nicht ganz so lange halten. Inzwischen haben 
wir mit dem in diesem Jahr bevorstehenden 
Gesetz dann acht Änderungen des Bauge-
setzbuches von 1986 erlebt. In der Sache 
möchte ich allerdings alle Anliegen, die hier zur 
Beschleunigung vorgetragen sind und die sich 
in den beiden oder mehreren Gesetzentwürfen 
finden, unterstützen. Das gilt sowohl für die 
Vorschläge des Bundestages, für die Vor-
schläge des Bundesrates, aber auch für die 
Vorschläge der Posch-Kommission. Ich glau-
be, alle diese Gesetzentwürfe gehen in die 
richtige Richtung und werden dazu beitragen, 
dass die Verfahren beschleunigt werden kön-
nen. Namentlich gilt dies für etwa den fakultati-
ven Erörterungstermin, das fakultative Raum-
ordnungsverfahren, die Erweiterung der 
Präklusionsregelungen auch auf die Verbände 
und die Zurückschneidung UVP-pflichtiger 
Vorhaben auf den europarechtlich erforderli-
chen Kern, was auch unter europarechtlichen 
Überlegungen europarechtskonform möglich 
ist. Der Erörterungstermin vor allem bereitet 
den in der Praxis stehenden Planfeststellern 
nicht selten Sorge, weil er nämlich sehr inten-
siv vorbereitet werden muss, meistens in einer 
mehrmonatigen digitalen Abarbeitung aller 
Einwendungen mit den jeweiligen Stellung-
nahmen, die am Tage oder in den Monaten der 
Erörterungstermine präsent sein müssen. 
Wenn ich an einige Großverfahren denke oder 
Revue passieren lasse, die ich miterlebt habe, 
wie das Ems-Sperrwerk, die Elbe-Vertiefung, 
die Hochmoselbrücke, die A 44 Hessisch-
Lichtenau oder den Großvogel A 380, dann hat 
dies nicht nur mehrere Monate gedauert in der 
eigentlichen Abarbeitung, sondern vor allem 
die Vorbereitung und die Nachbereitung eines 
solchen Termins ist ungewöhnlich aufwendig. 
Vor allem dann, wenn Sie Wortprotokolle an-
fertigen lassen, wie das ja teilweise – ich hätte 
fast gesagt, törichterweise – geschieht, dann 
haben Sie einen unglaublichen Wust von Un-
terlagen, der leicht einen halben Meter oder 
einen ganzen Meter nur an Wortprotokollen 
füllt. Nach einer Kalkulation kosten allein die 
Wortprotokolle pro Monat ungefähr 180.000 bis 
200.000 € und dann müssen Sie Satz für Satz 
hinterher durcharbeiten, um diejenigen weni-
gen rechtlichen Fragestellungen herauszufil-
tern, die sie dann in der Planfeststellung abar-
beiten. Davor kann ich eigentlich nur warnen. 
Deswegen meine ich, dass der Erörterungs-
termin auf die Fälle beschränkt werden sollte, 
in denen er was bringt. Nach meinen Erfah-
rungen ist es so, dass der Erörterungstermin 
eigentlich in diesen Grundsatzfragen wenig 

bringt. Er bringt etwa was bei der Frage: Kann 
man auf freiwilliger Basis Grundstücke erwer-
ben? Das kann ich in einem back-office, den 
wir meistens bei solchen planfeststellungsver-
fahren eingerichtet haben, machen, indem also 
vorne die große Runde über allgemeine große 
Fragen des Habitatschutzes, der Myotis myotis 
oder Myotis bechsteinii oder irgendwelcher 
anderen Fledermäuse diskutiert und hinten 
dann die eigentliche Facharbeit läuft. Deswe-
gen würde ich schon empfehlen, die Erörte-
rung mehr in das Ermessen der Planfeststel-
lungsbehörde zu bringen und, soweit ich die 
Rechtssprechung, Herr Präsident Hien, über-
blicken kann, ist es wohl auch bisher nicht 
vorgekommen, dass der Erörterungstermin in 
der rechtlichen Bewertung überhaupt eine 
entscheidende Rolle gespielt hat. Er bereitet 
sehr viel Arbeit in der Vor- und Nachbereitung, 
aber er hat hinterher für die gerichtliche Prü-
fung auch keine große Bedeutung, so dass ich 
meinen Planfeststellern, die das dann gemein-
sam mit mir machen, immer etwas Mut aus-
spreche und sage, so viele Fehler könnt ihr 
nicht machen, wenn ihr auf jeden Fall an der 
richtigen Stelle die Sitzung schließt, kann nicht 
allzu viel passieren. Das zunächst zur Erörte-
rung. Ich meine auch, dass das Raumord-
nungsverfahren nach den aufgesattelten Plan-
UP-Verfahren nicht mehr die Bedeutung hat. 
Wir haben ja die Bundesverkehrswegepla-
nung. Um mal ein Beispiel zu geben mit der 
Umweltprüfung: Wir haben auch in Zukunft die 
Linienbestimmung mit der Umweltprüfung und 
ich meine, dass diese vorgelagerten, schon 
europarechtskonformen Planverfahren in der 
Lage sind, auch die großräumige Alternativen-
prüfung entsprechend abzuarbeiten mit der 
Folge, dass Raumordnungsverfahren entbehr-
lich sind. Wichtig ist allerdings, worauf auch 
schon jetzt hier hingewiesen wurde, dass wir 
eine ganze Reihe europarechtlicher Anforde-
rungen haben, die hier heute gar nicht auf der 
Tagesordnung stehen, die aber sehr wichtig 
sind, auch in Bezug auf die Planverfahren und 
deren Beschleunigung. Es gilt namentlich für 
die Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie und die 
Plan-UP-Richtlinie, also europarechtliche 
Richtlinien, aus deren Blick doch die Informati-
on der Öffentlichkeit, die Beteiligung der Öf-
fentlichkeit und auch die Klagemöglichkeit von 
Interessierten deutlich gestärkt werden, so 
dass man vor diesem Hintergrund auch sicher 
unser heutiges Thema betrachten muss. Der 
Bundesrat hat ja schon in seiner Stellungnah-
me darauf hingewiesen, dass hier noch ein 
zusätzlicher Bedarf besteht, in welchem Um-
fang die Öffentlichkeit, aber auch die Verbände 
Klagemöglichkeiten haben müssen. Als ich die 
Gesetzentwürfe durchgesehen habe, ist mir 
zunächst einmal die Frage eingefallen: Kann 
man das nicht in einem Gesetz im VwVfG ma-
chen? Denn die Gefahr besteht ja, je mehr ich 
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in Spezialgesetze gehe, desto unterschiedli-
chere Regelungen können sich durch diese 
verschiedenen Abschichtungen ergeben. Es 
hätte eigentlich einen gewissen Charme, will 
ich mal sagen, wenn nicht nur für einige Groß-
verfahren auf der Ebene des Bundes, sondern 
für alle Verfahren – jedenfalls einen Großteil 
von ihnen, zugleich auch auf Landesebene - 
diese Beschleunigungsmöglichkeiten genutzt 
werden können. Denn es gibt Großverfahren, 
die etwa auf landesrechtlicher Grundlage 
durchgeführt werden. Ich nenne beispielsweise 
das Ems-Sperrwerk, was dann an solchen 
Beschleunigungsregelungen nicht teilnehmen 
würde, weil es eben auf landesrechtlicher E-
bene durchgeführt wird und das VwVfG, das ja 
ansonsten unmittelbar oder mittelbar gelten 
würde, nicht gilt, mit der Folge, dass dann 
auch entsprechende Präklusionen nicht gelten 
würden, die sich jetzt bei diesen Großverfah-
ren ergeben. Deswegen war eine Frage: Kann 
man nicht doch den Versuch unternehmen, die 
Regelungen nun bruchlos in die §§ 72 ff 
VwVfG einzubeziehen und vielleicht mit einer 
kleinen Gelenkstelle dort Vorhaben rauszu-
nehmen, für die sich diese Beschleunigung 
nun wirklich nicht als notwendig erweisen? Zur 
erstinstanzlichen Zuständigkeit des Bundes-
verwaltungsgerichtes ist ja schon mehrfach 
vorgetragen worden. Ich persönlich habe ei-
gentlich den Eindruck, wenn ich das mal sagen 
darf, Herr Präsident Hien – ich beobachte ja 
gelegentlich auch als Zuschauer Ihre Rechts-
sprechung –, dass sich die erstinstanzliche 
Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes 
sehr bewährt hat. Wer nun ein leuchtendes 
Beispiel dafür haben möchte, der möchte sich 
vielleicht das Verfahren Schönefeld einmal 
ansehen. Da ist mit großer Souveränität, aber 
auch mit großer Akribie und Genauigkeit ein 
wirkliches – wenn ich so sagen darf – Meister-
werk hingelegt worden, das dann nicht nur für 
diesen Fall, sondern für viele andere Fälle 
auch über den Luftverkehr hinaus - ich erinne-
re an den ganzen artenschutzrechtlichen Teil, 
an den wasserrechtlichen Teil, an die Fragen 
des Rechtsschutzes der Gemeinden - Beispie-
le und Grundlagen für die Rechtsanwendung in 
vielen anderen Fachplanungsverfahren liefert. 
Man wird, wenn ich es richtig sehe, nicht nur 
aus diesem, aber auch aus diesem Urteil des 
4. Senates doch einen großen Gewinn für 
weitere Planverfahren haben können. Vor al-
lem zum Beispiel die große Unsicherheit, die 
etwa im Artenschutz entstanden ist, könnte mit 
dem 16.3. dieses Jahres etwas geklärt sein. 
Ich möchte zum letzten Punkt kommen, und 
zwar zur Frage der Planreparatur, die vielleicht 
dem einen oder anderen als etwas nebensäch-
lich erscheint, die aber doch in vielen Großver-
fahren in den Mittelpunkt tritt. Die gesetzliche 
Regelung ist ja die, dass Mängel, die nicht zur 
Unwirksamkeit führen, sondern im ergänzen-

den Verfahren oder durch Planergänzung be-
hoben werden können, eben nicht zur Unwirk-
samkeit, sondern eben nur zur Nichtvollzieh-
barkeit des Planfeststellungsbeschlusses füh-
ren. Allerdings sagt das Gesetz nicht, wie dann 
zu verfahren ist. Ich beobachte diese Planer-
gänzungsverfahren. Dort ist die Sorge ent-
standen, dass man wieder auf Start gehen 
muss, dass man alles wieder von vorne ermit-
teln muss, dass man neue Umweltverträglich-
keitsprüfungen machen muss, neue Ausnah-
meverfahren im Vogelschutz und Habitat-
schutz, so dass man im Grunde zwar formal in 
einem ergänzenden Verfahren sich bewegt, in 
der Sache aber alles wieder von vorne an-
fängt. Deswegen habe ich in einem Anwen-
dungsteil einige kleine Vorschläge unterbreitet, 
die sich diesem Themenkreis zuwenden.  
 
Vorsitzender: Herzlichen Dank. Herr Dr. Vier-
haus! 
 
RA Dr. Hans-Peter Vierhaus: Herr Vorsitzen-
der, sehr geehrte Damen und Herren Abge-
ordnete, der Vorsitzende hat in seinem Ein-
gangsstatement darauf hingewiesen, dass der 
beklagenswerte Zustand darin besteht, dass 
die Planungsverfahren insgesamt zu lang sind. 
Sie gliedern sich in Verwaltungsverfahren und 
in gerichtliche Verfahren. Ich würde zunächst 
gerne darauf hinweisen, dass sich meines 
Erachtens bei der Reparatur oder bei der Ü-
berlegung, ob Beschleunigungsmöglichkeiten 
ausgeschöpft sind, das eine das andere nicht 
ausschließt. Also wenn ich bei den gerichtli-
chen Verfahren Einsparpotenziale ausnutze, 
kann ich es trotzdem im Verwaltungsverfahren 
tun und umgekehrt. Ich bin der Meinung, das 
sollte kumulativ geschehen. Das wollte ich nur 
mal vorwegschicken. Ich würde mit den ge-
richtlichen Beschleunigungsmöglichkeiten 
beginnen. Sie sind deswegen vielleicht vor-
zugswürdig, weil sie einfacher sind. Natürlich 
ist es einfacher, eine Instanz zu streichen als 
das Verwaltungsverfahren zu beschleunigen, 
weil - der Kollege Dolde hatte darauf hingewie-
sen - das sehr viel schwieriger ist, denn da gibt 
es außerrechtliche Faktoren, die dazu führen, 
dass diese Verfahren so lange dauern. Der 
Regierungsentwurf sieht Konzentration des 
Rechtsschutzes beim Bundesverwaltungsge-
richt vor, also letztlich eine Ausdehnung des 
Ansatzes Verkehrswegeplanungsbeschleuni-
gungsgesetz auf die ganze Bundesrepublik. 
Das möchte ich klar befürworten, weil die Er-
fahrungen mit diesem Gesetz in der Praxis 
ausgezeichnet sind. Es hat den Rechtsschutz 
schneller und effektiver gemacht. Nur effektiver 
Rechtsschutz in angemessener Zeit – auch 
das ist ein Verfassungsgebot – ist Rechts-
schutz, der wirklich etwas bringt. In Anlehnung 
an Sendler, den verstorbenen Präsidenten des 
Bundesverwaltungsgerichtes, muss die Devise 
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meines Erachtens lauten: Richtig und schnell. 
Diesem Anspruch zu erfüllen ist derzeit am 
besten das Bundesverwaltungsgericht in der 
Lage. Das Bundesverfassungsgericht sagt in 
ständiger Rechtssprechung – ich denke, da 
sind wir uns alle einig -, eine Instanz reicht, es 
gibt kein Recht auf einen Instanzenzug. Des-
wegen stellt sich die Frage, welche Instanz ich 
streiche. Es gibt in Deutschland keine vernünf-
tige Rechtstatsachenforschung im Verwal-
tungsrecht. Ich habe deswegen mal eine Erhe-
bung durchgeführt, habe die OVG-Präsidenten 
angeschrieben, habe eine Statistik zusam-
mengestellt, die Sie auch in den Unterlagen 
finden. Ergebnis, ich fasse es kurz zusammen: 
Bei den erstinstanzlichen Hauptsacheverfah-
ren ist das Bundesverwaltungsgericht un-
schlagbar schnell. Die meisten Oberverwal-
tungsgerichte sind langsam. Das Bundesver-
waltungsgericht brauchte in den Jahren 2003 
bis 2005 durchschnittlich 7,8 Monate. Herr 
Hien, korrigieren Sie mich bitte, der Durch-
schnitt aller Oberverwaltungsgerichte betrug 
round about 20 Monate, also rund zweieinhalb 
Mal solange, wobei das regional sehr unter-
schiedlich ist. Wir haben hier also ein Nord-
Süd-Gefälle. Verfahrensdauern ab eineinhalb 
Jahren aufwärts sind meines Erachtens nicht 
tolerabel. Ich nenne einige Beispiele: Hamburg 
2003 und 2004 46 Monate, also fast vier Jahre 
– das ist der Spitzenreiter bei den Gerichtsver-
fahren. Aber auch Berlin in 2003 45 Monate, 
Brandenburg 2004/2004 27 Monate. Man stelle 
sich vor, hier hätte das Schönefeld-Verfahren 
stattgefunden, beim OVG Berlin-Brandenburg, 
Niedersachsen immerhin ein großes Flächen-
land 2003 25 Monate. Das alles sind Zahlen, 
die so nicht befriedigen. Von den 16 ausgewer-
teten OVGs ist nur eines schneller als das 
Bundesverwaltungsgericht und das ist Rhein-
land-Pfalz. Deswegen ist das meines Erach-
tens hier der richtige Ansatz. Auf das Beispiel 
Schönefeld - eineinhalb Jahre -hatte der Kolle-
ge Stüer schon hingewiesen. Meines Erach-
tens würde das auch ein Mehr an Rechtsein-
heit bringen, wenn statt 15 Gerichten eines 
zuständig ist. Man kann dann Spezialsenate 
schaffen. Es würde Rechtssicherheit und Pla-
nungssicherheit bedeuten. Auch wäre die Qua-
lität der Rechtsprechung vereinheitlicht. Dort 
sitzen die Richter, die ab 40 aufwärts sind, die 
erfahren sind, die auch Tatsachen feststellen 
können, denn in aller Regel waren sie vorher 
lange Jahre an den OVGs. Meines Erachtens 
stehen auch keine verfassungsrechtlichen 
Gründe entgegen. Art. 95 GG steht dem nicht 
entgegen, wenn man sich anschaut, dass das 
Bundesverwaltungsgericht trotz dieser erst- 
und letztinstanzlichen Zuständigkeit ja obers-
tes Bundesgericht bleiben würde. Herzog, 
immerhin Präsident des Bundesverfassungs-
gerichtes a. D., schreibt in seiner Kommentie-
rung hier im Maunz-Dürig wörtlich: „Der Art. 95 

GG lässt erhebliche Variationsmöglichkeiten 
für den Gesetzgeber“ und ich meine, diese 
Variationsmöglichkeiten sind in zulässiger 
Weise genutzt. Das Bundesverfassungsgericht 
hat sich zweimal in seiner Geschichte, soweit 
ich das richtig sehe, mit vergleichbaren Fällen 
befasst, einmal 1950 – Bundesverwaltungsge-
richt als einzige Instanz in Devisensachen – 
und dann noch mal 1995 bei der Frage Neutra-
litätsausschuss der Bundesanstalt für Arbeit, § 
116 AFG, da war nur das BSG als Instanz 
zulässig. Beide Fälle hat das Bundesverfas-
sungsgericht nicht beanstandet. Von daher, 
zusammengefasst kann man sagen, die Aus-
legung ist nicht so eng, dass sie die hier ge-
fundene Lösung verbietet. Es überrascht, 
wenn Sie nach zusätzlichen Beschleuni-
gungsmöglichkeiten fragen, wieso der Regie-
rungsentwurf ausgerechnet die besonders 
komplexen Flughafenverfahren aus der Ei-
ninstanzlichkeit ausklammert. Dafür bietet sich 
mir jedenfalls kein ersichtlicher Grund. Warum 
soll eine Klage gegen eine Bundeswasserstra-
ße beim Bundesverwaltungsgericht anhängig 
sein, aber beispielsweise das Verfahren gegen 
die Erweiterung des Frankfurter Flughafens 
von diesem Beschleunigungselement ausge-
nommen sein? Das sollte vielleicht noch ein-
mal überdacht werden. Zu den Beschleuni-
gungsmöglichkeiten im Verwaltungsverfahren. 
Da ist es sehr viel schwieriger, das haben wir 
schon gehört. Ein Faktor, der zur Beschleuni-
gung führen kann, ist aus meiner Sicht insbe-
sondere ein straffes Verfahrensmanagement 
durch die Planfeststellungsbehörde in Abstim-
mung mit qualifizierten Planern. Das kann 
funktionieren. Beispiel: Flughafen Leipzig – 1 
Jahr. Es ist aber sehr stark abhängig von der 
Qualität der Behördenmitarbeiter, die rechtlich 
eigentlich nur sehr begrenzt gesteuert werden 
kann, lasse ich mal die leistungsabhängigen 
Elemente im Besoldungsrecht beiseite. Natür-
lich kann man in Einzelpunkten immer Rege-
lungen finden, die auf eine Beschleunigung 
hinwirken. Planunterlagen, Vollständigkeitsprü-
fung, würde ich sagen, prima. In Anlehnung an 
die 9. BImSchV sollte eine zwingende Voll-
ständigkeitsprüfung mit Rügepflicht der Behör-
de mit Frist eingeführt werden. Das sind alles 
gute Vorschläge. Man kann das Raumord-
nungsverfahren sicherlich streichen, aber das 
Grunddilemma wird sich dadurch wahrschein-
lich nur mäßig bekämpfen lassen. Wenn man 
sich mal anguckt, der Bürger oder der Kläger, 
der gegen so ein Vorhaben vorgeht, ist einer 
Vielzahl von Fristen, Restriktionen, Präklusio-
nen unterworfen. Er muss innerhalb von zwei 
Wochen alles vorbringen, sonst ist er materiell 
präkludiert im späteren Rechtsschutzverfahren 
usw. Die Behörde hingegen hat überhaupt 
keine zeitlichen Vorgaben, sehe ich jetzt mal 
vom Erörterungstermin und den drei Monaten 
ab, in welcher Frist sie eine Entscheidung zu 



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 16. Sitzung, 17.05.2006  

21 

treffen hat. Da könnte man vielleicht drüber 
nachdenken, ob man das mal angeht.  
 
Vorsitzender: Ich bedanke mich ganz herz-
lich, Herr Vierhaus. Herr Wickel, last but not 
least. 
 
Prof. Dr. Martin Wickel: Herr Vorsitzender, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn 
man die Frage stellt, ob der Gesetzentwurf 
oder die Gesetzentwürfe beschleunigende 
Wirkung haben, kann man diese Frage klar mit 
ja beantworten. Mit anderen Worten, man 
muss sich die einzelnen Elemente anschauen, 
die hier geregelt werden sollen und darauf 
abklopfen, ob sie Beschleunigungseffekte ha-
ben. Ich möchte das mal mit den Schwerpunk-
ten machen. Zum einen, das Entfallen des 
Erörterungstermins hat m. E. beschleunigende 
Wirkung. Ich kann mir allerdings auch weiter- 
gehende Lösungen vorstellen in Richtung des 
Hessischen Gesetzentwurfes vorstellen, würde 
das allerdings immer an die Voraussetzung 
knüpfen, dass die partizipatorischen Elemente 
des Erörterungstermins in einem früheren 
Zeitpunkt in das Verfahren eingebunden wer-
den und würde da eine Regelung in Anlehnung 
an das Bauleitplanverfahren mit einer frühzeiti-
gen Öffentlichkeitsbeteiligung favorisieren. Der 
zweite Punkt ist die Beteiligung der Verbände 
– auch hier sehe ich Beschleunigungspotenzi-
al, wenn ich auch mit Blick auf den Grund für 
die Einbindung der Verbände eher dafür appel-
lieren würde, dass man die Fristen, die dort 
jetzt geregelt sind, an die Fristen für Behörden 
anlehnt. Auch das hätte noch erhebliche Be-
schleunigungswirkung. Und zum dritten: die 
erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesver-
waltungsgerichtes, das sieht man ja, ist um-
stritten. Da will ich nichts mehr dazu sagen, 
außer, dass ich hier gewisse verfassungsrecht-
liche Zweifel habe, die insbesondere dadurch 
begründet sind, dass auf diese Weise das 
Bundesverwaltungsgericht nichtreversibles 
Landesrecht dauerhaft auslegt. Dort sehe ich 
auch Kompetenzkonflikte mit den Länder-
OVG. Insgesamt, glaube ich, muss man fest-
stellen, dass aber keine allzu großen Be-
schleunigungssprünge mehr zu erwarten sind. 
Also eine gewisse Beschleunigung ist da, aber 
man muss auch vor überhöhten Erwartungen 
warnen. Dafür gibt es im Wesentlichen zwei 
Gründe. Der erste Grund liegt darin, dass die 
wesentlichen Gründe für die Verzögerungen 
auch außerrechtlich sind, das wurde ja bereits 
gesagt, der zweite Grund ist, dass in den letz-
ten eineinhalb Jahrzehnten das Recht der 
Planfeststellung schon mehrfach novelliert 
worden ist, teilweise ausdrücklich unter dem 
Vorzeichen der Beschleunigung. Es würde 
eher überraschen, wenn man jetzt noch die 
ganz großen Potenziale finden würde. Ich den-
ke, die Potenziale sind im Wesentlichen schon 

ausgeschöpft. Wir befinden uns jetzt eher in 
einer Konsolidierungsphase, wo einzelne Un-
gereimtheiten bereinigt werden und vielleicht 
auch noch einmal über Themen nachgedacht 
wird, die man bisher nicht in den Mittelpunkt 
gestellt hat. Aber das ist eher eine Optimierung 
des gegebenen Zustands, weniger eine neue 
Qualität des Planfeststellungsverfahrens. 
Wenn man über Beschleunigungseffekte redet, 
muss man glaube ich auch aufzeigen, welche 
Gefahren der Gesetzentwurf oder die Gesetz-
entwürfe haben, denn ich glaube, hier lauern 
auch Gefahren, die das Gegenteil bewirken 
könnten, also ggf. eine Verzögerung im Ver-
fahren. Ich möchte hier auf zwei Punkte einge-
hen: Der erste Punkt ist der offensichtliche, 
das .ist die Regelungstechnik, und zwar der 
Weg, die Fachgesetze zu ändern und nicht das 
Verwaltungsverfahrensgesetz. Zunächst ist mir 
der sachliche Grund, warum man die einen 
Bereiche der Planfeststellung mit einbezieht, 
andere Bereiche nicht, nicht ohne weiteres 
erkennbar. Aber wichtiger ist, dass diese Re-
gelungstechnik dazu führt, dass das Recht der 
Planfeststellung insgesamt sehr zersplittert ist. 
Sie haben beschleunigte Fachgesetze, die sich 
übrigens auch untereinander noch unterschei-
den, Sie haben nicht beschleunigte Fachge-
setze, daneben stehen die Verwaltungsverfah-
rensgesetze, die daneben angewendet werden 
müssen. Das macht das Recht insgesamt sehr 
komplex, sehr unübersichtlich, ich glaube für 
den Anwender sehr schwer zu handhaben und 
damit auch fehleranfällig. Gerade da besteht 
die Gefahr, dass es auf diese Weise auch zu 
Verzögerungen kommt. Ich sehe natürlich, 
dass die m. E. zu bevorzugende Variante, 
nämlich die Verwaltungsverfahrensgesetze zu 
ändern, etwas aufwändiger ist, vor allem dann, 
wenn man es für sinnvoller oder für nötig hält, 
die Landesverwaltungsverfahrensgesetze mit 
einzubeziehen. Aber ich denke, der Aufwand, 
der damit verbunden wird, würde sich im Er-
gebnis lohnen. Der zweite Punkt, den ich im 
Hinblick auf Verzögerungen ansprechen möch-
te, ist die Gefahr, dass man Fehler macht. Es 
ist etwas abstrakter Fehler gar nicht so sehr im 
Sinne von Rechtsfehlern, sondern Fehler in 
dem Sinne gemeint, dass man hinterher fest-
stellt, man hat bestimmte Umstände halt nicht 
so genau betrachtet oder hätte andere Dinge 
planen sollen, denn solche Fehler führen im-
mer zu Verzögerungen. Im günstigsten Fall 
bemerkt man diese Fehler noch in der Reali-
sierungsphase, dann kann man den Plan und 
das Vorhaben insbesondere noch ändern. Das 
führt aber zu Verzögerungen, die jeglichen 
Beschleunigungseffekt dann auch wieder auf-
zehren. Die gefährlicheren Fehler sind aber 
die, die erst nach vielen Jahren, lange nach-
dem das Vorhaben dann realisiert ist, auftre-
ten. Ich möchte mal das Stichwort Hochwas-
serschutz einwerfen. Ich glaube, die Hochwas-
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serschäden, die in letzter Zeit zu beklagen 
waren, haben auch etwas mit nicht so guten 
Planungsentscheidungen in der Vergangenheit 
zu tun. Wenn man so etwas vermeiden könnte, 
würde man glaube ich auf diese Weise großen 
Beschleunigungseffekt erzielen bzw. jedenfalls 
Schäden vermeiden. Hier muss der Gesetzge-
ber eine gewisse Balance treffen. Auf der ei-
nen Seite steht sicherlich das Erfordernis, die 
Notwendigkeit, diese Verfahren noch zu be-
schleunigen. Auf der anderen Seite muss man 
aber auch darauf achten, dass gewichtige 
Belange, ich denke insbesondere an öffentli-
che Belange, die von Behörden vertreten wer-
den, in diesen Verfahren nicht hinten herunter 
kippen, weil nicht genügend Raum und Zeit ist, 
ihnen auch in der gebotenen Detailschärfe 
nachzugehen. Die gute Nachricht ist: Ich glau-
be, dass der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung diese Balance noch findet, auch mit der 
jetzt verschärften Präklusion der behördlichen 
Stellungnahmen, während ich in diesem Berei-
che denke, dass der hessische Gesetzentwurf 
vielleicht einen Tick zu weit geht. Aber das 
könnte man dann noch im Detail diskutieren. 
Vielen Dank! 
 
Vorsitzender: Ganz herzlichen Dank, Herr 
Prof. Wickel. Ich danke erstmal allen Experten 
für die Statements und beginne jetzt eine Aus-
sprache mit Frau Kollegin Blank. Ihr folgt Kol-
lege Hacker, ihm folgt Kollege Hettlich, Kollege 
Mücke, Heilmann und Hill. Kollegin Blank! 
 
Abg. Renate Blank: Vielen Dank für die Sta-
tements, die alle sehr aufschlussreich waren. 
Herr Prof. Ronellenfitsch, wir sehen uns ja hier 
nicht das erste Mal zu diesem Thema. Ich 
gehe auch davon aus, dass wir in der Zukunft 
noch uns des Weiteren oder des Öfteren mit 
diesem Thema beschäftigen werden müssen. 
Meine Eingangsfrage geht an Prof. Ronellen-
fitsch und an Herrn Prof. Dolde. Ich versuche 
mich jetzt auf Dinge zu beschränken, die für 
uns dann in der Diskussion sehr wichtig sind. 
Bundesrat und Bundesregierung gehen unter-
schiedliche Wege im Hinblick auf die Ei-
ninstanzlichkeit. Die Bundesregierung stellt 
einen konkreten Kriterienkatalog auf und be-
nennt in der Anlage konkrete Projekte. Der 
Bundesrat fügt diese Projekte ohne Kriterien-
katalog direkt in die VwGO als eininstanzliche 
Projekte ein. Wie bewerten Sie die jeweils 
gewählten Wege aus verfassungsrechtlicher 
Sicht? Entspräche aus Ihrer Sicht auch nur die 
Aufstellung eines konkreten Kriterienkatalogs 
ohne Projektnennung den Anforderungen des 
Bestimmtheitsgrundsatzes? Wenn nein, sehen 
Sie die Möglichkeit im Rahmen einer Verord-
nungsermächtigung ggf. mit Zustimmung des 
Bundesrates die Eininstanzlichkeit zu regeln? 
Für den Fall, dass dies aus Ihrer Sicht nicht 
geht, könnten die Kriterien für die Eininstanz-

lichkeit hier festgelegt werden und dann in den 
jeweiligen Ausbaugesetzen projektbezogen 
bestimmt werden? 
 
Vorsitzender: Herr Prof. Ronellenfitsch! 
 
Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch: Die erstin-
stanzliche Zuständigkeit des Bundesverwal-
tungsgerichtes muss enumerativ geklärt wer-
den, das ist klar, also im Rahmen des § 50 
VwGO und muss bestimmt sein, um eine klare 
Abgrenzung durchzuführen. Mir persönlich ist 
der Regelungsmechanismus des Bundesrates 
sympathischer, nicht konkrete Vorhaben aufzu-
führen. Denn da besteht immer die Gefahr, 
dass Ergänzungsbedarf besteht und derglei-
chen. Das ist ein Regelungsmechanismus des 
19. Jahrhunderts, wenn Sie mir das mit Ver-
laub gestatten. So hat man früher die Gewer-
beordnung gehandhabt. Wo was passiert ist, 
hat man es reingenommen und wo nichts pas-
siert ist, … also es ist grotesk. Dann hat man 
einen modernen Regelungsmechanismus mit 
einer Verordnungsermächtigung gefunden, 
einen Anlagenkatalog mit Verordnungen, das 
halte ich ebenfalls für nicht sonderlich optimal 
und geeignet. Das ist ad hoc aus der Hüfte 
geschossen. Die Umschreibung des Bundesra-
tes ist mir sympathischer und damit entfallen 
die Implikationen, die Sie mich gefragt haben. 
Aber selbstverständlich hätte ich keine Beden-
ken vom Bestimmtheitsgrundsatz, von verfas-
sungsrechtlicher Hinsicht. Nur ich halte das 
nicht für glücklich. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank. Herr Prof. Dolde! 
 
Prof. Dr. Klaus-Peter Dolde: Eine enumerati-
ve Regelung halte auch ich für sinnvoll und 
notwendig. Eine Generalklausel ohne Subsum-
tion im Gesetz ist erstens von der Bestimmtheit 
zweifelhaft und zweitens wird sie zu jahrelan-
gen Auseinandersetzungen über die Zustän-
digkeitsfrage führen, bis dann letztlich ent-
schieden ist, wer zuständig ist und der Zeitver-
lust ist größer als ein möglicher Zeitgewinn. 
Deswegen muss der Gesetzgeber selber 
bestimmen, was wohin gehört. Punkt 1. Punkt 
2: Eine Bestimmung durch Rechtsverordnung 
halte ich für nicht gut. Wir haben das verfas-
sungsrechtlich gewährleistete Recht auf den 
gesetzlichen Richter. Ich würde da ein gewis-
ses Problem sehen, wenn der Verordnungsge-
ber entscheidet, was das Bundesverwaltungs-
gericht erstinstanzlich entscheidet und was die 
Oberverwaltungsgerichte. Punkt 3: Der Rege-
lungsentwurf der Bundesregierung scheint mir 
in der Systematik der bessere. Er nennt Krite-
rien und subsumiert die selber und sagt, für 
welche Vorhaben er das Kriterium bejaht. Dar-
an wird sich ein Gericht halten. Es sei denn, es 
wäre offensichtlich willkürlich, wofür es im 
Zweifel keine Anhaltspunkte gibt. Ob man das 
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dann in der VwGO ändert oder in den Fachge-
setzen, das ist eine Geschmacksfrage. Ich 
würde es in die Fachgesetze packen, um die 
VwGO nicht mit einer langen Liste - einer Liste 
wie beim Bundesrat - von Projekten zu be-
frachten, die im Übrigen Kontext der VwGO 
eigentlich schlecht aufgehoben sind. Aber das 
ist kein Rechtssicherheitsproblem wie gesagt, 
das ist mehr ein Geschmacksproblem. Also, 
ich fasse zusammen: Kriterien - unmittelbare 
Bestimmung der Projekte im Gesetz und nicht 
in der Rechtsverordnung. 
 
Abg. Hans-Joachim Hacker: Ich richte eine 
Frage an den Präsidenten Hien. Herr Präsident 
Hien, Sie hatten ja darauf verwiesen, dass Sie 
keine arbeitsrechtlichen Belastungen aus dem 
Gesetz durch die von Ihnen dargestellte Situa-
tion aus anderen Entlastungseffekten bei Ih-
rem Gericht befürchten. Ich möchte noch mal 
heute zwei Fragen stellen, die zusammenge-
hören. Das eine ist die Frage, ob man den 
Anwendungsbereich des Gesetzentwurfes auf 
Flughafenverfahren ausdehnen sollte, also die 
Planung und den Bau von Flughäfen und die 
Frage, ob die Staugefahr, die in der Anhörung 
auch diskutiert worden war, die Staugefahr 
beim Bundesverwaltungsgericht, die dadurch 
entstehen kann, dass ein Senat durch mehrere 
Verfahren aus einem Verkehrsbereich belastet 
werden kann, dadurch umgangen werden 
kann, dass bei Ihnen Spezialsenate eingerich-
tet werden. Herr RA Dr. Vierhaus hatte diesen 
Vorschlag gemacht. Ist der überhaupt verfah-
renssystematisch umsetzbar? 
 
Vorsitzender: Danke. Herr Hien! 
 
Eckart Hien: Der Entwurf der Bundesregie-
rung hat ja die Flughäfen nicht umfasst. Es ist 
nicht ganz logisch, das räume ich ein. Die Vor-
stellung des Gesetzentwurfes war wohl, Fern-
straßen gehen ganz durch die Republik und 
deshalb ist es überörtlich. Flughäfen sind so 
rund und nur regional. Das trifft für die kleine-
ren Flughäfen zu, für die größeren natürlich 
nicht. Die Staugefahr ist natürlich, gerade 
wenn man die Flughäfen ins Auge fasst, be-
sonders groß, weil die, die im Feuer sind – 
also jetzt Frankfurt zum Beispiel – einfach ein 
riesiges Ausmaß haben. Wir haben das bei 
Schönefeld gesehen. Wir haben ja im Grunde 
einen Spezialsenat wenn Sie so wollen. Der 4. 
Senat ist zwar allgemein auch noch für 
Baurecht zuständig, aber er war für die Dauer 
dieses Verfahrens für mindestens ein halbes 
Jahr … also alle fünf, die damit beschäftigt 
waren, waren ausgelastet und hätten nebenher 
kein anderes Flughafenverfahren mehr durch-
führen können. Das heißt, wir haben schon die 
Möglichkeit, gewisse Spezialisierungen in den 
Senaten auch für Fachplanungen zu machen, 
das haben wir auch getan. Aber es hat eben 

Grenzen. Ich kann nicht, wie ich vorher schon 
sagte, die Flughäfen auf verschiedene Senate 
verteilen. Ich habe eingeräumt, dass wir eine 
gewisse Kapazität im Moment wohl eher ha-
ben, andererseits muss ich auch sagen, mor-
gen ist Bundesrichterwahl und wir haben natür-
lich nicht die Zahl an Bundesrichtern gewählt, 
die ausgefallen sind, weil der Gesetzgeber 
noch nicht weiß, wie das hier wird. Mit anderen 
Worten, dort muss dann Personal entspre-
chend parallel aufgestockt werden.  
 
Vorsitzender: Kollege Hettlich! 
 
Abg. Peter Hettlich: Vielen Dank Herr Vorsit-
zender. Ich habe eine Frage an Herrn Matthias 
Möller-Meinecke. Sie haben eben ja schon in 
Ihrer Einleitung angedeutet, dass Sie Hand-
lungsalternativen sehen gegenüber dem, was 
im Gesetzentwurf vorgesehen ist. Wir haben ja 
auch von einigen Experten hier gehört, dass 
gerade das Raumordnungsverfahren und die 
Erörterungstermine immer wieder genannt 
wurden. Aber Sie haben auch angedeutet, 
dass Sie sich das anders vorstellen könnten 
und dass Sie innerhalb dieser Verfahren 
durchaus auch viele positive Ansätze sehen. 
Vielleicht könnten Sie das noch mal aus Ihrer 
Sicht etwas erschöpfender erklären. 
 
Vorsitzender: Danke. Bittschön. 
 
RA Matthias Möller-Meinecke: Vielen Dank. 
Herr Hettlich, ich will es mit drei Schlagworten 
umschreiben: die Qualität erhöhen, die Bürger 
frühzeitig in einen wirklichen Diskurs einbinden 
und die Akzeptanz erhöhen. Das scheinen mir 
die Schlüsselmethoden zu sein, die sich als 
Alternative zum schlichten Streichen von In-
stanzen von Verfahren anbieten, weil sie die 
Fehleranfälligkeit von Verwaltungsentschei-
dungen vermindern und die vordergründige 
Lösungsmöglichkeit, schlicht Dinge zu strei-
chen, die lange dauern, zu Gunsten einer 
sachlich-gerechten Konfliktlösung vermeiden. 
Ich will das mit Blick auf die Zuständigkeit des 
Ausschusses an einem konkreten ersten Bei-
spiel erläutern: Sie entscheiden im Kern über 
die Finanzierung jeder kleinen Ortsumgehung, 
wenn es eine Bundesfernstraße ist. Parallel 
planen die Länder Landesstraßen, in aller Re-
gel in den gleichen Orten. Da gehört aus mei-
ner Sicht der Mut hinzu, dass bei der Födera-
lismusreform diese Aufgaben an die Länder 
delegiert werden und dort konzentriert die Mit-
tel verwaltet werden, die Planung durchgeführt 
wird und letztendlich auch Schwerpunkte ge-
setzt werden. Das Zweite: Ich denke, wenn 
man Qualität erhöht, braucht man eine Motiva-
tion der Mitarbeiter, braucht man dort mehr 
Mittel für qualitativ hochwertige Planungsar-
beit, die man auch delegieren kann. Aber letzt-
endlich gehört dort ein Instrumentarium dazu, 
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dass ich mit dem Begriff der Qualitätskontrolle 
ansprechen will, die letztendlich in den Groß-
verfahren eingeführt ist, die im Kern für den 
Bürger auch verständlich das, was man an 
Planungen entwirft, was man an Gutachten 
vorlegt, einer Qualitätskontrolle unterwirft und 
auf die Art und Weise zwei Meinungen hört zu 
der Frage: Hat das Ganze als Prognoseaussa-
ge, hat das Ganze als Planungsaussage denn 
Bestand? Dritter Punkt: Ich denke, Aarhus, der 
völkerrechtliche Vertrag, führt dazu, dass es 
zukünftig eine Intensivierung nicht nur von 
Information des Bürgers, der ein umfassendes 
Akteneinsichtsrecht bekommen hat, sondern 
auch des Rechtsschutzes gibt. Diese subjekti-
ve Begrenzung nur auf die Drittwirkung von 
einzelnen Rechten wird in weiten Bereichen 
des Umweltrechts aufzugeben sein. Das heißt, 
die Anforderung ist, die Verwaltungs- und die 
Planungsentscheidungen fit zu machen für 
Aarhus, was nur mit Qualitätssteigerung geht 
und nicht dadurch, dass ich wichtige Verfah-
rensteile schlicht entfallen lasse. Also, wenn 
Aarhus Ernst zu nehmen ist, müssen die In-
strumente ganz anders angesetzt werden, als 
dass man wichtige Verfahren und dazu zähle 
ich vorrangig das Raumordnungsverfahren, als 
Abstimmungsentscheidung mit nicht erneuer-
barem Ressourcenschutz, dass man diese 
Entscheidungsfindung stärkt. Und mein Vor-
schlag ist, dieses Raumordnungsverfahren am 
Ende auch mit einem angreifbaren Verwal-
tungsakt abzuschließen, der angreifbar ist und 
damit die in allen Großverfahren zu erwarten-
den Klagen etwa von den benachbarten Städ-
ten und Gemeinden abfängt, so dass man dort 
eine Gerichtsentscheidung über das „ob“ einer 
Planung bekommt und dies nicht verlagert auf 
die Anfechtungen der Endentscheidung, wo es 
um eine quadratmeterpräzise Entscheidung 
zur Ortsumgehung oder zu einem Flughafen 
geht, wo eigentlich eine Überfrachtung stattfin-
det, weil man zu viele Konflikte nach hinten 
schiebt, zeitlich nach hinten schiebt und sich 
dann wundert, dass die Rechtssprechung 
mehr als die angeführten acht Monate des 
Bundesverwaltungsgerichtes braucht. Auch 
dazu noch mal einen kurzen Hinweis zu mei-
nem Nachbar, Herrn Präsidenten Hien. Ich 
denke, diese Sonderrolle, die das Bundesver-
waltungsgericht im Moment wahrnimmt, ist 
allein nur zu erklären, weil Sie noch nicht unter 
der Belastungssituation steht, die in vielen 
Oberverwaltungsgerichten gegeben sind. Wür-
den Sie diese Belastungssituationen, die hier 
in den Regierungsentwürfen und beim Bundes-
rat vor allem angedacht ist, würden Sie diese 
Belastungswirkungen bekommen, würde ich 
Ihnen dringend raten, hier den Anspruch schon 
anzumelden, dass die 100 spezialisierten O-
berverwaltungsrichter, die in den Fachsenaten 
sitzen, zum Bundesverwaltungsgericht gewählt 
werden sollen. Dann haben Sie die man-

power, die man hier im Ausschuss offensicht-
lich erwartet, aber das kehrt doch das System 
völlig um. Ja, Sie bekommen keine Verwal-
tung, die so aufgebaut ist, sondern Sie be-
kommen eine Verwaltung, die kopflastig wie 
noch in Frankreich als zentralistischer Staat 
praktiziert. Und die Frage ist, macht das Sinn? 
Macht das Sinn, die man-power und woman-
power in den Oberverwaltungsgerichten zu 
schwächen, sie im Prinzip leer laufen zu las-
sen und auf die Art und Weise nur ein Zentral-
gericht damit zu befassen. Letztendlich aus 
meiner Praxiserfahrung führt das nur dazu, 
dass die Konflikte sich dann zum Bundesver-
fassungsgericht verschieben, weil es dann ein 
Bedürfnis gibt, eine zweite Meinung auch in 
der Rechtssprechung zu hören. Letzter Punkt: 
Ich denke, dass bei der Frage, wie ich die Zeit 
verkürzen kann, auch darauf geschaut werden 
sollte: Was passiert eigentlich, nachdem ein 
Planfeststellungsbeschluss dann umgesetzt 
wird? Da kommt ein Vergabeverfahren und Sie 
werden sehen, und wissen es ja auch, dass 
dieses Vergabeverfahren inzwischen mit 
Rechtsstreitigkeiten belastet ist. Hier ist aus 
meiner Sicht ebenfalls anzusetzen. Hier brau-
chen Sie mehr Transparenz in diesem Verga-
beverfahren, um die Korruption als Nebenef-
fekt einzugrenzen, aber auch, um diese 
Rechtsstreitigkeiten und Zeitverzögerungen zu 
verkürzen und auf die Art und Weise die Pro-
jekte, auf die man sich als Schwerpunkt einigt, 
auch wirklich zeitnah umzusetzen. Ich halte 
überhaupt nichts davon, in der ganzen Repu-
blik Baustellen nach dem Gießkannensystem 
zu eröffnen, sie auf 10 bis 15 Jahre, wie ich 
aus dem Entwurf entnehme, zu strecken und 
auf die Art und Weise sehr, sehr viele öffentli-
che Gelder allein mit baubetreuenden Investiti-
onen auszugeben. Das kostet an der Neu-
baustrecke zwischen Erfurt und Nürnberg Mil-
lionen – jedes Jahr! Millionen jedes Jahr, nur 
um den Schein zu wahren, man würde weiter 
bauen. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank. Kollege Mücke. 
Jetzt ist er weg. Dann nehme ich den Kollegen 
Heilmann als nächsten, der steht ohnehin hier 
drauf.  
 
Abg. Lutz Heilmann: Ja, eine Frage an Herrn 
Rottner und Herrn Möller-Meinecke: in dieser 
Woche wird auch die Föderalismusreform hef-
tig hier im Hause diskutiert. Im Zuge dieser 
sollen weite Teile des Naturschutzrechts durch 
eine sehr abenteuerliche Abweichungs-
regelung nach meinem Dafürhalten auf die 
Länder übertragen werden. Weite Teile, also 
Wasser-, Raumordnungs-, Naturschutzrecht, 
gehören dazu. Die LINKE lehnt das in dieser 
Form ganz einfach ab, da Infrastrukturvorha-
ben nicht zum abweichungsfesten Kern gehö-
ren sollen. Künftig ist es so, dass 16 völlig 
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verschiedene Landesregelungen gegeben 
werden können. Führt das nicht dazu, dass die 
Planungen, die ja nicht selten länderübergrei-
fend sind, wesentlich schwieriger und langwie-
riger werden und wirkt damit die Föderalismus-
reform, die aus den südlichen Bereichen als 
die Mutter der Reform bezeichnet wurde, dem 
Ziel der Beschleunigung diametral entgegen? 
Dankeschön. 
 
Vorsitzender: Ich bitte um Beantwortung. 
 
Peter Rottner: Ich habe es vorhin im State-
ment angesprochen, die Föderalismusreform 
mit der Schaffung von neuen Zuständigkeits-
tatbeständen im Naturschutzrecht und im 
Wasserrecht wird natürlich erheblich zur Ver-
komplizierung des Rechtes führen. Wir werden 
dann diskutieren, ob die Eingriffsregelung zum 
Beispiel zu den Grundsätzen des Naturschutz-
rechts gehört. Das kann man bejahen, das 
kann man verneinen. Wir werden darüber je 
nach Verfahren Entscheidungen der Oberver-
waltungsgerichte oder des Bundesverwal-
tungsgerichtes bekommen. Und, wenn es dann 
abweichende Eingriffsregelungen der Länder 
gibt, und gerade diese Eingriffsregelung ist ja 
die zentrale Vorschrift, um das Naturschutz-
recht in das Fachplanungsrecht hineinzubrin-
gen. Diese Fragen werden sicherlich eine ge-
wisse Zeitdauer benötigen und werden natür-
lich die entsprechenden Verfahren verlängern 
und es wird natürlich auch eine Unsicherheit 
geben, wie dann in den entsprechenden Ver-
fahren die Eingriffsregelungen abgearbeitet 
werden sollen. Es gibt ja hier auch schlechte 
Erfahrungen. Der Freistaat Bayern, der früher 
seine Praxis der Eingriffsregelung nicht durch 
das Bundesverwaltungsgericht überprüfen ließ, 
weil es Landesrecht war und weil man in der 
Revision nicht dazu gekommen ist, hat dann in 
einem Verfahren vor dem Bundesverwaltungs-
gericht dann seine Praxis als rechtswidrig at-
testiert bekommen und hat die entsprechenden 
ganzen Verfahren umändern müssen. Das war 
die Entscheidung zur Autobahn Schweinfurth – 
Suhl, was auch wieder zu entsprechenden 
Verfahrenszögerungen ungefähr von einem 
Jahr geführt hat. Entscheidend war dann aber 
auch wieder nicht bei dieser Autobahn die 
Verfahrensverzögerung, die es beim Bundes-
verwaltungsgericht gegeben hat, die Autobahn 
ist ja jetzt eröffnet worden, sondern entschei-
dend war, dass eigentlich letztendlich das Geld 
gefehlt hat. Das sind eben auch die Dinge, die 
ich bitte, hier zu berücksichtigen. Was eben 
auch der Kollege Möller-Meinecke hier gesagt 
hat, dass viele Verfahren gar nicht mehr zeit-
nah durchgeführt werden können, obwohl 
schon längstens Baurecht besteht, weil die 
entsprechenden Geldmittel nicht da sind. Das 
heißt, wir kümmern uns derzeit hier nur um 
einen Ausschnitt, versuchen manche Vereinfa-

chungen zu finden, die aber dann wieder 
wahrscheinlich zu erheblicheren Fehlern füh-
ren werden. Ein Beispiel sind eben hier dann 
auch andere Dinge wie die Föderalismusre-
form und die beabsichtigten Gesetzesände-
rungen. Danke. 
 
Vorsitzender: Danke Herr Rottner. Kollege 
Mücke. Gemurmel. Bitte? Heilmann kommt, 
weil Mücke gleich ...  
 
Abg. Peter Hettlich: Nein, ich wollte nur sa-
gen, Herr Heilmann hat die Frage an Herrn 
Rottner und Herrn Möller-Meinecke gestellt.  
 
Vorsitzender: Also dann nehmen wir selbst-
verständlich noch Herrn Möller-Meinecke dazu. 
 
RA Matthias Möller-Meinecke: Vielen Dank, 
ich mache es kurz. Herr Heilmann, ich denke, 
Sie werfen zu recht die Frage auf, warum kein 
großer Wurf angesetzt worden ist, sowohl in 
der Kombination aus Föderalismusreform und 
den Überlegungen, wie das Planungsverfahren 
effektiver gestaltet werden kann. Ich will da 
jetzt im Detail nicht die Neuregelungen zur 
Föderalismusreform diskutieren, ich will am 
Beispiel der Raumordnung nur erläutern, dass 
ich es sehr begrüße, dass die Länder dort eine 
Kompetenz zur Regelung bekommen. Das 
macht aber auch deutlich, dass man in den 
Vorschlägen nicht das Raumordnungsverfah-
ren durch den Bundestag streichen sollte, be-
vor die Länder auch nur die Kompetenz zur 
Raumordnung als Ergebnis der noch ausste-
henden Föderalismusreform bekommen ha-
ben. Sie würden ein Paket verschenken, wo 
dann, wenn es das Land öffnet, gar nichts 
mehr drin ist. Von daher mein Plädoyer, dieses 
Raumordnungsverfahren in dem System, dem 
Planungssystem zu erhalten und es den Län-
dern zu überlassen, eine Entscheidung vorzu-
nehmen.  
 
Abg. Jan Mücke: Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. Meine Frage richtet sich an Prof. Wi-
ckel und an Prof. Stüer. Ich möchte noch mal 
die grundsätzliche Frage diskutieren, weil ich 
dazu noch relativ wenig gehört habe, ob man 
diese Planungsvereinfachungen im großen 
Wurf mit einer Änderung des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes regeln könnte oder ob man 
mit dem in beiden Gesetzentwürfen, sowohl im 
Bundestag als im Bundesrat, beschrittenen 
Weg weiter voranschreiten sollte, Fachpla-
nungsgesetze zu ändern. Das hat aus meiner 
Sicht Vor- und Nachteile, die ich Sie bitte, auch 
mal aus Ihrer Sicht zu erläutern. Ein entschei-
dender Nachteil scheint mir darin zu liegen, 
dass bestimmte Fachplanungsbereiche, und 
zwar hier im Gesetzgebungsverfahren, nicht 
beachtet werden. Um Ihnen mal ein Fallbei-
spiel zu nennen: Das Personenbeförderungs-
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recht wird nicht mit geändert. Wir haben in den 
neuen Ländern ja immer noch das Verkehrs-
wegeplanungsbeschleunigungsgesetz, darun-
ter fallen einige Verkehrsträger, die dann leich-
ter geplant und schneller geplant werden kön-
nen, Flughäfen, Bundeswasserstraßen, Bun-
desfernstraßen etc., darunter fallen auch Stra-
ßenbahnen. Wenn wir jetzt ein einheitliches 
Gesetz für ganz Deutschland haben und die 
Regelung des Personenbeförderungsgesetzes 
entfällt, weil im Gesetzentwurf jetzt ja das Per-
sonenbeförderungswesen ausgenommen wur-
de, dann heißt das praktisch, dass eine Stra-
ßenbahn nur nach dem alten Personenbeför-
derungsgesetz aus dem Jahre 1993 geplant 
werden kann und von den Segnungen dieser 
Planungsvereinfachung, die jetzt vorgelegt 
werden soll oder beschlossen werden soll, 
nicht profitieren kann. Das führt beispielsweise 
zu der kuriosen Erscheinung, dass in Berlin, 
um mal bei dieser Stadt zu bleiben, zwar S-
Bahn-Projekte beschleunigt geplant werden, 
aber U-Bahn-Projekte, die im rechtlichen Sinne 
Straßenbahnen sind, noch nach dem alten 
Personenbeförderungsgesetz geplant werden 
sollen. Das scheint mir im Ergebnis nicht über-
zeugend zu sein. Deshalb noch mal an Sie die 
Frage: Wäre es nicht sinnvoller, dass man das 
Verwaltungsverfahrensgesetz grundsätzlich 
ändert und dann den hier beschrittenen Weg 
noch mal überprüft, dass man einzelne Fach-
planungsgesetze versucht, mit im Grunde ge-
nommen weitestgehend gleich lautenden Re-
gelungen zu straffen? 
 
Vorsitzender: Danke. Herr Prof. Wickel. 
 
Prof. Dr. Martin Wickel: Ich habe ja eingangs 
schon gesagt, ich würde es sehr befürworten, 
wenn das in den Verwaltungsverfahrensgeset-
zen geregelt wird. Ich möchte noch ein weite-
res Beispiel anführen, wo die unterschiedliche 
Behandlung verschiedener Materien beson-
ders absurd erscheint. Denken Sie an die Er-
weiterung des Airbus-Werkes in Hamburg-
Finkenwerder, ein nicht ganz unbedeutendes, 
großes Vorhaben. Das war im ersten Teil eine 
wasserrechtliche Planfeststellung nach dem 
Wasserhaushaltsgesetz. Das wurde nach den 
alten Regelungen abgewickelt. Im nächsten 
Teil ist das dann natürlich eine luftverkehrs-
rechtliche Planfeststellung, die nach den neu-
en Regelungen abgewickelt wird. Es erschließt 
sich mir nicht ohne weiteres, wo jetzt hier die 
sachlichen Unterschiede sind. Es kommt noch 
dazu, es wird auch für die entscheidende Be-
hörde extrem komplex, weil es in beiden Fällen 
die gleiche Behörde ist, die entscheidet. In 
Hamburg macht das die Behörde für Wirtschaft 
und Arbeit, die unterschiedliche Regeln für das 
eine Planfeststellungsverfahren und für das 
andere Planfeststellungsverfahren anwenden 
muss und das wird extrem kompliziert, auch für 

die Leute, die konkret damit befasst sind. Wie 
gesagt, ich sehe erst einmal keinen sachlichen 
Grund dafür, bestimmte Bereich in die Be-
schleunigung mit einzubeziehen, andere Be-
reiche außen vor zu lassen. Als Sie vorhin 
sagten, dass das vielleicht für lange Zeit der 
letzte Schritt des Gesetzgebers gewesen sein 
könnte, hat mich das schon ein bisschen er-
schrocken, weil, dass es so bleibt, wie es hier 
vorgesehen ist, kann ich mir nicht vorstellen. 
Ich vermute, es würde ein Prozess einsetzen, 
wie er auch nach dem Planungsvereinfa-
chungsgesetz eingesetzt hat in den 90er Jah-
ren, nämlich, dass tatsächlich die Regelungen 
später in die Verwaltungsverfahrensgesetze 
übergeleitet werden. Einmal sehe ich keine 
Gründe für die Differenzierung, jedenfalls keine 
sachlichen. Die Vorteile der Regelung, so wie 
sie jetzt getroffen sind - und ich vermute, das 
sind die Gründe - sind natürlich offensichtlich. 
Erstens, der Bund hat für die Fachgesetze die 
Gesetzgebungskompetenz. Er kann also hier 
ganz direkt auf die Verfahren einwirken. Das 
kann er, wenn er den Weg über die Verwal-
tungsverfahrensgesetze geht, nur sehr mittel-
bar. Er kann das Bundesverwaltungsverfah-
rensgesetz ändern. Er könnte auch das, was 
der Regierungsentwurf im Prinzip auch tut, 
nämlich auf das Bundesverwaltungsverfah-
rensgesetz für die Anwendung zu verweisen –
machen, wobei da in den Materialien hervor-
gekommen ist, dass das ein Problem wegen 
der Zustimmungsbedürftigkeit sei. Der Vorteil 
über den Weg der Fachgesetze zu gehen ist 
ganz klar, dass der Bund hier die Gesetzge-
bungskompetenz hat und unmittelbar regelnd 
eingreifen kann, während, wenn man den sau-
beren Weg geht, das heißt, das Bundesverwal-
tungsverfahrensgesetz und die Ländergesetze 
zu ändern, dann hat das natürlich einen gewis-
sen Abstimmungsbedarf zur Folge. Man muss 
halt dann mit allen 16 Ländern darüber reden, 
ob solche Regelungen verträglich sind oder 
nicht. Andererseits zeigt ja der Antrag des 
Bundesrates, dass man da vielleicht gar nicht 
so weit auseinander liegt. Es ist gesetzgebe-
risch wahrscheinlich der etwas aufwändigere 
Weg. Aber, auch das habe ich schon gesagt, 
ich hielte das tatsächlich für einen gut inves-
tierten gesetzgeberischen Aufwand.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank Herr Prof. Wickel. 
Herr Prof. Stüer! 
 
Prof. Dr. Bernhard Stüer: Ich kann mich dem 
uneingeschränkt anschließen. Vor allem ist es 
für die Praxis sehr schwierig, diese jeweiligen 
Schichtungen in den verschiedenen Gesetzen 
auch noch nachzuvollziehen. Wir haben das 
Genehmigungsverfahrenbeschleunigungsge-
setz. Wir haben das Planungsvereinfachungs-
gesetz. Wir haben das Verkehrswegepla-
nungsbeschleunigungsgesetz. So können Sie 
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eigentlich fortfahren. Jedes dieser einzelnen 
Gesetze hat im Grunde einen speziellen As-
pekt in bestimmte Regelungen einbezogen und 
in andere wieder nicht. Sie nennen zu Recht 
die Personenbeförderung. Meines Erachtens 
muss man auch die Verfahren, die eben teil-
weise nach Landesrecht laufen, nennen. Wenn 
es also um WHG oder Deichrecht geht, dann 
haben wir im Grunde die landesrechtlichen 
Regelungen. Die sind aus diesen Verfahren 
komplett raus. Die Landesgesetzgeber müss-
ten das alles dann schon in die jeweiligen 
Fachgesetze reinschreiben. Das heißt, sie 
müssten jetzt das Landesstraßengesetz usw. 
ändern. Die müssten also dasselbe machen, 
was Sie hier beabsichtigen, nämlich zehn ver-
schiedene Gesetze in jedem dieser Länder 
ändern. Wenn es im Verwaltungsverfahrens-
gesetz drin stünde, dann hätten wir, nach mei-
nem Eindruck die Fachplanungsgesetze, um 
die es hier geht, komplett drin. Das heißt, wir 
hätten das Straßenrecht drin, das Luftver-
kehrsrecht usw.. Die wären schon abgearbei-
tet. Das heißt, es würde sich dadurch, dass es 
im VwVfG stünde, kein Defizit gegenüber den 
jetzigen Regelungen ergeben. Die Regelungen 
wären nur weiter, weil sie eben auch andere, 
hier nicht titulierte Reglungen erfassen, z. B. 
das Energiewirtschaftsgesetz, wenn es jetzt 
etwa nach bestimmten Vorstellungen nicht mit 
hereinkäme. Es wäre sozusagen ein Anreiz für 
die Länder gegeben, durch die einfach Über-
nahme des VwVfG, was teilweise ja automa-
tisch geschieht, dieselben Regelungen auch 
für die Planungsverfahren auch in den Ländern 
wirksam zu machen. Das heißt, Sie könnten 
ohne großen Aufwand im VwVfG eine Reglung 
schaffen, die zwei, drei oder vier Paragraphen 
an einer einzigen Stelle mit klarer Regelung 
enthielte, die nichts anderes besagen als das, 
was wir hier zehn mal in den Gesetzentwürfen 
lesen können, ohne dass sich wieder die Frage 
stellt: Ja was gilt denn jetzt? Ich sehe häufig 
die Diskussion der Praxis. Die sitzen jetzt in 
dem Fachplanungsverfahren, von mir aus dem 
Straßenverfahren, und haben das VwVfG und 
das Fernstraßengesetz. Nun müssen die jetzt 
jeweils gucken, ja was heißt jetzt mit der Maß-
gabe, was ist hier eigentlich anwendbar. Da 
gibt es viele Diskussionen, was das denn je-
weils konkret bedeutet und das ist wieder an-
ders geregelt als von mir aus im Wasserstra-
ßenbereich und bei Auskiesungsvorhaben 
oder im Luftverkehr. Mit einer einzigen Rege-
lung im VwVfG hätten Sie sozusagen die Din-
ge klar geregelt und Sie hätten den Ländern 
ein Angebot gemacht, dass entweder unmittel-
bar sofort gilt oder durch einfache Übernahme 
der Regelung  übernommen werden kann. Und 
das hätte auch den Vorteil, dass wir einheitli-
che Rechtssprechung haben und nicht in die 
jeweiligen Fachgesetze hineinsehen müssten. 
Wenn ich noch einen Satz sagen darf. Sie 

können den Bürger doch im Grunde, wenn Sie 
so ein Mammutwerk lesen, nicht erklären, wa-
rum wirklich in so vielen gleich lautenden Pa-
ragraphen immer wieder dasselbe stehen 
muss. Das versteht er sehr wahrscheinlich 
nicht. 
 
Vorsitzender: Über das Verständnis wollen 
wir nicht weiter reden. Vielen Dank, Prof.  
Stüer. Jetzt habe ich den Kollegen Hill. 
 
Abg. Hans-Kurt Hill: Ja, vielen Dank, Herr 
Vorsitzender! Meine Frage richtet sich einmal 
an Frau Dr. Prall und einmal an Herrn Prof. 
Paul aus Sicht des Verbandes der Elektrizi-
tätswirtschaft. Der Ausbau von Hochspan-
nungstrassen – ich spreche also hier von 110 
bis 380 kV – ist für den Ausbau der erneuerba-
ren Energien unabdingbar. Der Bau bzw. der 
Ausbau der Hochspannungstrassen mittels 
Erdkabel ist aus unserer Sicht eindeutig die 
optimale Lösung. Die Bauzeit lässt sich im 
Vergleich zu Freileitungen halbieren, auch ist 
er umwelt- und kulturlandschaftlich verträgli-
cher. Allerdings sind die Investitionen, vor al-
lem die Anfangsinvestitionen deutlich höher, 
weswegen die Energiewirtschaft weiterhin auf 
Freilandleitungen setzt. Der Gesetzesentwurf 
versucht zwar, den Bau von Erdkabeln zu er-
leichtern, bleibt dabei aber weit hinter dem 
Notwendigen zurück. Letztlich beschränken 
sich die Regelungen auf maximal 85 km der in 
der Anlage zu § 45b EnWG genannten 
Hochspanungsleitungstrassen des 380-KV-
Netzes. Völlig unverständlich ist, dass die 110-
kV-Ebene unberücksichtigt bleibt, obwohl ge-
rade hier der Erdkabeleinsatz technisch und 
planerisch noch einfacher ist. Macht § 45b 
EnWG angesichts seiner extrem begrenzten 
Wirkung überhaupt einen Sinn und wäre es 
nicht sinnvoller, dass die Antragsteller sich 
nicht von vorneherein für Freilandleitungen 
oder Erdkabel entscheiden müssen, sondern 
dass im Zuge der Planungen beide Alternati-
ven gleichberechtigt geprüft werden? Oder 
können nicht von vornherein der Bau von 110-
kV-Erdkabel gesetzlich festgelegt oder der Bau 
von 380-kV-Leitungen mit einer Vorrangrege-
lung bedacht werden? 
 
Vorsitzender: Danke. Frau Prall! 
 
Dr. Ursula Prall: Zum ersten Komplex: Die 
Festlegung der max. 85 km auf 380-kV-Ebene 
war die 10%-Regelung, die ich vorhin auch 
schon angesprochen hatte. Der Gesetzesent-
wurf sieht eine Anlage vor, dass insgesamt 
850 km 380-kV-Strecken vordringlich zu bauen 
sind. Es ist also sozusagen eine Bedarfsfest-
stellung. Davon sollen max. 85 km auch als 
Erdkabel verwirklicht werden können und die 
Kosten hierfür auch umlagefähig sein. Es kön-
nen also auch durchaus mehr Kilometer als 
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Erdkabel verwirklicht werden. Das hätten die 
Netzbetreiber aber dann selbst zu tragen, wo-
zu sie nur schwerlich bereit sein dürften. Es ist 
nicht so, dass die 110-kV-Ebene dadurch 
gänzlich ausgeschlossen wäre, dass es gänz-
lich ausgeschlossen wäre, auf der 110-kV-
Ebene Erdkabel zu verwirklichen. Diese 10%-
Regelung bezieht sich nur auf die 380-kV-
Ebene und nur auf diese Strecken, die in der 
DENA1-Studie festgestellt wurden. Auf der 
110-kV-Ebene kann man nach den gesetzli-
chen Vorgaben auf EEG, auf EnWG nach den 
entsprechenden Zielvorstellungen und Rege-
lungen Erdkabel bauen und dann auch die 
Kosten umlegen. Es wäre aber sehr wün-
schenswert für die Anwendung des Tatbe-
stands der Umlagefähigkeit, wenn im § 45b 
EnWG aufgenommen würde, dass die Umla-
gefähigkeit von Mehrkosten unter Beachtung 
der Voraussetzungen des EnWG, des EEG im 
Übrigen unberührt bleibt. Das würde doch hier 
eine Rechtssicherheit rausnehmen, die an-
sonsten besteht und damit auch die Erdkabel-
verwirklichung und die Bereitschaft mit Erdka-
bel den Netzausbau zu betreiben, sicherlich 
stärken. Zu dem Satz vier, den Sie angespro-
chen haben, also das Gleichzeitigkeitserfor-
dernis: Im Gesetzentwurf steht: Ein Planfest-
stellungsantrag für ein Erdkabel wird nur 
durchgeführt, soweit ein Energieversorgungs-
unternehmen mit seinem Antrag auf Durchfüh-
rung eines Planfeststellungsverfahrens für das 
von ihm geplante Vorhaben gleichzeitig die 
Errichtung eines Erdkabels beantragt. Wenn 
im Zuge des Verfahrens und auch im Zuge der 
Einwendungen oder vielleicht auch eines Erör-
terungstermins sich herausstellt, dass ein Ab-
schnitt als Erdkabel verwirklicht werden sollte, 
weil es naturschutzfachliche Probleme gibt, 
weil es Ängste der Bevölkerungen gibt, weil 
gesagt wird, gut, ein Erdkabel akzeptieren wir, 
gegen eine Freileitung gehen wir sicherlich an, 
dann müsste also, wenn man diese Vorschrift 
wirklich wörtlich nimmt, und dafür ist ein Ge-
setz ja eigentlich da, wörtlich genommen zu 
werden, dann heißt das, dass das Planfeststel-
lungsverfahren neu eingeleitet werden müsste. 
Das heißt, das fängt bei A wieder an. Man 
kann das Ganze auch anhand der Vorschriften 
des VwVfG lösen, es gibt entsprechende Vor-
schriften in § 76 und auch in § 73, wo also von 
der federführenden Behörde entschieden wer-
den kann, ob es sich um eine wesentliche 
Änderung handelt oder ob man mit den übli-
chen Instrumentarien, mit einer erneuten Stel-
lungnahme, mit sozusagen nachholenden 
Verfahrenshandlungen diese Defizite bewälti-
gen kann, die also ein ergänzender Antrag mit 
sich bringt. Diese Vorschrift sollte nach mei-
nem Dafürhalten rausgenommen werden aus 
dem Gesetzesentwurf und stattdessen die 
üblichen Regeln hierfür greifen. Ja, eine ge-
setzliche Festlegung, dass 110-kV-Leitungen 

als Erdkabel zu verwirklichen seien oder auch 
für 380 mit einem Vorrang, halte ich für 
schwierig. Also, einerseits wäre es auf der 
110-kV-Ebene wünschenswert, weil es wirklich 
schneller geht, andererseits sollte doch die 
Möglichkeit bestehen, dass auch abgewogen 
wird, welche Möglichkeit jetzt gerade hier die 
günstigere ist. Ist es hier wirklich notwendig, 
ein Erdkabel zu bauen, weil ein Landschafts-
bild beeinträchtigt wird, weil wir Wohnbevölke-
rung in der dichten Umgebung haben oder ist 
es unproblematisch möglich, hier eine Freilei-
tung zu bauen, weil sie niemanden stört, nie-
mand hat ernsthaft etwas dagegen, auch na-
turschutzfachliche Probleme ergeben sich 
nicht? Also diese Möglichkeiten, die sollte man 
offen lassen, auch auf 380 kV einen Vorrang 
festzuschreiben.. ja, aus meiner Sicht ist es 
wünschenswert, aber ich halte es für sehr 
weitgehend. Es würde schon reichen, wenn 
einfach die Möglichkeit besteht, dass unter 
bestimmten Umständen einfach die Möglich-
keit besteht, solche Erdkabel zu bauen und in 
anderen Fällen, in denen es nicht notwendig 
ist, im Prinzip analog zu dem, was ich zur 110-
kV-Ebene ausgeführt habe, dann eben auch 
eine Freileitung zu bauen, dass beides in Ab-
wägung – je nachdem, was der Einzelfall ver-
langt – entschieden werden kann. 
 
Vorsitzender: Herr Paul! 
 
Professor Hans Ullrich Paul: Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und 
Herren. Die Frage, ob der § 45 EnWG in Be-
zug auf diese 10%-Regelung Sinn macht, da 
müssen wir Ihnen sagen, das macht keinen 
Sinn, weil nicht ganz klar ist, wo das überhaupt 
zum Tragen kommen soll. Es ist sehr diffus 
ausgedrückt, wo man die 10 % realisiert. Fängt 
man mit der ersten Leitung an und sagt dann, 
ja gut, 10 % dieser Leitung sind dann zu ver-
kabeln oder kommt die Gesamtzahl da hinein, 
also das ist alles sehr ungewiss. Und im Übri-
gen muss man ja sehen, in welchem Raum 
man sich bewegt. Das ist eigentlich die Frage, 
die wir bei Planungen und bei der Festlegung 
von Trassen verfolgen. Man muss sich sehr 
genau ansehen, wie ist die Struktur des jewei-
ligen Gebietes und danach wird entschieden, 
wie die Leitungsführung aussieht. Die Frage 
Kabel für weiträumige, für lange Übertra-
gungsstrecken ist ja in dem Gutachten von 
Herrn Prof. Oswald im Zusammenhang mit 
einer Leitungsverbindung zur Ableitung von 
Windenergie geprüft worden. Kabel ist ja nicht 
gleich Kabel. Die 380-kV-Spannungsebene ist 
eine wesentlich komplexere Spannungsebene 
als die 110 kV-Ebene. Das sieht man allein 
daran, dass wir in der Bundesrepublik 
Deutschland ungefähr 5.000 km 110-kV-
Stromkreise verkabelt haben. Wir haben aber 
nur unter 100 km Stromkreislänge in der 220- 
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und 380-kV-Ebene und das hat vorwiegend 
technologische Gründe. Man kann ein 380-kV-
Kabel nicht beliebig lang bauen, weil das Kabel 
dann für die eigentliche Energieübertragung 
nicht mehr nutzbar ist. Das sind physikalische 
Effekte, die will ich nicht weiter ausführen. Es 
gibt auch Abhilfemaßnahmen, die man einset-
zen kann, aber alles in allem ist es sehr kom-
plex. Die Frage des Naturschutzes muss natür-
lich auch richtig berücksichtigt werden. Es 
handelt sich beim Ersatz einer 380-kV-Leitung 
durch eine Kabel-Trasse um einen massiven 
Eingriff in Grund und Boden. Das ist nun mal 
so. Wir brauchen Trassenbreiten von 10 m 
oder mehr, die auf Dauer von tief wurzelndem 
Wuchs freigehalten werden müssen, die von 
Bebauung freigehalten werden müssen. Das 
sind alles Einschränkungen, die damit verbun-
den sind. Die wirtschaftlichen Aspekte muss 
man natürlich auch berücksichtigen. Sie wis-
sen, dass ein Mehraufwand für die 380-kV-
Kabellegung notwendig ist, der, wenn man 
vom reinen Invest ausgeht, doch enorme Di-
mensionen annimmt. Hinzu kommt dann zu-
sätzlich die Störanfälligkeit eines Kabelsys-
tems. Wenn ein Kabelsystem einen Fehler hat, 
ist das eine Zerstörung des Kabels. Das Kabel 
fällt für längere Zeit aus. Es muss abgeschaltet 
werden, es muss repariert werden und wird 
erst nach einigen Tagen wieder in Betrieb ge-
nommen werden. In der 110-kV-Ebene ist es 
natürlich so, dass man da differenzieren sollte, 
welche Übertragungsaufgaben sind mit diesem 
Kabel vorgesehen. Ist eines eine reine Netzlei-
tung oder ist es vielleicht  eine Kraftwerksan-
schlussleitung. Das muss man natürlich in die 
Betrachtung mit einbeziehen und dann ent-
scheiden, was ist sinnvoll. Also man kann nicht 
vorn vornherein sagen, da muss ein 110-kV-
Kabel hin, sondern man muss das unter den 
technisch-wirtschaftlichen Aspekten durchprü-
fen und sagen, ja in diesem Fall ist ein 110-kV-
Kabel gerechtfertigt oder nicht. Festschreiben 
sollte man das nicht, weil man dann diese 
Entscheidung, die letztendlich unter physikali-
schen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu 
treffen ist, nicht mehr machen kann. Ja, vielen 
Dank. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Paul. Jetzt 
habe ich den Kollegen Döring. 
 
Abg. Patrick Döring: Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. Meine Frage richtet sich an Herrn 
Prof. Wickel und an Herrn Posch. In den Ge-
setzentwürfen ist vorgesehen die Gültigkeit 
von Planfeststellungsbeschlüssen von 5 + 5 
auf 10 + 5 Jahre auszudehnen. Wie beurteilen 
Sie auch aus Ihrer Erfahrung die Möglichkei-
ten, dass es hier zu Konflikten mit Art.14 GG 
kommen kann? Wenn 15 Jahre der Planfest-
stellungsbeschluss gilt und ja auch die privaten 
Eigentümer an dieser Stelle durchaus mit Nut-

zungseinschränkungen, für diese Zeit jeden-
falls, zu leben haben, erstens. Und eine ganz 
kleine Seitenfrage zu diesem Komplex: Glau-
ben Sie, dass das Ziel von Planungsbeschleu-
nigung nicht ein wenig konterkariert wird, wenn 
man zwar schnell einen Planfeststellungsbe-
schluss hat, aber 15 Jahre nicht ans Bauen 
kommt? 
 
Prof. Dr. Martin Wickel: Zunächst zu der ver-
fassungsrechtlichen Implikation. Darüber habe 
ich mir im Detail noch keine Gedanken ge-
macht. Das wird man abwägen müssen. Es ist 
aber tatsächlich ein ganz erheblicher Eingriff 
für die betroffenen Grundstückseigentümer, 
wenn Sie im Prinzip 15 Jahre daran gehindert 
werden, irgendetwas Sinnvolles mit Ihrem 
Grundstück zu tun. Man kann das über die 
Grundstückseigentümer hinaus allgemein noch 
ausdehnen, denn so ein Planfeststellungsbe-
schluss entfaltet ja so etwas wie eine pla-
nungsrechtliche Wirkung, auch wenn das Vor-
haben so noch nicht besteht, und blockiert 
andere Vorhaben, andere Investitionen, und 
wenn sich dann nach 15 Jahren herausstellt, 
er wird einfach wieder kassiert oder stirbt dann 
halt langsam, dann ist das vielleicht für andere, 
die an dieser Stelle etwas verwirklichen woll-
ten, ziemlich bitter. Also jedenfalls für den Ei-
gentümer ein erheblicher Eingriff, wobei ich mir 
aber vorstellen kann, dass man hier bei einer 
Abwägung im Rahmen des Art. 14 GG dann 
durchaus dazu kommt, das auch noch für ver-
fassungsmäßig zu halten. Zum Zweiten: Das 
ist tatsächlich im Gesetzentwurf ein gewisser 
Widerspruch. Mir erschließt sich das auch 
nicht völlig, dass man zunächst beschleunigt 
plant, beispielsweise dann auch Vorberei-
tungsmaßnahmen auf Grundstücken anordnet, 
die zu dulden sind, was für den Eigentümer ja 
auch einen erheblichen Eingriff bedeutet, und 
dann zehn Jahre lang erstmal gar nichts 
macht. Da stellt sich tatsächlich die Frage, hat 
es dann am beschleunigten oder nicht be-
schleunigten Planfeststellungsverfahren gele-
gen oder sind die Verzögerungen bei der Rea-
lisierung von Planungsvorhaben nicht im au-
ßerrechtlichen Bereich zu suchen. Ich denke, 
die Vorschrift ist ein ziemlich deutlicher An-
haltspunkt dafür, dass halt nicht jede Verzöge-
rung, die wir konstatieren, dadurch begründet 
ist, dass die Verfahren, die rechtlichen Verfah-
ren so lange dauern, sondern hier handelt es 
sich dann schlicht um Verzögerungen. Man hat 
einen voll wirksamen Planfeststellungsbe-
schluss und wartet dann offensichtlich zehn 
Jahre auf das Geld. Das ist zwar eine bedau-
ernswerte Situation, aber tatsächlich – hier ist 
ein gewisser Widerspruch zu dem ansonsten 
eben auf Beschleunigung zielenden Zwecken 
des Gesetzes. 
Dieter Posch: Also die Verlängerung auf 10 
Jahre ist in Ordnung, aber was nach zehn 
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Jahren nicht gemacht worden ist, braucht auch 
nicht noch mal ein Verlängerung um fünf Jah-
re. Entweder wir haben einen Bedarfsplan, 
insbesondere bei den Bundesstraßen, dann 
wird der abgearbeitet. Eine nochmalige Ver-
längerung um fünf Jahre halte ich für im höchs-
ten Maße bedenklich im Hinblick auf die Beein-
trächtigungen, die für den Grundstückseigen-
tümer damit verbunden sind. Abgesehen da-
von lenkt das von dem eigentlichen Problem 
der Beschleunigung völlig ab. Also was das mit 
Beschleunigung noch zu tun haben soll, wenn 
ich sage, ich verlängere auf zehn und habe 
dann noch mal eine Verlängerungsmöglichkeit 
auf fünf Jahre, das muss mir mal einer erklä-
ren. Es hat damit etwas zu tun, dass ich ein 
Baurecht verlängere, aber hat mit Beschleuni-
gung im eigentlichen Sinne nichts zu tun. Ohne 
das jetzt abschließend beantworten zu können, 
die Beeinträchtigungen, die für diejenigen da-
mit einhergehen, halte ich auf jeden Fall unver-
tretbar. Wenn der Staat sagt, in zehn Jahren 
ist das zu machen, dann ist es auch in zehn 
Jahren zu realisieren.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank Herr Posch. Und 
dann habe ich jetzt als nächstes die Kollegin 
Blank 
 
Abg. Renate Blank: Herr Vorsitzender, ich 
bitte um Verständnis, wenn ich bei dem Thema 
Projektliste noch einmal nachhake, denn das 
ist für das Parlament eine wichtige Angelegen-
heit und meine Frage an Herrn Dr. Vierhaus 
und dann auch an Herrn Hien. Wenn wir die 
Kriterien festschreiben im Infrastrukturbe-
schleunigungsgesetz und in die VwGO auf-
nehmen und dann die Projektbezeichnung in 
die Ausbaugesetze nehmen, wäre dies ein 
gangbarer Weg, statt die ganze Projektliste der 
58 Straßen-, 22 Schienen- und 6 Wasserstra-
ßen hier im Gesetz zu haben? Bitte präzise 
antworten, weil das für das Parlament äußerst 
wichtig ist.  
 
Stellv. Vorsitzender: Danke. Dr. Vierhaus. 
 
RA Dr. Hans-Peter Vierhaus: Ja, zur der Fra-
ge Projektliste, also ich halte von dem Ansatz, 
die gesamten Einzelvorhaben in ein Parla-
mentsgesetz reinzuschreiben nicht so beson-
ders viel, weil ich da ganz bei Herrn Prof. Ro-
nellenfitsch bin, dass das eigentlich nicht Auf-
gabe der parlamentarischen Gesetzgebung ist, 
hier solche Einzelfallgesetze, das ist ja auch in 
Art. 19 GG nicht so vorgesehen, zu regeln. Es 
führt ja auch zu einem massiven Änderungs-
bedarf. Also bei jedem neuen Verkehrsvorha-
ben, das dann aufgenommen werden müsste, 
müsste wiederum die gesamte parlamentari-
sche Maschinerie in Bewegung gesetzt wer-
den. Das kann es eigentlich nicht sein. Konsi-
stent ist eigentlich der Weg, den das  

Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz 
geht, indem einfach gesagt wird: die Vorhaben, 
die dort in  den ersten vier oder fünf Nummern 
genannt werden, fallen drunter. Man könnte 
auch sagen, die nach dem Fachrecht planfest-
stellungsbedürftigen Vorhaben fallen drunter. 
Das sind Lösungen, die hinreichend bestimmt 
sind, die auch Sinn machen, aber ich warne so 
ein bisschen davor, eine solche Liste der Ein-
zelvorhaben aufzunehmen. Das ist eigentlich 
nicht Aufgabe der Gesetzgebung. Es wird auch 
schwierig. Wenn Sie Kriterien definieren wol-
len, ab wann denn ein Vorhaben so bedeut-
sam ist, dass es dieser Beschleunigungsrege-
lung unterfallen soll, dann kommt man wahr-
scheinlich mit dem Bestimmtheitsgrundsatz in 
Teufels Küche, weil das wahnsinnig schwer 
wird, solche Kriterien, die Hand und Fuß ha-
ben, zu finden. Man könnte beispielsweise an 
die wirtschaftliche Bedeutung des Vorhabens 
anknüpfen, an die Investitionskosten oder ähn-
liches. Nur, das weiß ja der Kläger überhaupt 
nicht. Dann muss er erstmal ermitteln, wo 
muss ich denn klagen. Ich würde auf jeden Fall 
eine Lösung verhindern, bei der irgendeine 
Unklarheit darüber besteht, bei welchem Ge-
richt z.B. ich denn klagen muss. Also das wäre 
ein sehr (…Zwischenruf: Sind Sie für eine Liste 
oder nicht?) Also ich bin gegen eine Liste! 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Dr. Vier-
haus. Dann jetzt Herr Präsident Hien. 
 
Eckart Hien: Wenn Sie keine Liste haben, 
sondern die Kriterien allgemein bestimmen, 
dann müssen Sie sie so bestimmen, dass sie 
bestimmt sind und das können Sie nur, wenn 
Sie sagen, alle meinetwegen Verkehrprojekte 
im vordringlichen Bedarf oder alle planfeststel-
lungsbedürftigen Fernstraßen. Dann haben wir 
aber eine Situation, das muss ich Ihnen sagen, 
das sprengt die Kapazität des Bundesverwal-
tungsgerichtes. Da gibt’s gar kein Pardon so-
zusagen, das ist zu viel! Der Weg, der jetzt 
gemacht wird mit Liste, halte ich für den besse-
ren, wobei es vollkommen gleich ist, ob man 
die Liste in die VwGO nimmt oder in die Fach-
gesetze ja, das ist gleich. Ich habe das Prob-
lem der verfassungsrechtlichen Bedenken. 
Diese Bedenken werden ganz klar minimiert, 
vermindert, wenn der Gesetzgeber selbst sagt, 
was er für verkehrspolitisch so bedeutsam hält. 
Es gibt ja die Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichtes zum „Lex Stendal“ damals, 
wo der Gesetzgeber selbst die Planung ge-
macht hat, da hat das Bundesverfassungsge-
richt einen interessanten Satz gesagt: Planung 
ist nicht eindeutig der Exekutive zugeordnet, 
sondern ist eine Mischaufgabe auch der Legis-
lative. Und nach meinem Verständnis wäre es 
so, wenn der Gesetzgeber, der das wichtigste 
Wort zunächst mal hat, sagt, wir halten als 
Gesetzgeber folgende Verkehrsprojekte aus 
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den genannten Gründen - Anbindung der See-
häfen, Osterweiterung der Europäischen Union 
- für so besonders bedeutsam, dann (ich mei-
ne, ich kann den unabhängigen Kollegen na-
türlich nicht vorschreiben, was sie entscheiden 
werden) würde ich erst einmal sagen o. k., 
dann hat er das selber so entschieden und das 
ist ernst zu nehmen. Also ich würde dringend 
warnen vor allgemeinen Kriterien wie planfest-
stellungsbedürftig oder vordringlicher Bedarf, 
was zu viel wird und damit das verfassungs-
rechtliche Problem vergrößert, während die 
Liste es minimiert. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Hien. 
Jetzt habe ich noch mal eine Nachfrage von 
Kollegen Fischer und dann Kollege Hacker. 
 
Abg. Dirk Fischer (Hamburg): Herr Hien, ich 
habe noch mal eine Nachfrage. Notwendiges 
Bestimmtheitsgebot. Sie sagen, wenn man 
allgemeine Kriterien in das Gesetz aufnimmt 
und würde es sozusagen nicht konkreter ma-
chen, also der gesamte vordringliche Bedarf 
oder was Sie favorisieren, eine Liste, dann 
würde man damit nicht durchkommen. Jetzt 
die Frage oder die Idee: man würde in das 
Gesetz die allgemeinen Kriterien, da sind ja 
fünf drin, aufnehmen und würde dann die Kon-
kretisierung jeweils in den Ausbauänderungs-
gesetzen Schiene, Straße und auch Wasser-
straße vornehmen. Das heißt, der Gesetzge-
ber würde bei den Ausbauänderungsgesetzen 
sagen, dieses Projekt unter Anwendung der 
Kriterien mit entsprechender Darlegung, die 
man im Gesetz ja aufnehmen kann, sollte aus 
den bestimmten Gründen erstinstanzlich ge-
macht werden, wobei dann natürlich ein Nor-
menkontrollverfahren auch überprüfen könnte, 
ob die Anwendung der Kriterien in dem Fall 
zutreffend wäre oder nicht. Ob diese Kriterien 
sozusagen nicht erfüllt und damit vom Gesetz-
geber missbräuchlich angewandt worden sind. 
Dieses ist ja für einen Juristen eigentlich immer 
der komfortablere Weg, weil jeder Jurist einen 
Horror hat gegen Enumeration. Dann denken 
wir uns diese ganzen Fälle aus und am Ende 
kommt heraus, dass ein Anwendungsfall von 
uns nicht bedacht worden ist und dann müssen 
wir den gesamten Gesetzgebungmechanismus 
wieder in Kraft setzen. Ich will eine Bemerkung 
machen, die uns im Gesetzgebungsverfahren 
Schwierigkeiten macht, weil nun plötzlich alle 
Bundesländer auf die Idee kommen und 
sagen, bin ich mit allem, was in der Zukunft ich 
mir erhoffe, da drin oder bin ich nicht drin? Und 
ein Brief aus Schleswig-Holstein wegen der 
Fehmarn-Belt-Querung, deren Konkretisierung 
noch gar nicht weit fortgeschritten ist, liegt 
bereits vor. Und dieser Run der Länder auf die 
Liste ist für uns natürlich, wenn wir auch über 
die Bundesratshürde hinweggehen wollen, 
nicht ganz so einfach. Also ist das, was ich 

skizziert habe, ein rechtlich gangbarer, 
verfassungsrechtlich unbedenklicher Weg.  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Kollege 
Fischer. Herr Hien. 
 
Eckart Hien: Also ich halte es für nicht 
entscheidend, in welchem Gesetz die Liste 
steht, ob in einem Ausbauänderungsgesetz 
oder ob in der Verwaltungsgerichtsordnung 
oder im Fernstraßengesetz. Das ist 
unerheblich. Sie können sie in das eine oder 
andere Gesetz packen. Es ist immer der 
Gesetzgeber, der die Entscheidung selbst trifft 
und nicht etwa der Verordnungsgeber, wo Herr 
Dolde ja so gewisse Bedenken dagegen hat. 
Also von daher ist der Weg, den Sie sagen in 
dieser Beziehung natürlich genau so gangbar.  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Hien. 
Ich habe als nächsten den Kollegen Hacker 
und anschließend den Kollegen Dobrindt. 
 
Abg. Hans-Joachim Hacker: Dankeschön, 
die Rechtsstellung der Vereinigungen und 
Verbände soll gesetzlich ausgestaltet werden 
und hier sollen Präklusionsregelungen 
eingeführt werden, die die Verbände 
gleichstellen mit Bürgerinnen und Bürgern. Ich 
richte die Frage an Herrn Prof. Stüer und Herrn 
Prof. Wickel: Ist es aus dem Gesichtspunkt von 
Gleichbehandlung vertretbar, dass diese 
Präklusionsregelungen für die Verbände 
identisch sind zeitinhaltlich mit den Rege-
lungen, die für Bürgerinnen und Bürger gelten 
oder muss man aus grundgesetzlichen und 
europarechtlichen Vorschriften ableiten eine 
weitergehende Schutzregelung für die 
Verbände? 
 
Prof. Dr. Martin Wickel: Die Frage hat sich ja 
dadurch gestellt, dass das Bundesnaturschutz-
gesetz geändert worden ist und dadurch die 
Verbände eine erweiterte Verbandsklage 
erhalten haben auch für Verfahren, die bereits 
zuvor begonnen und durch Planfeststellungs-
beschluss verabschiedet waren. Diese Frage 
spielte vor allem in der Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichtes in der Hoch-
mosel-Brücke eine Rolle, BverwGE 120, 276 ff, 
und da hat das Bundesverwaltungsgericht, ich 
will mal sagen, schon mit einer gewissen 
Vorankündigung zur Überraschung vieler, die 
allgemeinen Präklusionsregelungen nicht auch 
auf die Verbände erstreckt. Die schlichten 
Bürger, zu denen ich mich auch rechne, waren 
eigentlich davon ausgegangen, dass die 
Präklusionsregelungen des Fernstraßenrechts 
etwa dann auch für die Verbände galten und 
das ist jetzt auch wieder so eine Stelle, wo Sie 
sehen, wenn Sie im Fernstraßenrecht etwas 
ändern und im Bundesnaturschutzgesetz, 
dann können da Wertungswidersprüche 
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auftreten, die Sie erst gar nicht erkennen und 
die erst dann hinterher durch die 
Rechtssprechung geklärt werden. Das über-
raschende Ergebnis war, dass im Nachhinein 
die Verbände sich nun auf alle möglichen 
Umweltfragen, u. a. auch auf die FFH und 
Vogelschutzrichtlinie berufen konnten und 
sozusagen nicht durch die Präklusions-
regelung beschränkt waren, so wie sie für die 
normalen Bürger galten. Im konkreten Fall war 
es so, dass im Nachhinein noch die fehlende 
Unterschutzstellung eines Vogelschutz-
gebietes gerügt werden konnte, das erst viel 
später, als der Planfeststellungsbeschluss erst 
in einer Liste erschien, aber das wurde 
rückabgewickelt sozusagen. Die Bürger 
konnten sich nicht darauf berufen, weil die 
damit präkludiert waren, die Verbände aber 
wohl. Und das hat natürlich zu dem 
Nachdenken geführt, ist es eigentlich sachlich 
gerechtfertigt, diese Präklusionsregelungen für 
die Verbände weitgehend leerlaufen zu lassen. 
Sie brauchen nur – und so war es in dem 
konkreten Fall – zu sagen, guckt mal irgendwie 
in eure eigenen Unterlagen herein und 
überlegt mal, ob es da nicht schützenswerte 
Vögel gibt, mehr war nicht vorgegangen, und 
schon konnten sie sich auf den Grauen 
Specht, den Grünspecht und den 
Schwarzspecht, von denen es jeweils nur zwei 
oder drei gab, berufen, und zwar im 
Nachhinein. Und die gesamte Planfeststellung 
der Hochmosel-Brücke ging stumpf in den 
Boden. Deswegen ist eine sehr starke 
Beschleunigungsmöglichkeit eben auch darin, 
auch die Verbände in diese Präklusions-
regelungen einzubeziehen und sie sozusagen 
gleichzustellen mit jedem anderen, der an 
diese Präklusion gebunden ist. Europarechtlich 
ist dies kein Problem, weil es in Europa 
durchaus Regelungen gibt, die es zulassen, 
oder es gibt kein Europarecht, was dagegen 
steht, dass solche Präklusionen stattfinden. 
Verwaltungsverfahren können mit den 
normalen rechtsstaatlichen, innerstaatlichen 
Systemen durchgeführt werden. Und sie sind 
sozusagen auch europarechtlich bestands-
kräftig. Deswegen ist das ein ganz wichtiger 
Punkt, meine ich, die Verbände jetzt nun 
gleichzustellen mit den Bürgerinnen und 
Bürgern, weil sonst nämlich da Disparitäten 
auftreten und Sie sozusagen überhaupt keine 
Präklusion letztlich haben, sondern alles 
berücksichtigen müssen. Und wenn Sie dann 
noch in Reparaturverfahren gehen, zu denen 
ja die Hochmosel-Brücke ein Beispiel gibt, 
dann fangen Sie jetzt sozusagen wieder vom 
Start, von vorne an und müssen das gesamte 
Planfeststellungsverfahren in einem durch-
führen, obwohl vorher die Gerichte sämtliche 
anderen Klagen, die anhängig gemacht 
worden sind, insgesamt abgewiesen haben 
unter Hinweis darauf, dass da keiner was 

vorgetragen hat, selbst das Oberverwaltungs-
gericht war auch der Auffassung, das ist 
überhaupt kein Vorgelschutzgebiet. Dann kam 
das Ministerium und hat später eine CD 
gemacht, wo drin stand, es könnte ein 
Vogelschutzgebiet sein und schon haben die 
dann ihre Meinung geändert beim OVG und 
das Ganze dann rückgeklappt auf das Jahr 
2001. Deswegen ist die Vorschrift m. E. sehr 
wichtig neben den von mir befürworteten 
Vorschriften zur Planreparatur und Plan-
ergänzung.  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Prof. Stüer. 
Prof. Wickel. 
 
Prof. Dr. Martin Wickel: Ich möchte zunächst 
auch bemerken, dass die derzeitige Regelung 
im Bundesnaturschutzgesetz tatsächlich 
unbefriedigend ist, weil die Verbände hier 
keiner Präklusion unterliegen und das im 
Vergleich insbesondere zu den Privaten, aber 
auch zu den Behörden nicht zu rechtfertigen 
ist. Ich weiß nicht, ob es eine geetzgeberische 
Panne ist, aber das ist wahrscheinlich bei der 
Einführung auch in der Tragweite nicht 
überblickt worden. Insofern ist es sehr 
verdienstvoll, dass dieser Gesetzentwurfs sich 
des Problems annimmt und tatsächlich auch 
eine Präklusionsregelung vorsieht für die 
Verbände. Insbesondere diese Präklusions-
regel vorzieht, bislang nach dem Bundesnatur-
schutzgesetz liegt sie ja beim Ende des 
Verwaltungsverfahrens, und jetzt wird sie 
vorgezogen und hier stellt sich allein die Frage 
nach der Frist. Sie bemerken ganz richtig, dass 
die Verbände Privaten gleichgestellt werden 
und da habe ich Zweifel, ob das wirklich 
sachgerecht ist, denn Verbände sind ja nicht 
wie Private in Verfahren beteiligt bzw. sie 
machen ja nicht in erster Linie private Belange 
geltend. Sie sind auch nicht Träger öffentlicher 
Belange, das hat das Bundesverwaltungs-
gericht festgestellt, aber man muss dort die 
Frage stellen, warum die Verbände denn 
überhaupt in dem Verfahren beteiligt werden, 
warum man ihnen auch Klagerechte einräumt. 
Das hat ja auch einen Grund. Und ich denke 
es liegt halt daran, dass der Gesetzgeber, der 
europäische Gesetzgeber und auch der 
Bundesgesetzgeber halt befürchtet, dass 
bestimmte Belange wie beispielsweise der 
Umweltschutz ansonsten im Verfahren nicht 
hinreichend repräsentiert werden, weil sie sich 
häufig nicht als private Belange 
niederschlagen. Deswegen gibt man den 
Verbänden sozusagen ein Sonderbeteiligungs-
recht und mit Blick auf diese Funktion erschien 
es mir sachgerecht, bei ihnen ein bisschen 
mehr Zeit zu gewähren, ähnlich wie den 
Behörden. Den Behörden wird nach dem 
Regierungsentwurf eine Frist zur Stellung-
nahme gesetzt, die maximal drei Monate 
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beträgt. Hier kann man dann individuell 
gucken, welche Behörde braucht ein bißchen 
länger oder kürzer und mit Ende dieser 
Stellungnahmefristen sind die Behören 
präkludiert. Eine ähnliche Regelung hielte ich 
auch für die Verbände für sinnvoll mit Blick 
darauf, wie gesagt, dass sie nicht primär 
Private sind, sondern auch sozusagen 
öffentliche Belange wahrnehmen und nicht 
unbedingt aus eigenem Interesse, sondern 
ihnen halt diese Rolle vom Gesetzgeber als 
Sonderbeteiligungsrecht angetragen wird und 
dann mit Blick darauf, dass es für Verbände 
teilweise schwierig sein mag, innerhalb dieser 
ja doch sehr kurz bemessenen Einwendungs-
frist für Private, das sind 1 Monat plus zwei 
Wochen, Stellung zu nehmen. Also, lange 
Rede – kurzer Sinn: Ich würde dafür plädieren, 
diese Beteiligungsfrist auszudehnen, und zwar 
entsprechend der Regelung der Behörden. 
Wichtig ist, dass man dann eine materielle 
Präklusion vorsieht. Also dass die Verbände 
dann aber auch für das Gerichtsverfahren 
ausgeschlossen sind. Das braucht man bei 
Behörden in dieser Weise nicht. Ich sehe da, 
weil Sie die grundgesetzliche und die 
europarechtliche Frage ansprachen, allerdings 
keine Probleme, also ich sehe kein 
Gleichbehandlungsproblem. Unter dem Grund-
gesetz, da kann man das auch so machen, wie 
der Regierungsentwurf das jetzt vorsieht und 
auch europarechtlich halte ich den 
Regierungsentwurf für gangbar. Also, da liegen 
die Probleme nicht, sondern ich denke, man 
sollte wirklich die Frage nach Sinn und Zweck 
der Beteiligung von Vereinigungen und 
Verbänden stellen, und wie gesagt, käme dann 
zu der beschriebenen Lösung. 
 
Stellv. Vorsitzender. Vielen Dank, Prof. 
Wickel. Ich habe jetzt als nächsten den 
Kollegen Dobrindt, dann den Kollegen Rohde 
und dann den Kollegen Obermeyer. 
 
Abg. Alexander Dobrindt: Herzlichen Dank, 
Herr Vorsitzender. Herr Prof. Paul, ich würde 
gerne anknüpfen an Ihre Ausführungen 
bezüglich der Verkabelungsregelung. Und 
zwar haben Sie ja schon technische Probleme 
angedeutet. Sie haben auch Umweltaus-
wirkungen angesprochen in Ihren Aus-
führungen. Was uns natürlich ein bisschen 
mehr interessiert ist die Frage, wie wirkt sich 
denn in der Tat diese Verkabelungs- und 
Teilverkabelungsregelung hier im Entwurf auf 
die Beschleunigung aus. Und als Nicht-Jurist 
stellt sich die Frage: wie klar ist denn das 
definiert, was hier in der Regelung vorgesehen 
ist. Das heißt, ein Beispiel: bebaute Siedlung. 
Kann man davon ausgehen, dass es sich hier 
um relativ klare Orientierungen handelt, die 
auch juristisch keine weiteren Auswirkungen 
haben oder muss man eher davon ausgehen, 

dass wir hier eine Regelung haben im Entwurf, 
die zwangsläufig zu größeren Auseinander-
setzungen darüber führt, was eigentlich 
gemeint ist und wo bestimmte Grenzen, 
Einwohnergrenzen, was auch immer, dann 
entsprechend erst noch definiert werden muss. 
Und kann man dann davon ausgehen, dass 
diese Regelung eher zu einer Verlangsamung 
anstatt zu einer entsprechenden Be-
schleunigung führt.  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank Kollege 
Dobrindt. Prof. Paul. 
 
Prof. Hans-Ullrich Paul: Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren, 
die Frage Auswirkung auf eine Beschleunigung 
beim Einsatz von Kabeln würde ich verneinen, 
denn wenn ich ein Planfeststellungsverfahren 
durchführen muss, unterliege ich den gleichen 
Prozeduren wie bei einer Freileitung. Also 
sehe ich  da keine Beschleunigung. Die Frage 
der Klarheit der Begriffe, die auch im § 45b 
EnWG genannt worden sind, was heißt nun 
Bebauung oder Annäherung an Besiedlung. 
Da stimme ich Ihnen absolut zu, dass das 
sicherlich zu Streitigkeiten führen wird, die 
eher auch zu Verzögerungen führen. Das ist ja 
eine sehr unklare Begriffsdefinition, die 
sicherlich Gelegenheit gibt, sich da heftig zu 
streiten.  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank Prof. Paul. 
Jetzt habe ich den Kollegen Rohde. 
 
Abg. Jörg Rohde: Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Meine Frage richtet sich auch an 
Fr. Dr. Prall und Herrn Prof. Paul. Es geht um 
die Erdkabel. Es gibt ja nicht nur die Erdkabel, 
sondern eben auch gasisolierte Leitungen oder 
es gibt Testphasen zur Supraleitung. Das 
heißt, in meinen Augen würde das Wort 
Erdkabel etwas in die Irre führen und eine 
technische Lösung präjudizieren und es 
müsste doch vielleicht unterirdische Energie-
übertragung heißen. Gerade mit den 
verschiedenen Aspekten, die zu betrachten 
sind, gibt es glaube ich, auch in der Schweiz 
eine Diskussion, die z.B. auf die Magnetfelder 
abhebt. Und dort wird ein Grenzwert diskutiert. 
Das würde hier in technische Einzelheiten 
führen, aber das wäre ja auch ein 
Akzeptanzproblem oder würde ein Akzeptanz-
problem in der Bevölkerung lösen. In der 
Stellungnahme von Prof. Brakelmann steht ja 
auch: Es wäre zu begrüßen, wenn den 
planenden Netzbetreibern ein Instrumentarium 
an die Hand gegeben würde mit Alternativen, 
technischen Möglichkeiten kostenneutral 
umzugehen. Das heißt, wenn wir jetzt mit 
Erdkabel, dem Wort, eine Festlegung haben, 
wäre es eben eine Festlegung. Und wenn wir 
es neutral formulieren unterirdische Energie-
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übertragung, dann sind wir da offen auch für 
technische Neuerungen. Wie bewerten Sie 
das? 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank Herr 
Rohde. Frau Dr. Prall und dann Prof. Paul. 
 
Dr. Ursula Prall: Ob man das jetzt unterirdi-
sche Energieübertragung nennt, ja ich habe 
damit kein Problem. Erdkabel ist vielleicht inso-
fern etwas zu unproblematisierend, undifferen-
zierend gewählt. Es geht einfach um das Un-
terirdische und also einige dieser Technologien 
sind, soweit ich weiß, noch nicht so ausgereift, 
dass sie auch wirklich über lange Strecken 
eingesetzt werden können. Das schließt aber 
natürlich nicht aus, sie auf den kurzen Stre-
cken einzusetzen. Ein Oberbegriff zum Erdka-
bel wäre uns durchaus willkommen. Ich muss 
aber doch noch einige Dinge sagen zu den 
Sachen, die Herr Paul gesagt hat. Zum einen 
sagte er vorhin, dass ein Kabel auf einer Breite 
von 10 m freizuhalten sei. Das ist richtig, aber 
unterhalb einer Freileitung ist auf 70 m die 
Fläche freizuhalten, zumindest von hoch 
wachsenden Bäumen, auch Wohnbebauung 
und ähnliches ist nur schwer möglich. Es müs-
sen die Grenzwerte eingehalten werden und 
vor allem glaube ich auch nicht, dass viele 
Leute freiwillig auch unter einer Hoch- oder 
Höchstspannungsleitung bauen. Es mag die 
Fälle geben. Störanfälligkeit von Kabeln und 
Ausfallzeiten. Insgesamt fallen Freileitungen 
öfter aus. Es gibt auch häufiger Störungen, 
wenn allerdings ein Kabel ausfällt ist es in der 
Tat so, dass die Reparaturzeiten länger sind. 
Aber die Ursachen für Kabelausfälle sind meis-
tens Störungen aufgrund von äußeren Einwir-
kungen gerade durch Tiefbauarbeiten, die 
naturgemäß in erster Linie im städtischen Be-
reich auftreten. Im städtischen Bereich werden 
aber sowieso Kabel verlegt. Wenn aber auf 
dem freien Land Kabel verlegt werden, dann 
ist damit zu rechnen, dass solche Tiefbauar-
beiten nicht stattfinden. Außerdem lässt sich 
das auch vermeiden durch eine klare Trassen-
kennzeichnung. Bebauung, also Unklarheit des 
Tatbestandes. Ich finde den Tatbestand wie er 
in § 45b formuliert ist ausgesprochen klar. Es 
sind also ganz klare Grenzen: 400 m auf 1,5 
km² - 800 m Abstand. Bebaute Siedlungsflä-
chen – man kann hier zurückgreifen auf sehr 
ausführliche Erfahrungen mit dem BauGB. Es 
gibt die im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
im BauGB. Es gibt Abgrenzungen zwischen 
Außenbereich und eben dem städtischen Be-
reich. Also da sehe ich überhaupt keine 
Schwierigkeiten, was Bestimmtheit angeht. 
Beschleunigung durch ein Planfeststellungs-
verfahren. Das Verfahren selbst dauert mit 
Sicherheit länger als ein Baugenehmigungs-
verfahren, es entfällt aber die Konzentrations-
wirkung, so dass also nicht nur ein Bauge-

nehmigungsverfahren durch-zuführen ist, son-
dern auch zahlreiche andere Verfahren. Also 
möglicherweise Denkmalschutz, Wasserrecht, 
Straßenquerung u.ä. Das heißt, die Konzentra-
tionswirkung ist ein wünschenswerter Effekt 
eines Planfeststellungsverfahrens und es ent-
steht durch einen Planfeststellungsbeschluss 
eben auch eine enteignungsrechtliche Vorwir-
kung. Das musste ich denn doch noch ergän-
zen.  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank Frau Dr. 
Prall. Prof. Paul. 
 
Prof. Hans-Ullrich Paul: Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren. 
Bei der GIL-Technik handelt es sich um eine 
Technik, die im Prinzip schon seit mehreren 
Jahrzehnten existiert. Wir haben in unserem 
eigenen Netz auch eine gasisolierte Leitung 
als Ausleitung aus einer Kaverne eines Was-
serkraftwerkes im Schwarzwald. Allerdings nur 
eine sehr kurze Strecke. Längere Strecken gibt 
es weltweit nicht. Der Aufwand, der mit diesen 
Anlagen verbunden ist, wenn man also an die 
Überbrückung von Strecken von einigen Kilo-
metern, 10 km, 50 km – so, wie schon unter-
sucht – denkt, dann ist damit auch ein ganz 
gravierender Eingriff in Grund und Boden ver-
bunden. Sie haben im Prinzip Abschnitte aus 
Aluminiumrohren, die einen Durchmesser von 
einem halben Meter haben. Sie haben einzel-
ne Sektoren, die 1 km lang sind, dann müssen 
Bauwerke in den Boden eingebracht werden, 
um Schottungsmöglichkeiten zu bieten für das 
Gas mit denen diese Aluminiumrohre gefüllt 
sind. Das ist 80 % Stickstoff und 20 % Schwe-
felhexafluorid und die Bauwerke haben eine 
Breite von 12 m mal 2,5 m und eine Tiefe, die 
bis zu 3, 4 m reicht. Also das sind enorme 
Bauwerke, die man da doch in relativ kurzen 
Abschnitten in die Landschaft setzen müsste. 
Und insofern würde ich sagen, ist das keine 
Technik, die man einsetzen kann, auch vor 
dem Hintergrund, dass überhaupt noch keine 
Betriebserfahrungen weltweit vorliegen. Wie 
gesagt, es gibt nur relativ kurze Stücke und es 
wäre ein großes Wagnis, wenn man mit sol-
chen langen Verbindungen jetzt hier in die 
Übertragungstechnik einsteigen würde. Wie 
man das nun bezeichnet, ob man das nun als 
unterirdische Energietrasse bezeichnet oder 
als Kabel, das bleibt letztendlich dahingestellt. 
Das ist ja nur eine Namensgebung. Aber es 
sind auch – das muss man auch sehen – es 
handelt sich hier um Aluminiumrohre die im 
Boden liegen. Und wenn ein Rohr im Boden 
liegt, dann ist es ja so, dass da auch Korrosi-
onsgefährdungen auftreten. Nehmen wir den 
Bereich des Pipeline-Baus, Produktenleitungen 
sind aus Stahl. Diese Leitungen haben eine 
PE-Umhüllung, auch diese GIL würde eine PE-
Umhüllung bekommen. Aber trotzdem müsste 
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man auch einen aktiven Korrosionsschutz 
aufbringen und der ist insbesondere bei Alumi-
nium schwer zu beherrschen. Aluminium ver-
hält sich da wesentlich anders als Stahl im 
Erdboden. Die Magnetfelder, gut die Magnet-
feld-Frage spielt natürlich auch hinein, aber da 
muss es halt so sein, dass die Anforderungen, 
die es zurzeit von der 26. Bundesemissions-
schutzverordnung vorgegeben sind, dass die 
eingehalten werden. Das muss für alle Anla-
gen gelten, egal, was man baut, ob man Kabel 
baut, GIL oder Freileitungen. Was die Bebau-
barkeit angeht, möchte ich noch mal Fr. Dr. 
Prall antworten. Die Grenzwerte, wie gesagt, 
müssen auch bei Freileitungen eingehalten 
werden und natürlich ganz besonders dann, 
wenn unter Leitungen gebaut wird. Wir haben 
tagtäglich Anfragen in unserem Haus, dass 
Bauwerke im oder unterm Leitungsbereich 
errichtet werden sollen, das gilt für gewerbliche 
Ansiedlungen, aber auch für den Wohnbereich 
und zwingend verpflichtet sind wir, die Grenz-
werte einzuhalten und das wird auch gemacht. 
Danke. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Prof. Paul. 
Ich habe jetzt als nächstes den Kollegen  
Obermeyer, dann die Kollegin Hagedorn, die 
Kollegin Wetzel und die Kollegin Blank. 
 
Abg. Franz Obermeier: Herr Prof. Paul, das 
tut mir leid, dass wir Sie jetzt da quasi zum 
Alleinunterhalter machen. Aber ich habe den 
Eindruck, wir sind an einer sehr entscheiden-
den Stelle angekommen. Sie wissen ja, wir 
konzentrieren uns bei dieser Frage natürlich 
auf die Höchstspannungsebene, weil wir ja 
ganz konkret wissen, was auf uns zukommen 
kann. Und in dem Zusammenhang stellen sich 
natürlich schon ganz entscheidende Fragen, 
gerade hinsichtlich der wirtschaftlichen Auswir-
kungen dieser Regelung. In dem Zusammen-
hang würde uns schon interessieren, wie wirkt 
sich denn diese Regelung, wenn wir jetzt bei 
den 85 km bleiben für 380 kV-Leitung, wie 
wirkt sich denn das Ganze insgesamt aus auf 
die Preise? Ich habe den Eindruck, dass wir 
unsere Absichten, den Strompreis zu senken, 
konterkarieren, insgesamt auf die Verbrau-
cherpreise oder anders ausgedrückt, wenn ich 
einen großen Stromverbraucher irgendwo 
habe und den gibt es ja in Norddeutschland, 
wenn der mit einer 380-kV-Leitung versorgt 
wird und es kommt zu dieser Regelung, dass 
unterirdisch in der Art und Weise – wie Sie es 
gerade beschrieben haben – gebaut werden 
muss, was hat das für konkrete Auswirkungen 
auf den Preis dieser Aluminiumhütte oder Kup-
ferhütte oder des Stahlerzeugers, wie wirkt 
sich so was aus? 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank Kollege 
Obermeier. Prof. Paul. 

 
Prof. Hans-Ullrich Paul: Es wird so sein, dass 
jede Maßnahme, die zur Verteuerung des Net-
zes führt, die wird sich natürlich im Preis der 
Kilowattstunde niederschlagen, das ist ganz 
einfach so, und läuft auch damit dem Bestre-
ben entgegen, die Netznutzungsentgelte zu 
senken. Wie viel das nun ausmacht in Cent 
kann ich Ihnen nicht sagen, aber es wird eine 
Auswirkung haben und bitte bedenken Sie 
auch, dass solche Projekte natürlich auch eine 
Signalwirkung haben. Wir können nicht singu-
lär Projekte herausgreifen und sagen, da ma-
chen wir das, da machen wir das nicht. Die 
Diskussion ist ja allenthalben da. Wie gesagt, 
letztendlich wird sich das auf den Preis der 
Kilowattstunde niederschlagen und energiein-
tensive Unternehmen, Sie nannten die Alumi-
niumindustrie, bei denen wird das natürlich 
sehr deutlich zu Buche schlagen. Sie kennen 
sicherlich die Diskussionen, die schon da ge-
wesen sind. Abwanderung von Aluminiumbe-
trieben aus der Bundesrepublik und solche 
Dinge. Das hängt ja letztendlich damit zusam-
men, dass die Energiekosten, hier letztendlich 
der Preis für die Kilowattstunde, zu teuer wird. 
 
Stellv. Vorsitzender: Danke Prof. Paul. Als 
nächstes die Kollegin Bettina Hagedorn 
 
Abg. Bettina Hagedorn: Ich habe Fragen 
auch noch mal zu dem Bereich Kabel, Erdka-
bel. Ich komme aus dem Norden Deutschlands 
und dort spielen Investitionen im Bereich der 
regenerativen Energien aus der privaten Wirt-
schaft eine enorme Rolle. Die großen Energie-
versorgungsunternehmen haben sich ja vorge-
nommen -. nach dem Energiegipfel wurde das 
öffentlich - im Bereich eines zweistelligen Milli-
ardenbetrages Geld in Deutschland zu inves-
tieren und insofern unterstelle ich, dass das 
Infrastrukturplanungsbeschleunigungsgesetz 
auch so angewandt werden soll, dass diese 
angekündigten Investitionen, im Umfang von 
fast 30 Milliarden Euro, auch tatsächlich bis 
2012 fließen sollen. Aus Sicht einer Norddeut-
schen wäre das jedenfalls sehr zu begrüßen. 
Und meine Fragen gingen jetzt dahin, weil, ich 
nehme an, Sie werden es wissen, die 850 km 
sich ja ausschließlich auf den Hochspan-
nungsbereich belaufen und in Schleswig-
Holstein zum Beispiel nur 110-kV-Trassen 
geplant sind und in weiten Teilen Mecklenburg-
Vorpommerns und Niedersachsens, überall in 
Bereichen, wo wir es mit Offshore und Repo-
wering zu tun haben, ist es ähnlich und darum 
die Frage: wie schätzen Sie denn die Wahr-
scheinlichkeit ein, dass die angekündigten 
Investitionen bis 2012 getätigt werden können, 
die notwendig sind, um die Netzintegration des 
Stroms aus dem weiteren Ausbau der erneu-
erbaren Energien in Deutschland möglich zu 
machen, und zwar a) durch den Bau von Frei-



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 16. Sitzung, 17.05.2006  

36 

leitungen und b) durch die Verlegung von Erd-
kabeln? Und, was hier die – ich klammer jetzt 
mal den Bundesratsentwurf aus, weil der sich 
mit der Beschleunigung von Kabeln nicht wei-
ter befasst -, aber fußend auf die Formulie-
rungshilfe, die hier von der Bundesregierung 
diskutiert wird und die hier bereits hier zitierten 
§ 45b EnWG, die ja nur die 850 km erfassen 
würden, würden Sie es als Experten nicht auch 
für notwendig erachten, dass der 110-kV-
Bereich mit erfasst wird in diesem Paragra-
phen und dass der Passus, der hier bereits 
angesprochen ist, der sich damit befasst, dass 
gleichzeitig bereits beim Planfeststellungsver-
fahren Erdkabel mit beantragt werden müssen, 
dass der ersatzlos gestrichen werden muss, 
um diese Investitionen möglich zu machen? 
Die Fragen, das muss ich noch hinzufügen, 
gehen an Frau Prall und an Herrn Stüer. 
 
Stellv. Vorsitzender: Ja, vielen Dank, Kollegin 
Hagedorn. Dann würde ich sagen, ladies first, 
Frau. Dr. Prall und dann Prof. Stüer. 
 
Dr. Ursula Prall: Ich fange hinten an. Zu der 
Frage Gleichzeitigkeitserfordernis, also bereits 
mit Einleitung des Planfeststellungsverfahrens 
das Erdkabel mit zu beantragen, hatte ich 
schon gesagt, ich halte diese Regelung, die-
sen Satz hier für überflüssig, sie führt zu Ver-
zögerungen, weil man ggf. das Verfahren ganz 
neu einleiten muss. Berücksichtigung der 110-
kV-Ebene im Gesetzesentwurf halte ich für 
sehr sinnvoll, für sehr hilfreich, um auch 
Anwendungsschwierigkeiten oder 
Streitigkeiten zu vermeiden, wenn also 
drinsteht, dass die Umlagefähigkeit von 
Mehrkosten für Erdkabel auf der 110-kV-
Ebene im Einzelfall entschieden werden muss. 
Die Wahrscheinlichkeit, dass Investitionen 
getätigt werden in den Ausbau der erneu-
erbaren Energien: Je schneller das Netz auf 
die erforderliche Kapazität gebracht wird, desto 
schneller werden also auch die Investitionen 
getätigt werden in den entsprechenden 
Anlagen von den jetzt nur potenziellen 
Anlagenbetreibern. Sie können das 
Anreizsystem des EEG, d.h. jede eingespeiste 
Kilowattstunde gibt einen bestimmten festge-
legten Cent-Satz für die Anlagenbetreiber von 
den Netzbetreibern, wenn die Windenergiean-
lagen abgedrosselt werden müssen, weil das 
Netz den Strom einfach nicht aufnehmen kann, 
gibt es die Vergütung nicht, ist die Finanzier-
barkeit ungesichert, wird die Investition nicht 
getätigt. Ich kenne einen Fall aus Schleswig-
Holstein für eine 110-kV-Verbindung. Klare 
Aussagen der Anwohner: Die Leitungen, die 
Freileitungen, die geplant wurden, werden wir 
beklagen. Das heißt die Freileitung wird erst 
entstehen, wenn das ganze Verfahren durch 
ist. Auf der anderen Seite gibt es ein Erdkabel, 
das bereits genehmigt ist, so dass privatrecht-
lich hundertprozentig abgesichert ist, alle be-

troffenen Grundstückseigentümer haben ihre 
Einverständniserklärung gegeben. Das könnte 
im Herbst 2006 zur Verfügung stehen, aber es 
gibt keine Erklärung des Netzbetreibers. Der 
Netzbetreiber möchte einfach nicht. Der hält 
daran fest, eine Freileitung zu bauen. Das 
heißt, die Investitionen für Repowering-
Anlagen auch für andere erneuerbare Ener-
gieanlagen … man könnte jetzt anfangen, die 
Anlagen zu bauen und könnte dann sicher 
sein, dass man auch im Herbst den Strom 
einspeisen kann. Die Investitionen würden jetzt 
getätigt. Das hätte die entsprechende Markt- 
und Nachfrageankurbelung zu Folge usw. Also 
wie gesagt, es geht schlicht darum, was kann 
am schnellsten durchgesetzt werden. So, und 
am schnellsten sind nun mal, und letztlich be-
steht da auch Einigkeit, am schnellsten ist nun 
mal eine Verwirklichung als Erdkabel. Noch 
ganz kurz zu den Kosten. Wirtschaftliche Aus-
wirkungen der 85 km. Ich kenne nur Zahlen für 
Haushaltskunden: Es gibt die Berechnungen, 
fragen Sie mich nicht nach den Einzelheiten, 
dass die wirtschaftlichen Auswirkungen eines 
Haushaltes, eines durchschnittlichen 3-
Personen-Haushaltes bei der Verwirklichung 
von 100 km Erdkabel auf 380-kV-Ebene den 
Strompreis insgesamt, also die Stromrech-
nung, um 3 Cent pro Monat nach oben treiben 
würden. Wenn man da von „treiben“ überhaupt 
sprechen möchte.  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Fr. Dr. 
Prall, Prof. Stüer. 
 
Prof. Dr. Bernhard Stüer: Ja, Herr Vorsitzen-
der, Frau Hagedorn, man muss dabei wohl 
politische und rechtliche Fragen unterschei-
den. Politisch muss geklärt werden, in wel-
chem Umfang Sie die Abwägung zwischen den 
verschiedenen Interessen regeln wollen und 
wenn Sie das entschieden haben, dann geht 
es um die Frage, wie macht man das. Die poli-
tische Entscheidung kann ich Ihnen nicht ab-
nehmen. Hier gilt es, einen Interessenabwä-
gungsprozess zwischen dem Interesse der 
Allgemeinheit, zwischen dem Interesse der 
Natur, Landschaft, Umwelt, den Belangen der 
Gemeinden und den höheren Kosten zu treffen 
und hier wird man sicherlich einen Unterschied 
sehen zwischen den Spannungsebenen 110 
kV und den höheren Spannungsebenen. Wenn 
Sie etwa eine Regelung machen würden, die 
so lautet, die 100-kV-Leitungen sollen in der 
Regel als Erdkabel verlegt werden, während 
es bei den höherspannigen Leitungen sozusa-
gen nur in den Fällen passiert, in denen schüt-
zenswerte konkrete Belange betroffen sind, 
dann müsste man die vorgeschlagenen Rege-
lungen wie folgt ändern: Zunächst einmal 
müsste man grundlegend in den § 43 eine 
neue Nr. 3 hinein nehmen, die eben besagt, 
dass hier u.a. auch die Erdkabelverlegung 
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einer Planfeststellung bedarf und dann einen 
Hinweis geben nach Maßgabe der Regelung in 
§ 45b. Das hätte den Vorteil, dass es nicht an 
dem Antrag des jeweiligen Investors liegen 
würde, ob es zu solchen Regelungen kommt 
und dass nicht nachbeauflagt werden müsste, 
sondern dass von vornherein für das Antrags-
verfahren diese Frage bereits abgearbeitet 
sein muss und dass insofern ein eigener Tat-
bestand für die Planfeststellung bei Erdkabeln 
in die Ausgangsposition des § 43 geschrieben 
würde. Der § 45b könnte dann kürzer gestaltet 
werden – ich habe mal gerade versucht, das 
etwas aufzuschreiben – und zwar in dem Sin-
ne, dass man eben eine Unterscheidung trifft 
zwischen diesen Spannungsebenen 110 kV, 
bei denen offenbar die Kosten auch nicht ganz 
so hoch sind wie bei den Spannungsebenen 
220 und 380 und ich habe mir jetzt mal ausge-
dacht eine Formulierung, die ich mal einfach 
vorlese und die dann hinterher zur Diskussion 
vielleicht auch in dem Ausschuss beitragen 
könnte. Also die grundlegende Regelung wäre 
dann eben, dass man sagt, vorne in dem § 43: 
... die Errichtung der Betrieb sowie der Ausbau 
von ..., dann kommen die bisherigen Hoch-
spannungsleitungen, dann die Gasversor-
gungsleitungen und drittens Erdkabel unter 
den Voraussetzungen des § 45b EnWG bedür-
fen der Planfeststellung nach Maßgabe der 
Vorschriften. Der § 45b, den würde ich relativ 
kurz fassen, und zwar so als Idee wie folgt: 
Der Neubau und die wesentliche Änderung 
von Netzen auf der Spannungsebene 110 kV 
erfolgt durch Erdkabel, wenn schützenswerte 
Belange in der Abwägung vorgehen, hierzu 
rechnen auch sensible Gebiete. Der Netzaus-
bau auf einer höheren Spannungsebene ist in 
sensiblen Gebieten durch Verlegung von Erd-
kabeln durchzuführen. Zu den sensiblen Ge-
bieten rechnen, und jetzt müssen wir da noch 
mal aufpassen, Sie schreiben jetzt hier Sied-
lungsgebiete, da ist nun sehr die Frage, sind 
das nur Wohngebiete oder sind das auch ge-
werbliche oder Industriegebiete. Das ist unklar. 
Wenn Sie sagen, Ortsteile, ist es klar, dann 
zählt  alles Mögliche dazu. Das müsste man 
also klären. Wenn Sie das weit fassen wollen, 
müssen Sie also schreiben: zu den sensiblen 
Gebieten rechnen auch Ortsteile, naturbebaute 
Ortsteile, Naturschutzgebiete, Landschafts-
schutzgebiete und Gebiete von gemeinschaft-
licher Bedeutung. Dann hätten wir die FFH- 
und Vogelschutzgebiete drin. Soll ein Abstand 
von 500 m unterschritten werden, ist eine Er-
kabelverlegung durchzuführen. Für im Zu-
sammenhang bebaute Ortsteile von mindes-
tens 1,5 km² erhöht sich der Abstand auf 1 km. 
So, dass wäre dann eine klare Regelung in 
dem § 43, die die Erdkabelverlegung sozusa-
gen dem Planfeststellungsverfahren zuführt, 
wenn die Voraussetzungen des § 45b vorlie-
gen. In § 45b eine Zweiteilung zwischen 110 

kV mit einer Abwägungsklausel, die aber in der 
Regel zugunsten der Erdkabelverlegung geht 
und den höheren Spannungsebenen, bei de-
nen eben nur in diesen schutzbedürftigen Ge-
bieten so zu verfahren wäre. So könnte man 
das vielleicht denken, wenn man das politisch 
so will. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank Prof. Stüer. 
Ich habe jetzt als nächste die Kollegin Wetzel, 
die Kollegin Blank folgt dann, der Kollege Ha-
cker und der Kollege Vogel. 
 
Abg. Dr. Margit Wetzel: Vielen Dank Herr 
Vorsitzender. Ich habe eine Frage an Herrn 
Hien. Und zwar. Herr Hien, geht es um die 
Bundeswasserstraßen. Da kommt auf das 
Bundesverwaltungsgericht ja eine Tatsachen-
instanz für sechs einzelne Projekte auf Sie zu 
und die notwendige Kompetenz unterscheidet 
sich meines Erachtens deutlich von den land-
gebundenen Infrastrukturprojekten. Deshalb 
die Frage, wie wird das bei Ihnen bewältigt. 
Zweite Frage: Gibt es verfassungsrechtiche 
Bedenken. Ich erinnere an Ihre schriftlich vor-
liegende Stellungnahme, wo Sie das Landes-
recht problematisiert haben. Bei den Bundes-
wasserstraßen ist es so, dass sowohl Bundes-
recht als Bundeswasserstraße als auch an den 
Küsten Deichsicherheit, Grundwasser usw. 
Landesrecht mit betroffen wäre. Also eine 
Vermischung aus beiden Rechten und der 
dritte Punkt dabei: erwarten Sie dann aus die-
ser Verlagerung auf das Bundesverwaltungs-
gericht einen Beschleunigungseffekt und wenn 
ja, wie hoch schätzen Sie den ein?  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank Kollegin 
Wetzel. Herr Hien bitte sehr. 
 
Eckart Hien: Ja, ich glaube, die Antwort ergibt 
sich schon aus den mehr oder weniger bishe-
rigen Ausführungen. Es gibt kein Sonderprob-
lem Bundeswasserstraßen gegenüber Bundes-
fernstraßen. Die Struktur ist in etwa die glei-
che. Das heißt, wir sind natürlich, wenn wir 
erst- und letztinstanzlich zuständig sind, auch 
Tatsachengericht und müssen genau wie bei 
Fernstraßen eine Ortsbesichtigung machen so 
auch bei Wasserstraßen unter Umständen. Ob 
für alle diese sechs Bundeswasserstraßen 
oder diese 48 Bundesfernstraßen usw. relativ 
zeitlich komprimiert ein Klageverfahren ent-
steht, wissen wir ja gar nicht. Und wenn ja, wie 
viele kommen zeitlich komprimiert. Wenn die 
nacheinander kommen, können wir sie nach-
einander abarbeiten und wie schon gesagt, ein 
echter Verwaltungsrichter liebt Planfeststel-
lungsverfahren, wo er mit Gummistiefeln an 
der Elbe steht und sich die Örtlichkeiten an-
schaut. Darum geht es nicht. Und auch das 
verfassungsrechtliche Problem ist bei Wasser-
straßen  
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Zwischenruf von Frau Wetzel: Die Kompe-
tenz hab ich nicht gemeint. 
 
Eckart Hien: Nein, aber welche Kompetenz? 
Ja, fachliche Kompetenz. Wir sind ja keine 
Wasserbauer, wir sind Juristen. Das ist aber 
ein Problem, was wir sonst auch haben. Wir 
sind ja sonst auch für Wasserstraßen zustän-
dig, bzw. die OVG sind für Wasserstraßen 
zuständig, und zwar für die Rechtsfragen, die 
dabei entstehen. Ich sehe da kein anderes 
Problem als bei Fernstraßen oder bei Flugplät-
zen. Und auch das Problem des Landesrechts 
ist bei Wasserstraßen nicht anders als bei 
Fernstraßen und zwar deshalb, weil der Plan-
feststellungsbeschluss über Wasserstraßen 
nicht nur etwa Deichrecht, sondern ganz nor-
males Straßen- und Wegerecht, auch Landes-
wasserrecht und Landesnaturschutzrecht mit 
abfrühstücken muss und deshalb sind die 
Wasserstraßen genau so zu sehen wie alle 
anderen Verkehrswege auch.  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Hien. 
Jetzt habe ich die Kollegin Blank. 
 
Abg. Renate Blank: Ich möchte zum Raum-
ordnungsverfahren und zum Erörterungstermin 
zurückkommen und meine Fragen an Herrn 
Posch und Herrn Dolde stellen. Wir hätten 
eventuell bei dem Thema Raumordnungsver-
fahren – es ist ja sehr viel schon gesagt wor-
den –, einen Vorschlag. Und zwar, der heißt, 
die Länder können regeln, dass unter be-
stimmten Voraussetzungen von der Durchfüh-
rung eines Raumordnungsverfahrens abgese-
hen werden kann, wobei natürlich die bestimm-
ten Voraussetzungen sicherlich wieder zu defi-
nieren wären. Und könnten Sie sich auch so 
eine Formulierung für den Erörterungstermin 
vorstellen, vor allen Dingen, nachdem Sie ja 
sagen, dass der Vorschlag der Bundesregie-
rung keine nennenswerte Beschleunigung 
darstellt und mit dem, was der Bundesrat vor-
schlägt Zeit gewonnen und Geld gespart wer-
den könnte? Und, Herr Dolde, ich formuliere 
jetzt meine Frage an den Herrn Posch noch: 
Herr Posch, Raumordnungsverfahren und 
Erörterungstermin und … es gäbe einen Vor-
schlag, die Länder können regeln, dass unter 
bestimmten Voraussetzungen von der Durch-
führung eines Raumordnungsverfahrens abge-
sehen werden kann. Könnten die Länder mit 
so was leben oder könnten Sie sich auch vor-
stellen, dass wir so eine Formulierung auf ei-
nen Erörterungstermin übertragen? 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Kollegin 
Blank, ich würde vorschlagen Prof. Dolde und 
dann Herr Posch. Bitte sehr.  
 

Prof. Dr. Klaus-Peter Dolde: Vielen Dank. Als 
erstes finde ich den Vorschlag insofern gut, als 
er das Raumordnungsverfahren nicht aufhebt. 
Ich bin ein großer Befürworter der Beibehal-
tung des Raumordnungsverfahrens. Die 
Raumordnung wird immer wichtiger. Wir brau-
chen überörtliche Steuerungen, die über die 
einzelnen Projekte hinausschauen. Wir brau-
chen eine überörtliche Koordination. Und das 
ist die ureigene Aufgabe der Raumordnung. 
Wo wir bereits Ziele der Raumordnung haben, 
kann man schon nach heute geltendem Recht 
vom Raumordnungsverfahren absehen. Die 
vorhin reklamierte Doppelprüfung findet schon 
heute nicht statt. Das Zweite, dass man den 
Ländern die Möglichkeit eröffnet, abzuweichen. 
Das kann - ich gehe mal jetzt vom heutigen 
Bundesrahmenrecht aus - das kann der Ge-
setzgeber eröffnen. Ich denke, das wäre eine 
sinnvolle Regelung. Da können die Länder 
sehen, inwieweit sie davon Gebrauch machen. 
Der Teufel steckt natürlich im Detail, was die 
Voraussetzungen sein sollen. Wobei, wenn der 
Gesetzgeber dem Landesgesetzgeber was 
eröffnet, kann er sich relativ zurückhalten. Da 
habe ich noch keine Bestimmtheitsanforderun-
gen. Der Bundesgesetzgeber kann seine Re-
gelung sogar voraussichtslos zur Disposition 
der Länder stellen in der Rahmengesetzge-
bung jedenfalls, so dass ich meine, ich hätte 
etwas Schwierigkeiten inhaltliche Kriterien zu 
formulieren. Sie merken es Frau Blank, ich 
könnte Ihnen nicht recht sagen, wir haben ja 
heute schon im 15. Raumordnungsgesetz eine 
ganze Reihe von Fällen, wo man kein Raum-
ordnungsverfahren braucht, wo abgesehen 
werden kann und es ging ja darum darüber 
hinaus, das Absehen zu ermöglichen. Ich hätte 
im Moment Schwierigkeiten. Man kann schrei-
ben, wenn es eine andere landesplanerische 
Beurteilung gibt, das gibt’s ja auch … so sagen 
wir mal Raumordnungsverfahren light wird in 
der Praxis manchmal durchgeführt. Da macht 
die Raumordnungsbehörde … die hört ein paar 
Behörden an und macht nachher so eine lan-
desplanerische Beurteilung, die kein Raum-
ordnungsverfahren durchgeführt hat … also 
wenn Sie mich fragen, würde ich das einfach 
relativ uneingeschränkt den Ländern öffnen. 
Jetzt komme ich zum Erörterungstermin. Wenn 
ich Sie richtig verstanden habe, geht’s dort 
auch um die Öffnung für eine landesgesetzli-
che Regelung. Was ich nicht empfehlen würde, 
dass man die Entscheidung der Anhörungsbe-
hörde an Kriterien bindet, sonst wird’s unend-
lich viel Streit geben, wo die Kriterien vorliegen 
oder nicht, dann würde man alleine um diese 
Frage streiten wie über die Sache selbst – das 
ist kontraproduktiv. Ob man den Ländern … 
ich denke, dort kann man es machen, nämlich 
wenn man reinschreibt … wenn aufgrund ... wir 
haben ja …vorausgegangen ist die Öffentlich-
keitsbeteiligung, es liegen alle schriftlichen 



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 16. Sitzung, 17.05.2006  

39 

Einwendungen vor. Und wenn man dann sagt, 
man kann vom Erörterungstermin absehen, 
wenn aufgrund der eingegangen Einwendun-
gen abzusehen ist, dass in der Sache selber 
kein Konsens erzielt werden kann. Das weiß 
man in der Regel. Nach der Erörterung, nach 
Eingang der Einwendungen wissen Sie in ei-
nem Planfeststellungsverfahren, ob sie zum 
Konsens kommen oder nicht. Und es ist nicht 
nur 1 % der Fälle. Ich bin ja nachhaltiger Be-
fürworter des Erörterungstermins. Sie müssen 
sich mal vorstellen, wie das aussieht: Frau 
Müller hat Einwendungen erhoben in einem 
mittleren Verfahren, das sieben Tage dauert, 
nicht Frankfurt. Frankfurt verhandelt seit Sep-
tember jede Woche vier Tage. Das müssen 
Sie sich mal vorstellen. Heute noch! Die sind 
noch nicht fertig! Und da kommt Frau Müller 
und hat fünf Einwendungen erhoben und 
möchte jetzt ihre fünf Einwendungen mit der 
Anhörungsbehörde diskutieren. Dann sagt 
man ihr Einwand eins ist am Montag dran, 
Einwand zwei nach unserer Tagesordnung am 
Dienstag und Einwand drei am Mittwoch und 
der Einwand vier dann Donnerstag. Dann 
muss die gute Frau eine Woche Urlaub neh-
men. Die schüttelt den Kopf und geht nach 
Hause. Die Erörterung findet nicht statt. Ich 
habe einen kleinen Termin genannt. Letztlich 
ist es in der Regel so, dass das – ich sage es 
mal professionell artikuliert – Verbandsinteres-
se bestimmend ist. Das hat auch sein Gutes. 
Ich will das nicht abqualifizieren. Nur, dass der 
Bürger selbst eine Befriedung findet im Orts-
termin, habe ich so gut wie noch nie erlebt. Es 
sei denn, Sie haben eine kleine Ortsumge-
hung, wo Sie mit drei Landwirten Einigung 
erzielen, dass Sie ihm das Tor versetzen und 
hier ein bisschen paar Meter rum oder rüber. 
Aber bei Projekten, die bestritten sind und das 
wissen Sie vorher, was prinzipiell umstritten ist 
im Ort und Standort?. Ich fasse zusammen, 
wenn man dort schreiben kann, wenn abseh-
bar ist, dass eine Einigung nicht erzielbar ist, 
dann kann man - und zwar nach Einschätzung 
der Behörde, das finde ich ganz wichtig - man 
muss der Behörde eine gewisse Einschät-
zungsprärogative ermöglichen, damit nachher 
nicht der Verwaltungsrichter letztlich sagt, die 
Einschätzung war richtig oder falsch, denn 
sonst haben wir wieder Auseinandersetzung 
und wieder Zeitverlust. Also ich denke dort 
muss …dieses Ventil würde ich öffnen. Und 
wenn es der Gesetzgeber macht, ist es besser 
als der bisherige Vorschlag. Ich frage mich nur, 
warum es der Bundesgesetzgeber nicht gleich 
reinschreibt. Das würde ich ihm eher empfeh-
len. Dass Sie es hier schon in die Gesetze 
reinschreiben.  
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Prof. Dol-
de. Herr Posch. 
 

Dieter Posch: Frau Blank, ich kann da unmit-
telbar anknüpfen, wo Herr Dolde aufgehört hat. 
Zum Thema Raumordnungsverfahren habe ich 
mich vorher eingelassen. Ich bin für eine bun-
desgesetzliche Regelung, aber natürlich könn-
te man damit leben, wenn den Ländern diese 
Kompetenz übertragen wird. Das wird auch 
davon abhängig sein, wie die Regionalplanung 
in den einzelnen Ländern gestaltet ist, welche 
Intensität, Plan-UVP etc. bei Regionalplänen 
etc. stattgefunden hat. Je dichter die Vorpla-
nungen sind, umso eher besteht ja dann die 
Möglichkeit eben davon ganz abzusehen. Also 
prinzipiell wäre es besser, wenn das einheitlich 
gemacht wird, aber man könnte damit leben, 
dass den Ländern das freigestellt wird, weil 
unterschiedliche Planungsdichte ohnehin be-
steht. Warum soll das dann nicht so gemacht 
werden. Damit würde auch dem Wunsch 
Rechnung getragen, den ja die Wirtschaft ins-
besondere geäußert hat, sie hätte gerne mal 
so etwas, wobei ich sage, das kann auch eine 
landesplanerische Stellungnahme sein, weil 
auch die eine Aussage darüber trifft, ob etwas 
regionalplanerisch vertretbar ist, also mit den 
Zielen der Landesplanung und der Raumord-
nung in Einklang zu bringen ist. Das Thema 
Erörterungstermin, das ist völlig richtig, man 
muss unterscheiden, ob es sich um eine kleine 
Ortsumgehung handelt. Dort ist die Befrie-
dungsfunktion noch am ehesten zu erfüllen, 
weil sie dann den Petenten oder den Einwen-
der auf bestimmte Rechte hinweisen können 
und sagen, was ist eigentlich Gegenstand der 
Planfeststellung, was ist Gegenstand des 
Grunderwerbs und ähnliches mehr. Also die 
erfolgreiche Durchführung eines Erörterungs-
termins hängt wirklich maßgeblich davon ab, 
um was für ein Projekt es sich überhaupt han-
delt. Meine Auffassung wäre, das in das Er-
messen der Anhörungsbehörde zu stellen. Das 
würde auch bedeuten, dass die zuständige 
Behörde abwägen muss und entscheiden 
muss. Bei den Großverfahren sieht das völlig 
anders aus. Gerade bei den Großverfahren ist 
das so. Da kann ich das bestätigen, was Herr 
Dolde gesagt hat, da lässt sich absehen nach 
dem Eingang der Stellungnahmen, ob hier eine 
Kompromissmöglichkeit besteht oder nicht. 
Ihre letzte Frage war, könnte man das auch 
den Ländern geben. Da ich aus einem Land 
komme, sage ich, lieber das als gar nichts.  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank Herr Posch. 
Als nächstes habe ich den Kollegen Hacker, 
dann folgt der Kollege Vogel, der Kollege Hof-
reiter und noch mal Kollegin Blank, Kollegin 
Mücke, noch mal Hacker, Hettlich, Blank, Heil-
mann, also es ist eine lange Liste und es sind 
noch nicht alle Namen. 
Abg. Hans-Joachim Hacker: Vielen Dank 
Herr Vorsitzender. Ich habe an Herrn Prof. 
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Stüer, der ist jetzt gerade raus wie ich sehe, 
kommt er rein? Nein. Dann schiebe ich mal.  
 
Stellv. Vorsitzender: Kollege Vogel bitte. 
 
Abg. Volkmar Vogel: Danke Herr Vorsitzen-
der, das passt auch gut, weil meine Fragen 
gehen an Prof. Dolde und Herrn Präsidenten 
Hien. Und zwar zur Plangenehmigung. Die 
Plangenehmigung ist ja jetzt schon ein sehr 
geeignetes Instrument, gerade auch für den 
Praktiker, schnell zum Baurecht zu kommen. 
Man läuft dabei natürlich immer Gefahr, dass 
man vom Gericht trotzdem noch in die Plan-
feststellung geschickt wird. Nichtsdestotrotz ist 
es ein geeignetes Mittel und meine Frage des-
halb an Sie beide: kann man die Anwendbar-
keit der Plangenehmigung noch erweitern, 
noch weiter ausweiten oder sind die Regelun-
gen, die in den jetzigen Entwürfen vorliegen 
die einzig möglichen insbesondere auch unter 
dem Gesichtspunkt, dass man zum Beispiel 
auch UVP-Vorhaben also Vorhaben, wo eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig ist, 
im Zuge eines Plangenehmigungsverfahrens 
abhandeln kann. Das wären meine Fragen in 
Richtung Plangenehmigung.  
 
Stellv. Vorsitzender: Ja, vielen Dank, Kollege 
Vogel. Prof. Dolde. 
 
Prof. Dr. Klaus-Peter Dolde: Ja, also die 
Plangenehmigung ist ein gutes Instrument. Ich 
denke, man kann sie auch dort einsetzen, wo 
man UVP-pflichtige Vorhaben hat, so wie es 
der Gesetzentwurf vorsieht. UVP heißt immer 
auch Öffentlichkeitsbeteiligung, zwingend ge-
meinschaftsrechtlich, aber ohne Erörterungs-
termin. Da sind wir genau bei meinem Punkt. 
Das sieht die Regelung jetzt vor, die UVP-
Richtlinien, auch die neue Umsetzungsrichtli-
nie für Aarhus fordert keinen Erörterungster-
min, die fordert eine rechtzeitige Beteilung, 
aber keinen Erörterungstermin. Deswegen ist 
die Plangenehmigung mit der Maßgabe auch 
für UVP-pflichtige Vorhaben tauglich. Sie ist 
jetzt schon sehr weit ausgebaut. Ich wüsste 
nicht recht, muss ich Ihnen ganz offen sagen, 
wie man die noch sinnvoll erweitern könnte.  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Prof. Dol-
de. Herr Hien. 
 
Eckart Hien: Also ich kann mich dem nur an-
schließen. Die Plangenehmigung hat ja nicht 
die umfassende Konzentrationswirkung wie die 
Planfeststellung. In dem Moment, wo sie wirk-
lich umfangreichere Planungen haben, sind sie 
gezwungen zur Problembewältigung sozusa-
gen mit der Konzentrationswirkung zu arbeiten, 
sonst werden Sie eine wirklich befriedigende 
Problemlösung nicht schaffen. Also die Plan-
genehmigung ist schon beschränkt auf kleinere 

Vorhaben, bei denen die Rechtsbetroffenhei-
ten gering sind. Für größere Vorhaben ist sie 
ungeeignet.  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Hien. 
Jetzt habe ich als nächstes den Kollegen Hof-
reiter. 
 
Abg. Dr. Anton Hofreiter: Vielen Dank Herr 
Vorsitzender, ich hätte eine Frage an Herrn 
Rottner und an Herrn Möller-Meinecke. Es soll 
ja die Präklusion ausgedehnt werden mit dem 
Ziel der Beschleunigung. Und da ist meine 
Frage, ob dies wirklich zu einer relevanten 
Beschleunigung führt oder ob es nicht eher 
dazu führt, dass relevante Tatsachen dann 
nicht entsprechend ins Verfahren eingeführt 
werden können. Denn es kann ja durchaus 
auch mal vorkommen, dass den Naturschutz-
verbänden unter Umständen etwas Hochrele-
vantes nicht im ersten Moment auffällt. Das 
mag ja möglich sein, selbst wenn sie hoch-
kompetent sind und das führt dann eher zu 
einer Fehlentscheidung. Also einer materiellen 
Fehlentscheidung, nicht einer juristischen, das 
ist ja auch ein Unterschied. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Kollege 
Hofreiter. Ich schlage vor, erst Herr Rottner, 
dann Herr Möller-Meinecke, ja? O.K. Herr Rott-
ner bitte. 
 
Peter Rottner: In der Regel wird die Präklusi-
on nicht zu einer Beschleunigung der Verfah-
ren führen. Die Präklusion führt nur dazu, dass 
gewisse Rechtsverfahren dann nicht geführt 
werden. Aber die Präklusion als solche ist nicht 
beschleunigend. Der vom Herrn Stüer genann-
te Fall der Hochmosel-Brücke war ein Fall des 
Übergangs und im Moment ist im Bundesna-
turschutzgesetz vorgesehen, dass auf jeden 
Fall die anerkannten Verbände ihre Einwen-
dungen im Verwaltungsverfahren machen 
müssen. Also insofern wird es sich bei dieser 
Präklusionsregelung um Sonderfälle handeln. 
Wenn Sie die Frage mit der Präklusion umdre-
hen, bedeutet das ja, dass die Behörde 
gleichwohl die Einwendungen, die im Natur-
schutzbereich sind, abarbeiten muss. Und 
wenn es andere eigentumsbetroffene Kläger 
gibt - also eigentumsbetroffen müssen die 
sein, die auch naturschutzrechtliche Einwen-
dungen gemacht haben, in einer allgemeinen 
Form - dann werden also auch diese Einwen-
dungen von der Behörde letztendlich verarbei-
tet werden müssen, weil sonst später der Plan-
feststellungsbeschluss möglicherweise auf-
hebbar gemacht wird. Das heißt also, die 
Präklusion wird die Behörde nicht davor be-
wahren, möglicherweise darüber zu entschei-
den. Von daher sehe ich für die Beschleuni-
gung eine relativ geringe Wirkung. Die Um-
weltverbände - ich finde den Vorschlag von 
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Herrn Prof. Wickel, den Umweltverbänden eine 
längere Frist zur Vorlage ihrer Stellungnahme 
zu geben als bedenkenswert. Die Umweltver-
bände sind eben nicht Privatpersonen gleich-
zustellen, sondern sind eher zu den Trägern 
öffentlicher Belange zu zählen oder zumin-
destens sage ich mal als Sonderpersonen, als 
Sonderbeteiligte und deshalb geht es auch 
fehl. Sie müssen sich vorstellen, Umweltver-
bände haben ja nicht so viel Personal, nicht so 
viel Ressourcen. Wir müssen innerhalb relativ 
kurzer Zeit mit relativ wenig Personal große 
Verfahren bewältigen, auch die Stellungnah-
men fertigen. Wenn da mehr Zeit ist, sind die 
Stellungnahmen auch qualitativ besser. Was 
vielleicht auch noch zur Präklusion gehört. Es 
ist natürlich auch wichtig für die Umweltver-
bände, dass sie hinreichend über das Projekt 
informiert werden und hier gibt der Gesetzes-
entwurf zu Befürchtungen Anlass, dass wir 
möglicherweise nicht mehr dann das Verfah-
rensmaterial bekommen, wie wir das jetzt be-
kommen. Und das würde zu einer Einschrän-
kung der Arbeitsmöglichkeiten der Verbände 
führen, so dass dann, wenn das also auch 
noch käme, die Frage wäre, ob wir dann mit 
einer kurzen Präklusionsfrist und der Ar-
beitseinschränkungen der Verbände dann 
diese Rolle überhaupt noch ausführen können. 
Hier bitte ich also noch mal Korrekturen vorzu-
nehmen. Ganz wichtig ist hier für die Verbän-
de, dass sie einfach die Akten erhalten, damit 
sie auch die entsprechenden Stellungnahmen 
abgeben können. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank Herr Rott-
ner. Als nächstes Herr Möller-Meinecke. Bitte. 
 
RA Matthias Möller-Meinecke: Ja, ich will 
einerseits darauf hinweisen, Herr Hofreiter, 
dass eine solche Präklusionsregelung in ihrer 
Ausweitung auf die anerkannten Verbände ja 
im Zwiespalt steht, dass einerseits die Aufgabe 
der Verbände darin besteht - deshalb ist ihnen 
das Verbandsklagerecht verliehen worden - die 
Anwendung des Umweltrechtes anzuhalten, 
dort als Wächter aufzutreten. Das heißt, es 
geht um materielles Recht, was im Allgemein-
wohl liegt und bei dieser altruistischen Aufgabe 
ist es aus meiner Sicht für die Akzeptanz von 
Entscheidungen äußerst misslich, wenn die 
Öffentlichkeit mitbekommt, dass allein auf-
grund einer Präklusion, eines Ausschlusses 
von nicht fristgerecht vorgetragenen Argumen-
ten, eine materiell unrichtige Entscheidung 
getroffen wird und vollzogen wird. Herr Prof. 
Ronellenfitsch hat heute Vormittag zu Recht 
darauf hingewiesen, dass dies in aller Regel 
bei öffentlichen Belangen ja auch nicht akzep-
tiert werden kann. Und ich denke, für mich 
steht der Wert der Ressourcen, die hier durch 
den Auftrag des Gesetzgebers erneuert und 
die Konvention von Aarhus als Aufgabe dage-

gen, dass man diese Präklusion ausweitet. 
Letztendlich gewinnt man dadurch wenig, wie 
der Kollege Rottner gerade dargelegt hat. 
Wenn es ein Nebeneinander gibt zwischen 
Privateigentümern, die ein umfassendes Rüge-
recht aus ihrem Eigentum in einer Klage gel-
tend machen können und den Verbänden, ist 
es kein Gewinn, diese Präklusion auszuweiten. 
Es bleibt der schale Beigeschmack bei einer 
Präklusionswirkung zu Lasten von öffentlichen 
Belangen, dass materielles Unrecht vollzogen 
wird bei einer so belasteten Planung, weshalb 
ich empfehlen würde, diese Präklusionsrege-
lung nicht auszuweiten. 
 
Stellv. Vorsitzender: Herr Hacker. 
 
Abg. Hans-Joachim Hacker: Eine Frage an 
Herrn Prof. Stüer und Herrn Prof. Wickel: Der 
Entwurf des Bundesrates zum Fernstraßenge-
setz enthält im § 17a eine neue Ziffer 1, auf die 
ich nicht näher eingehe. Dann aber eine Ände-
rung in der ursprünglichen Ziffer 1 des Entwur-
fes der Bundesregierung , die beim Bundes-
ratsentwurf dann logischerweise die Ziffer 2 ist. 
Dieser Vorschlag enthält den Gedanken, dass 
bei der Planauslegung die Namen und die 
Anschriften der betroffenen Grundstückseigen-
tümer erkennbar sein sollen. Und daraus leitet 
sich für mich die Frage ab, ob, wenn man die-
sen Gedanken verfolgt, hier nicht eine Konter-
karierung der Idee der Verfahrensbeschleuni-
gung erfolgt, weil möglicherweise datenschutz-
rechtliche Belange der Personen, deren Anga-
ben veröffentlich werden, betroffen sind und 
hier ggf. auch mit Klagen gegen die Veröffent-
lichung, ja der Eigentumsverhältnisse der be-
troffenen Personen zu rechnen ist. Wie bewer-
ten Sie diese Problematik? 
 
Stellv. Vorsitzender: Prof. Stüer. 
 
Prof. Dr. Bernhard Stüer: Ja, Herr Hacker, 
damit haben Sie ein sehr schwieriges Thema 
angeschnitten, dessen Beantwortung wohl 
noch nicht ganz abgeschlossen ist. Sie sehen 
ja, dass wir immer mehr die gläserne Verwal-
tung bekommen. Das heißt also, alle Daten, 
die bei Behörden vorhanden sind, müssen ja 
schon heute offen gelegt werden. Das geht hin 
bis zu Akteneinsichtsrechten z.B. jetzt im Ver-
fahren Frankfurter Flughafen. Es ist ja noch 
während des Verfahrens ein Akteneinsichts-
recht in alle Unterlagen eingeklagt worden, die 
bei dem Regierungspräsidenten verfügbar 
waren. Im BauGB haben Sie die Regelung, 
dass anderweitige umweltbezogene Stellung-
nahmen veröffentlicht werden müssen und 
damit tritt immer deutlicher, Herr Prof. Ronel-
lenfitsch, die Frage in den Mittelpunkt, wie 
sieht das eigentlich mit dem Datenschutz aus? 
Ich glaube, dass man hier dann eine konkrete 
Abwägung machen müsste zwischen den je-
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weiligen Betroffenheiten und dem Informati-
onsanspruch. Wie das jetzt nun umgesetzt 
wird, da bin ich auch noch etwas ratlos. Es gibt 
ja eine Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichtes, soweit ich mich erinnere sogar, die 
besagt, dass eben die Namen und Adressen 
der einzelnen am Planfeststellungsverfahren 
Beteiligten nicht so ohne weiteres offen gelegt 
werden dürfen. Aber jedenfalls geht es um die 
Interessenabwägung. Wie das jetzt nun aus-
geht, da könnte es so sein, dass man individu-
ell abwägen muss. Sind tatsächlich schutzbe-
dürftige Belange betroffen? Das bezieht sich 
dann eben darauf, welche konkreten Verhält-
nisse mit dem Eigentum verbunden sind, per-
sönliche Verhältnisse, alles dies würde ich in 
den Bereich beziehen. Die Frage, wer Eigen-
tümer ist, das wäre noch ein Bereich der offen 
steht. Die Angaben könnte man ja auch aus 
dem Grundbuch dann entnehmen. Also da 
müsste man dann vielleicht eine Clearingposi-
tion noch hinterschalten und fragen, ob wirklich 
konkrete eigentumsmäßige Belange betroffen 
sind. Aber ich muss sagen, dass ich da noch 
nicht so ganz entschieden bin, wie man da 
wirklich verfahren muss. Aber es geht immer 
mehr dahin, dass solche Dinge, die auch von 
anderen eingewendet werden, in einem Bau-
planungsverfahren z.B., der allgemeinen Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht werden. Und 
das setzt dann vielleicht doch schwierige Ab-
wägungsfragen voraus. Soweit sich die Anga-
ben über das hinaus erstrecken, was man 
dann quasi dem Grundbuch entnehmen kann. 
 
Stellv. Vorsitzender: Herr Prof. Dr. Wickel. 
 
Prof. Dr. Martin Wickel: Also die datenschutz-
rechtliche Situation kann ich abschließend 
auch nicht beurteilen. Also insbesondere die 
Frage, wer der Eigentümer des Grundstückes 
ist, das lässt sich ja auch anderweitig ermitteln. 
Ich hatte die Regelung eigentlich bisher eher 
im Sinne der Eigentümer verstanden, also 
quasi als Serviceleistung. Denn bisher stehen 
Eigentümer, wenn die Pläne ausgelegt wer-
den, in gewisser Weise vor der Frage, ja bin 
ich denn nun eigentlich Betroffener oder bin ich 
es nicht? Und diese Fragen muss dann jeder 
Eigentümer für sich klären; unter Umständen 
mit sehr weit reichenden Folgen, denn wenn er 
betroffen ist, das aber nicht erkennt, und sich 
dementsprechend im Verfahren nicht beteiligt, 
ist er später mit allen möglichen Einwendun-
gen gegen das Vorhaben präkludiert. Auf die 
Weise, dass man die Eigentümer in den Plan-
unterlagen namentlich bezeichnet, nimmt man 
Ihnen diese Bürde ab. Jeder erkennt sofort 
seine Betroffenheit oder halt auch nicht und ist 
dann in der Lage, entsprechend Einwendun-
gen zu erheben. Also die Anstoßwirkung die-
ser Nennung halte ich für ganz erheblich und 
die liegt – und das sollte man ja auch beachten 

– im Interesse der Eigentümer. Es geht ja we-
niger darum, dass Daten, die ansonsten nicht 
zu ermitteln wären, geschützt werden, sondern 
es geht mehr darum, dass dem Einzelnen die 
Bürde genommen wird, jetzt selbst für sich zu 
bestimmen, wie seine Betroffenheit konkret 
aussieht bei dem Vorhaben. Wie das mit Daten 
weiter geht, die jenseits der Eigentümerstel-
lung liegen, da hätte ich auch Bedenken, aber 
die braucht man glaube ich auch nicht.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank Herr Prof. Wickel. 
Renate Blank. 
 
Abg. Renate Blank: Diese Frage ist schon 
sehr wichtig. Vor allen Dingen, weil sie auch im 
Verhältnis zum Bundesrat steht, denn der 
Bundesrat schlägt vor, dass bei der Auslegung 
im Plan die Namen der betroffenen Grund-
stückeigentümer bezeichnet werden sollen. 
Und jetzt meine Frage an Prof. Ronellenfitsch 
und an Sie, Herr Dr. Vierhaus: Wie stehen Sie 
zu diesem Vorschlag oder gibt es auch aus 
Ihrer Sicht datenschutzrechtliche Bedenken? 
Ich hätte gerne noch weiter gefragt und jetzt 
schaue ich mal ganz schnell zum Ausschuss-
vorsitzenden, ob im Grunde genommen dies 
auch für das Anhörungsverfahren, § 17a FStrG 
gilt; Hierfür schlägt jedenfalls der Bundesrat 
vor, dass da gesetzlich normiert wird, dass die 
Anhörungsbehörde unverzüglich nach Eingang 
den Plan auf Vollständigkeit prüfen und dem 
Träger des Vorhabens mitteilen soll, welche 
Unterlagen nachzureichen sind. Macht eine 
solche Regelung Sinn oder sollte man das 
nicht lieber in einer Verwaltungsvorschrift ver-
ankern. Es passt auch irgendwie zusammen. 
 
Vorsitzender: Herr Prof. Ronellenfitsch. 
 
Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch: Zunächst 
zur datenschutzrechtlichen Frage. Da kann ich 
Ihnen nur sagen, dass meine Position großzü-
giger ist als Hessischer Datenschutzbeauftrag-
ter als die Position meiner Kollegen in den 
anderen Bundesländern und des Bundesda-
tenschutzbeauftragten, die hier gravierende 
Bedenken sehen. Es gibt datenschutzrechtli-
che Probleme im Planfeststellungsverfahren in 
Hülle und Fülle, aber um das, worum es hier 
geht, dass geregelt wird, die Namen der 
Grundeigentümer, das halte ich nicht für signi-
fikant. Denn das ist also anderweitig ermittel-
bar. Ich gebe Ihnen aber nur ein Beispiel zu 
bedenken, warum so Erschütterungen beste-
hen in der Front der Datenschützer bei Groß-
flughäfen und dergleichen, wie beim Frankfur-
ter Flughafen. Sie müssen ja die Einwendun-
gen dem Vorhabenträger mitteilen, damit er 
auf die Einwendungen reagieren kann. Das ist 
der Sinn des Dialogs mit Einwendungen, das 
ist im Sinne des Einwenders. Trotzdem gibt es 
sehr viele Einwender, die am Frankfurter Flug-
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hafen beschäftigt sind und deswegen Ängste 
haben, dass ihnen arbeitspolitische Schwierig-
keiten drohen. Und dann haben wir uns jeden-
falls auf die Lösung versteift, dass normaler-
weise die Einwendungen namentlich mitgeteilt 
werden, wer aber das nicht haben möchte, 
muss sich outen und sagen, ich bitte die Ein-
wendung vertraulich zu behandeln. Also das ist 
eine umgekehrte Einwilligungsregelung. Die 
Grundeigentümer im Planfeststellungsverfah-
ren können kenntlich gemacht werden Ad 1. 
Ich sehe insofern keine datenschutzrechtlichen 
Probleme. Ad 2: Die Vollständigkeitsprüfung, 
das ist eigentlich eine Quisquilie, die ist eine 
Selbstverständlichkeit, die sowieso schon die 
ganze Zeit beachtet wird, und man sollte ei-
gentlich nicht alles ins Gesetz reinschreiben, 
was einem spontan einfällt und das kann man 
in Richtlinien, allgemeine Planfeststellungs-
richtlinien oder dergleichen, reinschreiben, 
man braucht das nicht alles ins Gesetz rein-
schreiben.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank. Herr Vierhaus. 
 
RA Dr. Hans-Peter Vierhaus: Ja, zum The-
ma, ich knüpfe gleich an das letzte an und 
komme dann zum Datenschutz. Das mit der 
Vollständigkeitsprüfung sehe ich komplett um-
gekehrt. Die Vollständigkeitsprüfung dient letzt-
lich der Investitionssicherheit, auch des Vorha-
benträgers. Sie soll die Behörde dazu zwingen, 
zeitnah die Unterlagen auf Vollständigkeit zu 
prüfen. Das strafft das Verwaltungsverfahren. 
Das ist in den Landesbauordnungen und in der 
9. BImSchV Gang und Gäbe. Diese Regelung 
hat sich bewährt. Ich halte das für einen Punkt, 
der so wichtig ist, dass er entweder in eine 
Rechtsverordnung oder in ein Gesetz ge-
schrieben werden sollte. Der § 7 der 9. 
BimSchV könnte einfach als Regelungsmodell 
dienen. Da heißt es, die Genehmigungsbehör-
de hat nach Eingang des Antrages der Unter-
lagen unverzüglich, in der Regel innerhalb 
eines Monats, zu prüfen, ob der Antrag usw. 
den Anforderungen entspricht. Die Frist ist 
noch mal verlängerbar. Dieses Modell halte ich 
für gut geeignet. Zum Datenschutz: daten-
schutzrechtlich ist für eine Datenübermittlung 
personenbezogener Daten entweder eine 
Grundlage in einer Rechtsvorschrift erforder-
lich oder die Einwilligung des Betroffenen. Die 
Einwilligung werden wir hier in der Regel nicht 
haben. Ob eine solche Rechtsvorschrift, eine 
Rechtsgrundlage geschaffen werden soll, ist 
eine politische Entscheidung. Ich denke, man 
kann das Problem dadurch umgehen, dass 
man sagt, man bezeichnet die betroffenen 
Grundstücke flurstücksmäßig, Gemarkung, 
Flur, Flurstück. Das ist eine sehr bestimmte 
Bezeichnung. Das genügt der Anstoßwirkung. 
Die Auslegung hat den Sinn und Zweck der 
Anstoßwirkung. Man könnte eventuell sogar 

noch straßenmäßig bezeichnen, das würde 
vielleicht die Anstoßwirkung noch mehr erfüllen 
und dann kann jeder in einer Liste nachgu-
cken, ist mein Grundstück dabei oder nicht. 
Das ist also ein geeignetes Instrument und 
führt zudem dazu, dass bei Eigentümerwech-
sel der Ermittlungsbedarf der Behörde redu-
ziert wird. Also diese Lösung würde ich vor-
schlagen. Vielen Dank. 
 
Vorsitzender: Ganz herzlichen Dank. Herr 
Hacker. 
 
Abg. Hans-Joachim Hacker: Die Frage hat 
sich jetzt erledigt, Herr Vorsitzender. 
 
Vorsitzender: Das ist gut und Sie haben keine 
weitere nein? 
 
Abg. Hans-Joachim Hacker: Viele Fragen, 
aber nicht so maßgebliche, die ich hier stellen 
möchte. 
 
Vorsitzender: Das beruhigt mich, das be-
schleunigt das Verfahren. So, Kollegin Blank. 
 
Abg. Renate Blank: Also meine Frage geht an 
Herrn Dr. Vierhaus und Herrn Prof. Ronellen-
fitsch. Soll eine reine lex-specialis-Regelung 
bezogen auf den Verkehrsbereich, wie die 
Initiative des Bundesrates es vorsieht, oder 
sollen beispielsweise lediglich die Quer-
schnittsregelungen aus dem Verkehrsbereich 
für die Energiewirtschaft übernommen werden. 
Also die Frage steckt doch dahinter, ob wir den 
ganzen Energiebereich überhaupt aus diesem 
Gesetz herausnehmen sollen oder ob wir ihn 
drin lassen sollen, um es deutlich zu formulie-
ren. 
 
RA Dr. Hans-Peter Vierhaus Also ich denke, 
die Anhörung hat gezeigt, dass sich doch eine 
Fülle von Spezialproblemen auftut, wenn man 
sich diesem ganzen Thema der Erdkabelprob-
lematik und der Hochspannungsleitungen ver-
tieft nähert. Ich möchte das auf die Herkunft 
des Gesetzes reduzieren. Wir reden ja hier 
über eine Fortschreibung des Verkehrswege-
planungsbeschleunigungsgesetzes auf das 
gesamte Bundesgebiet. Und das ist ein Ge-
setz, das sich auf Verkehrsvorhaben bezieht: 
Schiene, Straße, Bundeswasserstraße, Ver-
kehrsflughäfen. Und es geht um die Planfest-
stellungsverfahren für diese Verkehrswege. Ich 
halte es für einen Fremdkörper in diesem Zu-
sammenhang eines verkehrsbezogenen Ge-
setzes jetzt auch eine sehr tief greifende Ände-
rung des Energiewirtschaftrechts sozusagen 
bei der Gelegenheit der Neuregelung mit rein-
zupacken, weil das, wie wir gesehen haben, 
eine Fülle hochkomplexer Fragen aufwirft, die 
nicht ohne Weiteres zu lösen sind. Ich möchte 
auch die Frage aufwerfen, ob es wirklich eine 
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Materie ist, die der hiesigen so verwandt ist, 
dass sich diese Regelung an dieser Stelle also 
in einem verkehrsbezogenen Gesetz mit ge-
bietet. Wir kommen dann zu Regelungen, bei-
spielsweise zu dieser Kostengeschichte in dem 
§ 21a. Es ist wirklich systemfremd, wenn man 
das jetzt hier plötzlich im Planfeststellungs-
recht mitregeln will. Ich bin der Meinung, man 
sollte das Gesetz als das belassen, als was es 
angetreten ist, als ein Verkehrswegeplanungs-
beschleunigungsgesetz. Dieses Modell hat 
sich bewährt und das sollte ausgeweitet wer-
den.  
 
Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch: Ich schlie-
ße mich meinem Vorredner an, kann aber nicht 
beurteilen, wie weit Sie die Kombination benö-
tigen, um Kompromisse in politischer Linie 
durchzuführen. Denn ich habe den Eindruck, 
dass hier Geschäfte abgewickelt werden zwi-
schen den verschiedenen Fraktionen und 
wenn das nicht anders geht, dann muss man 
es eben kombinieren. Aber ein sachlicher, ein 
zwingender sachlicher Zusammenhang be-
steht aus meinem Eindruck nicht.  
 
Vorsitzender: Aber Sie nehmen an, dass wir 
uns durchaus nach sachlichen Kriterien ent-
scheiden können? Das konnte ich mir jetzt 
nicht verkneifen. 
 
Abg. Peter Hettlich: Ja vielen Dank Herr Vor-
sitzender. Ich will noch mal auf die Aussagen 
in dem Eingangsstatement von Dr. Vierhaus 
eingehen, wo er beeindruckende Zahlen, was 
die Länge von Verfahren an den Oberverwal-
tungsgerichten präsentiert hat. Und das ist die 
Frage dazu an Herrn Hien und auch noch mal 
an Herrn Möller-Meinecke. Einmal, woraus 
lässt sich das erklären? Liegt das einfach an 
der schlechteren Personalausstattung der 
Oberverwaltungsgerichte, liegt das daran, dass 
die Untersuchungstiefe intensiver ist oder kön-
nen Sie mir andere Gründe nennen. Und wie 
weit spielen überhaupt Gerichtsverfahren eine 
wesentlich Rolle, wenn wir über Planungsbe-
schleunigung sprechen, wie viele Verfahren 
landen eigentlich vor den Oberverwaltungsge-
richten und wie viele Verfahren von diesen 
Oberverwaltungsgerichtsverfahren landen 
dann letzten Endes dann auch beim Bundes-
verwaltungsgericht. Dazu hätte ich gerne noch 
mal eine Aussage.  
 
Eckart Hien: Die Zahlen, die Herr Vierhaus 
genannt hat, da bin ich nicht ganz sicher, wie 
aktuell sie sind und wie weit sie wirklich auf die 
OVGs bezogen sind und nicht nur auf die Lan-
desverwaltungsgerichtsbarkeit, wie auch im-
mer. Wir haben ganz klar sehr unterschiedliche 
Verfahrensdauern in den verschiedenen Bun-
desländern, was die Verwaltungsgerichtsbar-
keit anbelangt. Die Ursachen sind vielfältig, 

aber ich möchte schon den Schwerpunkt dar-
auf legen, dass einige Länder auf Belastungs-
spitzen, zum Beispiel Asylrecht vor 10, 15 
Jahren, nicht personalpolitisch reagiert haben 
und deshalb diese Gerichte in einen Rückstau 
geraten sind und der ist immer noch sehr 
schwer aufzuarbeiten. Andere, wie Rheinland-
Pfalz, haben damals sehr schnell personalpoli-
tisch reagiert, so dass Rheinland-Pfalz im Mo-
ment der Klassenprimus ist und Länder, ande-
re Länder eben hinten dran sind. Da gibt es 
also verschiedene Erklärungen, warum das so 
ist. Und ich muss auch sagen, das Bundes-
verwaltungsgericht hatte vor 10 Jahren noch 
Verfahrensdauern von über 2 Jahren. Die ha-
ben wir auch deshalb abgebaut, weil die Ver-
fahren, die Zahl der Verfahren doch auch zu-
rückgegangen ist. Natürlich wird auch seit 
geraumer Zeit eine Qualitätsoffensive gestartet 
und wir bemühen uns eben. Aber wie gesagt, 
die Unterschiede liegen schon auch in der 
personellen Besetzung begründet. Und wir 
haben jetzt gerade erst mit den Oberverwal-
tungsgerichtspräsidenten in den jährlichen 
Zusammenkünften eine Offensive beschlos-
sen, um dieses Problem der Verfahrensdauer 
in den Griff zu bekommen. Aber die andere 
Frage, der andere Teil, wie viele Verfahren 
kommen denn überhaupt an das Bundesver-
waltungsgericht, wenn, wie bisher, die Sache 
zweiinstanzlich, also es ist ja bisher so, dass in 
den alten Bundesländern die Oberverwal-
tungsgerichte für die Planfeststellungsverfah-
ren zuständig sind. Die Oberverwaltungsge-
richte lassen von sich aus die Revision fast nie 
zu. Das heißt, in die zweite Instanz kommt 
man nur durch eine Nichtzulassungsbe-
schwerde. Über  Nichtzulassungsbeschwerden 
entscheiden wir im Schnitt sagen wir mal in 
drei Monaten. Erfolgreich sind Nichtzulas-
sungsbeschwerden in etwa in 10 Prozent der 
Fälle. Jetzt ganz grob gesagt, also überhaupt 
von allen Verfahren, die beim OVG sind, kom-
men dann in ein echtes zweites Instanzverfah-
ren, Revisionsverfahren, vielleicht fünf Prozent 
der Fälle. So dass über das, was wir hier re-
den, sicher für ein einzelnes Projekt es schon 
von Bedeutung sein kann, ob es zwei Instan-
zen läuft, aber auf den großen Durchschnitt 
bezogen ist es nicht so gravierend. 
 
Vorsitzender: Danke. Herr Möller-Meinecke. 
 
RA Matthias Möller-Meinecke: Ja, ich bin 
Präsident Hien sehr dankbar, dass er betont, 
wie klein eigentlich die Zahl der hier für die 
Motivation maßgeblichen Verfahren ist, die 
Motiv sein können, eine Eininstanzlichkeit ein-
zuführen. Ich denke, wenn man sich vor Augen 
hält die zwei Zahlen, einerseits innerhalb von 
drei Monaten wird über eine Nichtzulassungs-
beschwerde entschieden und zum zweiten, es 
sind nur fünf Prozent, die dann zu echten Re-
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visionsverfahren werden, dann ist das schon 
beeindruckend und spricht eigentlich gegen 
diese Änderung, zukünftig nur noch eine In-
stanz einzuführen. Für mich ein zweites Argu-
ment: Die Systementscheidung auch des 
Grundgesetzes, die Systementscheidung bei 
allen anderen Gerichten ist jene, dass die Bun-
desgerichte rechtsvereinheitlichend wirken 
sollen, dass sie dort die Aufgabe haben, im 
Prinzip eine Linie in die Rechtssprechung hi-
neinzubringen. Geraten sie – wie Herr Hien 
vorhin auch dargelegt hat – bei einer Ei-
ninstanzlichkeit bei der Auslegung von Landes-
recht im Wettbewerb zu OVGs, die den glei-
chen Begriff aus dem Naturschutzrecht anders 
auslegen können, dann haben wir eine Vielfalt, 
das heißt, wir kehren eigentlich diesen grund-
gesetzlichen Auftrag um in das Gegenteil, 
wenn wir diesen Weg wählen. Und ich will die 
Frage von Herrn Hettlich auch noch mal auf-
greifen, woraus leitet sich eigentlich die unter-
schiedliche Verfahrensdauer ab? Ich will ein 
Argument nennen: die Verwaltungsgerichtshö-
fe und Oberverwaltungsgerichte sind durch die 
Entscheidung des Deutschen Bundestages ja 
vor die missliche Situation gestellt, dass sie in 
allen Verfahren in aller Regel zweimal ent-
scheiden müssen, einmal im Eilverfahren und 
für den jeweils dann Unterlegenen in aller Re-
gel auch noch einmal im Hauptsacheverfahren. 
Sie könnten im Sinne einer Verfahrensbe-
schleunigung einen sehr weit reichenden 
Schritt mutig wagen, indem Sie als Gesetzge-
ber das Regelausnahmeverhältnis wieder her-
stellen, was die Verwaltungsgerichtsordnung 
vorgibt, dass Sie den Gerichten erlauben, mit 
ausreichender Prüfungszeit und möglicherwei-
se auch in den Zeiten, die in Schönefeld jetzt 
vorgezeigt worden sind, in der Hauptsache zu 
entscheiden. Und diese Eilentscheidungen 
radikal reduzieren, indem der gesetzliche So-
fortvollzug und die Möglichkeit, den Sofortvoll-
zug anzuordnen, wirklich darauf beschränkt 
wird auf die Fälle, in denen ein sehr dringen-
des Vollzugsinteresse da ist. Was wir im Mo-
ment erleben ist genau das Gegenteil. Es gibt 
kein Großprojekt, was ich in den letzten 20 
Jahren beobachtet habe, wo nicht der Sofort-
vollzug entweder angeordnet worden ist oder 
durch den Gesetzgeber angeordnet war. So 
dass Sie den Stau bei den Oberverwaltungs-
gerichten, der aus der Tabelle des Kollegen 
Dr. Vierhaus hervorgeht, ja im Prinzip als Ge-
setzgeber selbst verursachen. Die müssen 
zweimal mit zeitlicher Verzögerung die glei-
chen Sachen aufarbeiten – mit unterschiedli-
cher Intensität, das ist uns allen klar – aber im 
Prinzip ist dies eine effektive Möglichkeit, die 
Verfahren zu straffen. Weil letztendlich ein 
gutes Gefühl auch für die Verwaltungsgerichte 
nur dann besteht, wenn man in einem Verfah-
ren auch in der Hauptsache entscheidet und 
nicht nur im Eilverfahren eine vorläufige Be-

wertung trifft, die oftmals Unbefriedigung oder 
fehlende Befriedigung hinterlässt, weil man bei 
materiellen Fragen etwas tiefer einsteigen 
muss, als das in einem Eilverfahren mit der 
dort nur möglichen Glaubhaftmachung von 
Beweismitteln möglich ist. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Möller-
Meinecke. Herr Heilmann. 
 
Abg. Lutz Heilmann: Herr Vorsitzender, 
kommen wir noch mal zurück zum Erörte-
rungstermin. Ganz grundsätzlich: Ich habe hier 
eine Mitteilung von Herrn Tiefensee, Ver-
kehrsminister, Planungsbeschleunigung ist auf 
gutem Weg, vom 5. April. Und da lese ich 
dann:… unter Verzicht auf Erörterungstermin 
in bestimmten Fällen .. die Anhörungsbehörde 
kann verzichten …usw…. und Beschleuni-
gungseffekt 2 – 3 Wochen. Nun wird von ver-
schiedenen Sachverständigen gesagt, dass 
das sein soll, dass das in das Ermessen gehen 
soll. Ich frage mich, welchen Hintergrund das 
hat, das Ermessen einzuräumen, wenn wir von 
2-3 Wochen erstmal sprechen. Als Frage an 
die Herren Rottner und Möller-Meinecke: Wa-
rum ist die vorgeschlagene Regelung mit einer 
nur zweiwöchigen Widerspruchsfrist gegen die 
Nichtdurchführung einer Anhörung unange-
messen .. warum halten Sie diese für unange-
messen kurz. Ist es nicht sinnvoller, wenn man 
schon eine solche Regelung einführt, die Wi-
derspruchsfrist an die Abgabe der Stellung-
nahme zu koppeln? Denn, wenn Verbände, 
Bürgerinnen und Bürger, noch bevor sie die 
Akten durchgesehen haben, über eine Erörte-
rung entscheiden sollen, werden sie doch im 
Zweifelsfall immer eine fordern. Wenn man die 
Fristen hingegen aneinander koppeln würde, 
bestünde bei unproblematischen Vorhaben 
immerhin die Möglichkeit, dass keine Erörte-
rung gewünscht wird oder habe ich das jetzt 
falsch verstanden? Dankeschön. 
 
Vorsitzender: Herr Rottner. 
 
Peter Rottner: Die Frist von zwei Wochen ist 
relativ kurz und je nachdem, wann diese Frist 
in den Lauf gesetzt wird, das hat man ja als 
Umweltverband nicht in der Hand, kann das 
natürlich zu Situationen führen, dass diese 
Frist nicht eingehalten werden kann. Es gibt 
auch wenige Gründe, warum man eine derarti-
ge Frist von nur zwei Wochen macht, da könn-
te man genauso die Monatsfrist geben. Der 
zweite Grund ist der, dass man diese Frist 
nach dem Gesetzesentwurf auch gleich mit der 
Auslegung letztendlich verbinden kann und 
dann diesen Fristenlauf sehr früh beginnt. Wir 
kennen das als Umweltverbände, dass wir 
manchmal mit entsprechenden Fristen zu Un-
zeiten befasst werden. Beliebter Tag ist der 
22.12. oder so etwa zum Beginn der Sommer-
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ferien. Es gibt da noch andere Beispiele. Es 
gibt also hier wenige Gründe hier das mit zwei 
Wochen zu versehen. Aber auch, wenn der 
Deutsche Bundestag das beschließen sollte, 
werden wir es in der Regel durch organisatori-
sche Maßnahmen dann schon schaffen, diese 
zwei Wochen hinzubringen. Ich möchte viel-
leicht auch noch mal auf den Erörterungster-
min als solchen hinweisen und welche Wirkun-
gen er im Verfahren hat. Durch den Erörte-
rungstermin ist die Behörde auch gezwungen, 
das Verfahren aufzuarbeiten, sie ist gezwun-
gen, das Verfahren nach außen hin auch zu 
vertreten. Der Erörterungstermin schafft – wie 
jede mündliche Verhandlung – eine gewisse 
Qualitätskontrolle. Man sollte es nicht unter-
schätzen, wenn man sozusagen den Erörte-
rungstermin den Behörden freigibt, die werden 
den dann in der Regel nicht wahrnehmen, weil 
es natürlich auch die entsprechende Arbeit 
macht. Ich gehe davon aus, dass, sollte der 
Erörterungstermin wegfallen, es auch Verlust 
von Qualität in den entsprechenden Entschei-
dungen gibt. Die Erörterungstermine, die ich 
mitgemacht habe, haben meist eben dann 
doch noch eine Verbesserung der Entschei-
dung bewirkt oder haben auch bewirkt, dass 
gewisse Aspekte dann auch besser bewältigt 
werden. Es gibt auch Erörterungstermine in 
größeren Verfahren, wo wir eine zumindestens 
Teilbefriedigung erreichen können, wobei das 
natürlich bei richtig großen strittigen Projekten 
natürlich selten der Fall ist. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank. Herr Möller-
Meinecke. 
 
RA Matthias Möller-Meinecke: Ich will zuerst 
klären, ich unterstelle, dass die Äußerungen 
des Ministers sich mit den 2-3 Wochen als 
Zeitersparnis auf den Wegfall von Erörterungs-
termin im Prinzip in unstreitigen Verfahren 
bezogen hat. Und ich denke, die für mich wich-
tige Botschaft aus diesem Missverständnis ist, 
dass man sehr schauen muss, dass man hier 
nicht alle Verfahren über einen Kamm schert 
als Gesetzgeber. Wenn denn alle auf das 
Frankfurter und das Schönefelder Verfahren 
schauen in der Bewertung, wie kann man ein 
Verfahren beschleunigen? Dann muss ich 
sagen, indem man die Atmosphäre dieser 
Verfahren verändert, indem man sie nicht als 
Pflichtveranstaltungen nimmt, indem man sie 
nicht als Veranstaltungen – und da klopfe ich 
mir für meinen Berufsstand auf die eigene 
Brust – zur Präsentation der eigenen famosen 
Argumente nutzt, sondern indem man die Vor-
gabe des Gesetzgebers aufgreift, dort wirklich 
zielgerichtet eine Lösung zu suchen. Und die 
spannende Frage ist ja, warum wiederholen 
sich, obwohl es dann inzwischen auch fachli-
che Begleitungen gibt, aus dem Bereich der 
Kompetenz, der Richterbank gibt, ich spreche 

das Frankfurter Verfahren an. Warum wieder-
holen sich diese Hahnenkämpfe in diesen 
Verfahren stets? Die spannende Frage an den 
Gesetzgeber ist doch, warum öffnet er diese 
Erörterungsverfahren nicht zugunsten auch 
anderer Formen der Konfliktlösung. Warum 
motiviert er die Behörden und Antragsteller 
nicht hier dort mitzumachen. Warum gibt es 
nicht den Mut, der Erörterungsbehörde bei klar 
angesprochenen Fragen auch den Projektver-
antwortlichen, den Antragsteller, auch zu be-
stimmten Antworten zu zwingen. Warum wird 
über 14 Tage, drei Wochen hinaus an einem 
Punkt ein Kampf durchgeführt, obwohl klar sich 
der Projektverantwortliche auf der Bank nur 
zögernd einlässt, sich inhaltlich zu positionie-
ren. Das war in Frankfurt, das ist in den großen 
Verfahren immer wieder Anlass, weshalb Zeit-
verzögerungen entstehen. Das heißt, dass, 
was ich mir dort wünsche ist, dass der Gesetz-
geber erstens die Chance nutzt, auch Neutrale 
in diese Erörterungstermine auf der Bank der 
Anhörungsbehörde mit einbindet. Zum zwei-
ten, dass man moderne Formen der Kommu-
nikation nutzt, dass überhaupt die Kommunika-
tion gefördert wird. Da ist ein ganz klares Man-
ko, was man ansprechen muss, bevor man 
eine Veränderung des Gesetzes vornimmt 
oder gar den ganzen Termin streicht, dass 
man überhaupt erst einmal fragt: Kann ich 
nicht das vom Gesetzgeber gewünschte Er-
gebnis dadurch bewirken, dass ich moderne 
Techniken der Kommunikation den Beamten 
vermittle oder Neutrale hinzuziehe als Außen-
stehende, die diese Technik beherrschen. Und 
solange das nicht ausprobiert worden ist, ich 
erinnere mich, dass wir ein solches Planspiel 
einmal als Auftragnehmer für das Bundesver-
kehrsministerium bei der Frage durchgeführt 
haben, was passiert eigentlich, wenn man den 
Behörden aufgibt, die Vollständigkeit der Plan-
unterlagen im Umweltverträglichkeitsprüfungs-
verfahren frühzeitig zu prüfen. Was passiert, 
wenn man die Behörden unter Druck setzt, in 
bestimmten Zeiten solche Verfahren abzuar-
beiten. Wir haben dort im BMV ein Planspiel 
gemacht und für mich kam heraus, die Behör-
den reagieren äußerst sensibel und auch freu-
dig darauf, wenn sie dort in einer bestimmten 
Richtung auch mal ermuntert werden, sich zu 
verändern. Ich nehme wahr, dass viele von 
den Klagen, die ich auch hier in den Experten-
Anhörungen höre, über diese langen Verfahren 
letztendlich mit sehr einfachen Möglichkeiten 
der modernen Kommunikation verändert wer-
den könnten. Das heißt natürlich auch, dass 
man mutig dem einen oder anderen mal in die 
Parade fahren muss. Das ist völlig klar. Ich 
sage das durchaus, weil ich selbst beteiligt war 
bei dem Großverfahren, aber man muss ja mal 
ehrlich sagen, wo läuft es schief, wo sind die 
Ursachen, bevor man den Holzhammer raus-
holt und sagt, wir machen das ganze Verfah-
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ren tot. Ich denke, für den Bürger ist die Bot-
schaft doch katastrophal, wenn sie die konflikt-
behafteten Verfahren dadurch beenden, dass 
Sie als Gesetzgeber sagen, die streichen wir 
schlicht oder stellen sie ins Belieben der Be-
hörden, wen sie einladen – die Guten ins Töpf-
chen und die Schlechten kommen dann drau-
ßen hin. Dann ist die Botschaft an den Bürger 
ganz klar. Wir wollen deine Argumente inner-
halb des Planungsverfahrens nicht mehr hö-
ren, geh doch zum Gericht und hole dir dein 
Recht dort. Dann verlängern Sie automatisch 
das Konfliktverfahren, ohne dass eine Lösung 
mit den Gutwilligen ermöglicht wird. Und dass 
es auch solche gibt, will ich nachweisen, dafür 
gibt es Belege auch in den großen Planfest-
stellungsverfahren.  
 
Vorsitzender: Sie gestatten mir die Bemer-
kung, dass ich die Belege gerne mal hätte, 
Herr Möller-Meinecke. Ich gehöre zu den leid-
geprüften Abgeordneten, die seit 40 Jahren im 
Einzugsbereich der Startbahn West leben, die 
nichts anderes tun auf verschiedenen politi-
schen Ebenen, als sich immer neue Formen 
der Kommunikation einzulassen, moderne 
Kommunikation anzuwenden. Und wenn ich 
die Ergebnisse der modernen Kommunikation 
sehe, laufen die alle darauf hinaus, dass wir 
noch vier, fünf Jahre mehr brauchen. Ich habe 
in keinem einzigen Fall erlebt – nehmen Sie 
mal das Frankfurter Mediationsverfahren -, das 
ja wohl in seiner Art das modernste ist, was 
man nehmen kann, als dass dort nicht endlos 
Diskussionen geführt würden mit immer neuen 
Gutachten. Von Gutachten verstehe ich auch 
mal was, weil ich da mal Vorsitzender der En-
quetekommission Schutz der Erdatmosphäre 
und ich weiß, wie man mit immer neuen Gut-
achten immer neue Dinge bewegen kann – bis 
hin zum Sachverhalt, dass, wenn sie dann so 
lange bewegt worden sind, diejenigen, die 
damals zur Verzögerung beigetragen haben, 
heute sagen, ja, aber das vorgelegte Datenma-
terial ist zu alt, es muss neu aufgegriffen wer-
den. Wissen Sie, und da sagt dann ein leidge-
prüfter Abgeordneter: Irgendwo ist Schluss. 
Entschuldigen Sie, aber das ist so seit Start-
bahn West 35 Jahre aktive Teilnahme – schon 
damals, Herr Posch –, wir wissen es. Das 
musste mal raus – Entschuldigung. 
 
RA Matthias Möller-Meinecke: Herr Vorsit-
zender, ich würde da gerne drauf antworten, 
weil ich finde, das ist sehr spannend für Ihre 
Entscheidungsfindung. Das Frankfurter Media-
tionsverfahren ist das klassische Verfahren 
eines modernen Verfahrens, wo innerhalb 
eines sehr knappen Zeitraumes, ich glaube es 
hat anderthalb oder zwei Jahre gedauert, eine 
Lösung herbeigeführt worden ist, und zwar mit 
qualitätsgesicherten Gutachten, die auch noch 
Akzeptanz gefunden haben. Dass man Gut-

achten, die im Jahre 2001 gefertigt worden 
sind im Jahre 2006 hinterfragt, ist doch wohl 
nur legitim? Aber dieses Frankfurter Media-
tionsverfahren als Beleg dafür zu nehmen, 
dass endlos lang immer wieder Dinge als Gut-
achten in Frage gestellt werden, verkennt auch 
die einigende Funktion, die dieses Verfahren 
hat. Das Manko, warum dieses Mediationsver-
fahren in dem Planfeststellungsverfahren nicht 
positiv umgesetzt worden ist, ist ein Euro oder 
zwei Euro pro Ticket. Dass der Flughafen-
betreiber nicht bereit war, das Ergebnis des 
Mediationsverfahrens umzusetzen, sondern 
einen Konfliktkurs eingegangen ist und auf die 
Art und Weise die Konflikte mit den beteiligten 
Kommunen rundum erneut verschärft hat. Das 
ist das Problem, was man ansprechen muss. 
Da geht es nicht um lange extensive, intensive 
Gutachten, die neu eingefordert worden sind.  
 
Vorsitzender: Ich schlage vor, wir vertiefen 
das zwischen uns, weil zu dem, was Sie gera-
de ausgeführt haben, hätte ich ungefähr fünf 
Anmerkungen, die in Summe von 1 bis 5 kont-
rär ausfallen würden, bis hin zu den Zeitverläu-
fen, die Sie genannt haben. Muss aber jetzt 
nicht sein, machen wir zwischen uns. So. Ich 
bin auch ab jetzt sehr enthaltsam wieder. Jetzt 
habe ich den Kollegen Hill. 
 
Abg. Hans-Kurt Hill: Ich habe natürlich Ver-
ständnis dafür, dass man auch mal so ein biss-
chen persönliche Gefühle hier breit macht, 
aber wir haben ja noch einiges zu tun und 
gestatten Sie mir auch vielleicht eine kurze 
Anmerkung, bevor ich meine Frage stelle. Ich 
bedauere das natürlich äußerst, dass mittler-
weile mehr Sachverstand hier im Raum ist als 
Abgeordnete, die es ja eigentlich interessiert. 
Für mich, ich mache mir meine eigene Bewer-
tung dazu. Und ich finde das nicht angemes-
sen, insbesondere, wenn so viel Sachverstand 
da ist. Aber jetzt zu der Frage, die ich gerne an 
Prof. Dolde und an Frau Dr. Prall richten möch-
te: Der Kollege war eben schon mal auf die 
Kostensituation eingegangen. Ob die Kosten 
für die Leitungen beeinflussbar oder nicht be-
einflussbar sind, wirkt sich ja entscheidend auf 
die Netzkosten aus. Darüber haben wir eben 
schon mal gesprochen. Im Rahmen der An-
reizregulierung durch die Bundesnetzagentur 
wäre es aus unserer Sicht kontraproduktiv, 
wenn Kostenfaktoren wie im § 21 Energiewirt-
schaftsgesetz als nicht beeinflussbare Kosten 
gesetzlich festgelegt werden. Dadurch würde 
der Bundesnetzagentur die Möglichkeit ge-
nommen werden, die Netzkosten im Interesse 
der Verbraucher zu senken. Halten Sie es für 
sinnvoll, dass die Mehrkosten der Erdkabel an 
die Endkunden durchgereicht werden sollen 
oder sind diese nicht viel mehr von den Netz-
betreibern zu tragende Kostenanteile? Und die 
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Frage, wie gesagt, einmal an Herrn Prof. Dolde 
und einmal an die Frau Dr. Prall. 
 
Vorsitzender: Herr Dolde ist im Moment nicht 
da. Frau Prall. 
 
Dr. Ursula Prall: Umlagefähigkeit der Mehr-
kosten für Erdkabel. Es ist schon eine ganz 
klare Erfahrung, wenn eine Umlagefähigkeit 
der Mehrkosten besteht auf die Netznutzungs-
entgelte, dann ist die Bereitschaft der Netz-
betreiber zumindest diskutierbar, ein Erdkabel 
zu bauen. Wenn diese Umlagefähigkeit nicht 
besteht, dann ist das Ganze sofort vom Tisch 
und geht in eine kontroverse und unangeneh-
me Diskussion. Die Bundesnetzagentur, also 
wenn es als nicht beeinflussbarer Kostenanteil 
gesehen wird, dann ist natürlich der Bundes-
netzagentur die Möglichkeit genommen, hier 
noch eine Kontrolle auszuüben. Das war aber 
genau auch das, was wir gerne möchten in 
diesem Bereich, wenn ein zusätzliches Kriteri-
um eingeführt wird, für die Zulässigkeit des 
Erdkabelbaus oder für den Willen, ein Erdkabel 
zu bauen, indem dann noch gesagt wird, wir 
brauchen dann aber vorher noch die Zustim-
mung der Bundesnetzagentur. Das heißt, die 
Bundesnetzagentur kommt ja an einer Stelle 
ins Spiel, an der sie gar nicht ins Spiel kom-
men soll, denn es geht um Entscheidungen 
von genehmigenden Behörden, also Planfest-
stellungsbehörden. Und die sollen nicht da-
durch beeinflusst werden, dass die Bundes-
netzagentur vorher ihre Zustimmung gibt, dass 
die Mehrkosten umlagefähig sind. Das ist nicht 
der Sinn eines Tatbestands, mit dem der Erd-
kabelausbau gefördert werden soll und das an 
Schutzbedürftigkeiten festmacht. Ich halte es 
daher für sehr sinnvoll, wenn im Gesetz steht, 
dass es nicht beeinflussbare Kostenanteile 
sind, weil damit auch ein Streitpunkt aus dem 
Gesetz ist. Ach so und noch über die Netznut-
zungsentgelte: Die Netznutzungsentgelte zu 
senken, ob dass nicht diesem erklärten Ziel 
der Bundesregierung zuwiderläuft. Ich hatte 
schon den Preis genannt oder das genannt, 
was als Anteil auf die Stromnetze oder auf den 
Strompreis entfällt, 3 Cent pro Monat, wenn 
man 100 km als Erdkabel verwirklicht, auf 380-
kV-Ebene, also ein sehr geringer Anteil ge-
messen vor allem auch, was sonst in das Netz 
investiert wird. Natürlich eine Steigerung, inso-
fern auch konträr, aber man könnte wirklich 
auch noch an anderen Stellen ansetzen, um 
den Strompreis zu senken, also insbesondere 
auch im Bereich der Stromerzeugung.  
 
Vorsitzender: Herr Kollege, würden Sie die 
Frage für Prof. Dolde bitte noch mal wiederho-
len? 
 
Abg. Hans-Kurt Hill: Ja, sehr gerne: Die Fra-
ge, ob die Kosten für die Leitung beeinflussba-

re oder nicht beeinflussbare Kosten sind, wirkt 
sich entscheidend für die Netzkosten aus. Im 
Rahmen der Anreizregulierung durch die Bun-
desnetzagentur wäre aus unserer Sicht kont-
raproduktiv, wenn die Kostenfaktoren – wie in 
§ 21 Energiewirtschaftsgesetz – als nicht be-
einflussbare Kostenfaktoren gesetzlich festge-
legt werden. Dadurch würde der Bundesnetz-
agentur die Möglichkeit genommen werden, 
die Netzkosten im Interesse der Verbraucher 
zu senken. Halten Sie es für sinnvoll, dass die 
Mehrkosten der Erdkabel an die Endkunden 
durchgereicht werden sollen oder sind diese 
nicht vielmehr von den Netzbetreibern zu tra-
gende Kostenanteile oder wo sehen Sie an-
sonsten noch entsprechende Knackpunkte bei 
dieser Frage? 
 
Prof. Dr. Klaus-Peter Dolde: Ich sehe natür-
lich schwerlich eine Möglichkeit, dem Netz-
betreiber eine gesetzliche Verpflichtung aufzu-
erlegen und ihn zugleich daran zu hindern, die 
verursachten Kosten weiterzugeben. Ich weiß 
nicht, wie das funktionieren soll. Aber für mei-
ne Begriffe ist es hier - es wurde heute gesagt 
- kein Gesetz zur Beschleunigung der Planung 
von Verkehrswegen, sondern ein Gesetz zur 
Förderung des Absatzes von erneuerbaren 
Energie. Das mag ein löbliches Ziel sein, ist 
aber ein anderes Thema, was nicht in das 
Gesetz gehört. Aber wie gesagt, das sehe ich 
eigentlich schwerlich, dass Sie den Netzbetrei-
ber verpflichten, dieses zu tun, sondern die 
Kosten bleiben bei euch. Er hat sein Grund-
recht aus Art. 12 GG.  
 
Vorsitzender: Vielen Dank. Kollege Hettlich. 
 
Abg. Peter Hettlich: Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender, noch mal eine Frage an Herrn Möller-
Meinecke, und zwar zur Aarhus-Konvention. 
Das ist hier ganz kurz – am Anfang glaube ich 
–, gestriffen worden und ich wollte noch mal 
fragen, wie Sie dieses Gesetz unter dem As-
pekt der Aarhus-Konvention beurteilen und wie 
groß Sie die Gefahr einschätzen, dass das 
möglicherweise beim Europäischen Gerichts-
hof irgendwann landet wegen Verstoß gegen 
die Richtlinie? 
 
Vorsitzender: Herr Möller-Meinecke. 
 
RA Matthias Möller-Meinecke: Ja, ich will 
erstmal methodisch sagen, die Ansätze des 
völkerrechtlichen Vertrages von Aarhus ist ein 
völlig anderer als der Regelungsinhalt der vor-
liegenden Gesetzentwürfe. Aarhus geht im 
Kern davon aus, den Bürger mit seinen Rech-
ten zu stärken, ihm mehr Information im Ver-
fahren, mehr Beteiligung zu geben, frühzeitige-
re Beteiligung zu geben und seine Recht-
schutzmöglichkeiten auch vor dem System der 
deutschen Verwaltungsgerichtsbarkeit auszu-
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weiten. Der Gesetzentwurf oder beide Gesetz-
entwürfe, die wir hier bewerten, gehen genau 
den umgekehrten Weg, sie versuchen zu 
Gunsten einer Effizienzsteigerung, zu Gunsten 
einer Beschleunigung wesentliche Verfah-
rensteile zu streichen, den Bürger im Kern 
auch mit den Rechten, den Verfahrensrechten 
und den Rechtschutzmöglichkeiten zu be-
schneiden und insofern vertrete ich die Mei-
nung, dass um Aarhus gerecht zu werden, das 
System auch für Aarhus fit zu machen – das 
habe ich schon mehrfach betont – es notwen-
dig ist, die Qualität der Planungsentscheidun-
gen zu verbessern. Das, was wir hier als Trial 
and Error erleben ist, man probiert mal, ob 
man nicht einzelne Verfahrensschritte strei-
chen kann mit dem Risiko, dass die Verfah-
rensentscheidungen materiell fehlerhafter wer-
den und das finde ich sehr fahrlässig, weil es 
im Kern mit einer vollen Breitseite gegen den 
Geist von Aarhus geht und ich denke, das ist 
auch ein schlechtes Beispiel für die neuen 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Kommissi-
on, an die sich Aarhus ja vor allem vorrangig 
richtet, deren Rechtssystem fit zu machen, 
auch das Natur-, das Umweltrecht umzusetzen 
und ich will nicht prognostizieren, wie die 
Rechtssprechung auf europäischer Ebene das 
umsetzt, aber ich sehe den Gesetzgeber, auch 
den nationalen Gesetzgeber in der Pflicht hier 
eigentlich noch wesentliche Schritt zu vollzie-
hen, um Aarhus auch in Deutschland umzu-
setzen. 
 
Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Möller-
Meinecke. Ich freue mich, dass wir den Besu-
chern, die gerade eingetroffen sind, noch einen 
letzten Fragesteller präsentieren zu können, 
um dann noch die Antwortrunde. Herr Heil-
mann. 
Abg. Lutz Heilmann: Ja, ich habe ja heute in 
der Anhörung gelernt, dass man sich vorrätlich 
immer zu Wort melden soll und deswegen 
hatte ich mich ganz einfach noch mal gemel-
det, aber dankeschön. 
 
Vorsitzender: Es hat sich herumgesprochen. 
Kollege Hettlich noch. 
 
Abg. Peter Hettlich: Ich habe noch eine Frage 
an Herrn Hien, und zwar haben wir eben über 
die Bundesvorrangprojekte, die Liste gespro-
chen, und Sie haben gesagt, im Grunde ge-
nommen sehen Sie das relativ unproblema-
tisch, weil Sie sagen, dass ist eigentlich der 
Gesetzgeber, der muss jetzt mit dem Gesetz 
sagen, was will er denn jetzt eigentlich in die-
ser Vorrangliste haben. Wie bewerten Sie die 
Tatsache, dass diese Vorrangliste beispiels-
weise Projekte aufführt, die weder im Bundes-
verkehrswegeplan noch im Fernstraßenaus-
baugesetz auftauchen; sondern beispielsweise 
unter der Nr. 46 taucht hier die B 87N Leipzig – 

Torgau – Frankfurt auf, das gibt es als Projekt 
in dieser Form weder in beiden, weder im 
Bundesverkehrswegeplan noch im Fernstra-
ßenausbaugesetz. Das ist eine Perlenkette 
von 15, 16 Einzelprojekten. Und da frage ich 
mich – übrigens sind das zum Teil Projekte 
vordringlichen Bedarfs, zum Teil mit ökologi-
schem Planungsauftrag, und zum Teil im wei-
teren Bedarf sogar. Deswegen frage ich jetzt 
mal, wie bewerten Sie dann in dem Kontext 
diese Liste, die auf S. 38 und 39 im Gesetz 
noch auftaucht, weil die ja eigentlich sehr un-
präzise ist. So gesehen ist das doch nicht die 
richtige Handreichung für diejenigen, die dann 
irgendwann mal über dieses Gesetz, vielleicht 
möglicherweise, noch mal entscheiden müs-
sen. Dankeschön. 
 
Eckhart Hien: Meine Position ist ja, dass ich 
sage, die alleinige Zuständigkeit des Bundes-
verwaltungsgerichtes ist verfassungsrechtlich 
problematisch. Dieses Problem wird aber et-
was reduziert, wenn der Gesetzgeber selbst 
enumerativ Projekte aufführt. Und jetzt ist das 
Ihre Aufgabe, nicht unsere Sie sind der Ge-
setzgeber Sie müssen entscheiden, ob diese 
Leipzig-Torgau-Frankfurt/O.-Straße, ob Sie die 
für so wichtig halten. Wenn Sie das tun, dann 
ist für uns als Gericht, wenn wir das zu über-
prüfen haben, ja die Frage, ist das jetzt verfas-
sungsrechtlich zulässig. Und wenn wir der 
Meinung wären, das ist eine so unwichtige 
Verkehrsverbindung, die hätte aus Verfas-
sungsgründen da nicht reingehört, dann müss-
ten wir das Verfahren nach Karlsruhe nach Art. 
100 GG vorlegen. Und das sage ich Ihnen 
gleich, das tun wir äußerst ungern. Wir würden 
sagen, da hat der Gesetzgeber eine breite 
Einschätzungsprärogative, da hat er einen 
Spielraum und den würden wir bis zur 
Schmerzgrenze respektieren, ja. Insofern halte 
ich eben diese Lösung für die gangbarste, 
wenn man sie denn überhaupt will.  
 
Vorsitzender: Wir kommen zum Ende unserer 
Anhörung. Das wird nicht das Ende der Dis-
kussion bedeuten und ich drohe Ihnen schon 
jetzt, dass mit Sicherheit aus den Reihen der 
Kollegen noch die eine oder andere Nachfrage 
kommt bis hin zu den avisierten persönlichen 
Gesprächen. Ich bedanke mich insbesondere 
bei denen, die wir sehr kurzfristig geladen ha-
ben. Frau Prall, da es Wünsche aus den Betei-
ligten-Kreisen waren, ja, und wir dann sehr 
flexibel auf diese Wünsche reagiert haben, 
kam es zu der Kurzfristigkeit, die ich ansonsten 
vermeide. Aber das waren bestimmte Zwangs-
läufigkeiten. Wenn Sie sich im Leben eines An-
hörungsvorbereitungskriterienkataloges aus-
kennen, ja, die nicht vermeidbar sind. Noch 
mal ganz herzlichen Dank für das, was Sie hier 
ausgeführt haben. Ich glaube, dass es ganz 
erheblich dazu beigetragen hat, die eine wie 
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die andere Position noch einmal im Klartext zu 
verdeutlichen. Es hat auch deutlich gemacht, 
dass es – zumindest nach meinem Dafürhalten 
– durchaus Möglichkeiten gibt, zur Beschleuni-
gung zu kommen und damit zu dem, was ich 
als Kernanliegen des Vorgehens betrachte, 
weil es für die weitere Entwicklung auch hier in 
der Bundesrepublik unter dem Aspekt Standort 
Deutschland ganz relevant ist. Ganz herzlich 
Dank auch an die beteiligten Kollegen. Ich 
schließe für heute. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schluss der Sitzung: ca. 16.00 Uhr  
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Anlagen 
 
 
 

Stellungnahmen der Sachverständigen 
zu Gesetzentwürfen  

betreffend die Planung von Infrastrukturvorhaben 
zu der Anhörung am 17. Mai 2006 

 
 
 
 

Prof. H. Brakelmann Universität Duisburg-Essen 
Offshore Forum Windenergie (OFW) 
 

S.   52 

Prof. Dr. Dr. Klaus-Peter Dolde Rechtsanwälte Dolde & Partner S.   59 

Eckart Hien Präsident des Bundesverwaltungsgerich-
tes 

S.   91 

RA Matthias M. Möller-Meinecke Rechtsanwalt – Fachanwalt für 
Verwaltungsrecht 

S.   96 

Dieter Posch, MdL Hessischer Landtag S. 105 

Peter Rottner Landesgeschäftsführer 
Bund Naturschutz in Bayern e. V. 

S. 115 

Prof. Dr. Bernhard Stüer Rechtsanwalt und Notar S. 120 

RA Dr. Hans-Peter Vierhaus Mock Rechtsanwalt S. 125 

Prof. Dr. Martin Wickel 
 

HafenCity Universität Hamburg S. 137 

 
 
 
 
 
 


